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Mitteilung Berlin, den 9. März 2017

Die 108. Sitzung des Ausschusses für Arbeit und
Soziales
findet statt am
Montag, dem 20. März 2017, 13:00 bis ca. 14.05
Uhr
10557 Berlin
Paul-Löbe-Haus, E.200

Sekretariat
Telefon: +49 30 - 227 3 24 87
Fax: +49 30 - 227 3 60 30

Sitzungssaal
Telefon: +49 30 - 227 3 33 08
Fax: +49 30 - 227 3 63 32

Achtung!
Abweichende Sitzungszeit!

Tagesordnung - Öffentliche Anhörung

a)

Einziger Punkt der Tagesordnung

Öffentliche Anhörung von Sachverständigen

Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Klaus
Ernst, Herbert Behrens, weiterer Abgeordneter und
der Fraktion DIE LINKE.

Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeits-
stress reduzieren

BT-Drucksache 18/8724

verbundene Dokumente:
BT-Drucksache: 18/8241 Antrag

Federführend:
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Mitberatend:
Ausschuss für Wirtschaft und Energie
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss für Gesundheit
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b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke,
Brigitte Pothmer, Kerstin Andreae, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN

Mehr Zeitsouveränität - Damit Arbeit gut ins Le-
ben passt

BT-Drucksache 18/8241

verbundene Dokumente:
BT-Drucksache: 18/8724 Antrag

Federführend:
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Mitberatend:
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Kerstin Griese, MdB
Vorsitzende
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Liste der Sachverständigen
zur öffentlichen Anhörung am Montag, 20. März 2017, 13.00 – 14.00 Uhr

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA)

Zentralverband des Deutschen Handwerks e.V. (ZDH)

Handelsverband Deutschland - HDE e.V.

Deutscher Hotel- und Gaststättenverband e.V. (DEHOGA)

DIE FAMILIENUNTERNEHMER e.V.

BASF SE

Deutscher Gewerkschaftsbund

ver.di Bundesverwaltung

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA)

Lena Hipp, PhD, Berlin

Dr. Yvonne Lott, Düsseldorf



Ausschussdrucksache 18(11)947 Ausschuss für Arbeit und Soziales

5

DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)934
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 15. März 2017
18. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 20. März 2017 zum

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Klaus Ernst, Herbert Behrens, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE.
Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeitsstress reduzieren - BT-Drucksache
18/8724

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Brigitte Pothmer, Kerstin Andreae,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Zeitsouveränität - Damit Arbeit gut ins Leben passt - BT-Drucksache 18/8241

Deutscher Hotel- und Gaststättenverband e.V. (DEHOGA)

I. Vorbemerkung

Ohne Zweifel ist das Arbeitszeitrecht einer der Be-
reiche, in denen die Schere zwischen den Anforde-
rungen des aktuellen Wirtschafts- und Arbeitslebens
einerseits und einem überkommenen rechtlichen
Rahmen andererseits besonders weit auseinander-
geht. Durch Digitalisierung und Globalisierung,
durch demografischen und gesellschaftlichen Wan-
del verstärkt sich diese Diskrepanz.

Gastronomie und Hotellerie sind geprägt von starken
Nachfrageschwankungen, von Veranstaltungen, die
länger dauern als geplant, von kurzfristigen witte-
rungs- und verkehrsbedingten Änderungen der Be-
triebsabläufe.

Der DEHOGA weist daher schon seit längerem da-
rauf hin, dass das bestehende Arbeitszeitgesetz in
Teilen nicht mehr zeitgemäß ist. Für die Betriebe des
Gastgewerbes ist es insbesondere die starre tägliche
Höchstarbeitszeit, die mit Mitteln der Personalein-
satzplanung nahezu nicht mehr zu bewältigen ist.

Nicht nachvollziehen können wir die Behauptung in
beiden Anträgen, das Arbeitszeitrecht sei derzeit ein-
seitig bzw. überwiegend an den Flexibilitätsinteres-
sen der Arbeitgeber ausgerichtet. Das ist vollkom-
men falsch! Im Gegenteil, das Arbeitszeitgesetz ist in
erster Linie ein Gesetz, das Arbeitnehmer schützen
soll. Das ist in § 1 ArbZG eindeutig niedergelegt, der
als Gesetzeszweck die Sicherheit und den Gesund-
heitsschutz der Arbeitnehmer benennt. Daneben sol-
len mit dem Gesetz auch die Rahmenbedingungen
für flexible Arbeitszeiten verbessert werden. Zwi-

schen diesen beiden Aspekten – Schutz der Arbeit-
nehmer einerseits und Flexibilitätsbedarf anderer-
seits – muss das richtige Verhältnis immer wieder
neu ausgelotet werden. Diese Diskussion muss in der
Tat geführt werden.

Der in den Anträgen behauptete Gegensatz zwischen
Flexibilität als Anliegen der Arbeitgeber auf der ei-
nen Seite und Zeitsouveränität als Anliegen der Ar-
beitnehmer auf der anderen Seite ist dagegen künst-
lich konstruiert und fern der Realität.

Jedenfalls für das zentrale Anliegen des Gastgewer-
bes – eine Flexibilisierung der täglichen Höchstar-
beitszeit – existiert dieser Gegensatz nicht.

Das Gegenteil ist richtig: Es ist die Flexibilität, die
überhaupt erst Raum schafft für Zeitsouveränität.

Deshalb sprechen sich im Gastgewerbe zahlreiche
Arbeitnehmer für eine Flexibilisierung der täglichen
Arbeitszeit aus. Sie wollen frei selbst mitbestimmen,
wann sie wie lange arbeiten können und möchten.
Und nicht durch ein starres Gesetz bevormundet
und paternalistisch „vor sich selbst geschützt“ wer-
den.

II. Dringender Reformbedarf bei der starren tägli-
chen Höchstarbeitszeit

Die tägliche Höchstarbeitszeit von regelmäßig acht,
im Ausnahmefall zehn Stunden, ist nicht mehr zeit-
gemäß.

Beispiele gibt es genug: Wenn eine Hochzeit länger
dauert, sich der Reisebus verspätet oder das Som-
merwetter zum Verweilen im Biergarten einlädt –
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sollen die Betriebe dann aufhören zu kochen und zu
bedienen? Diese und andere typische Fallkonstellati-
onen in Hotellerie und Gastronomie sind mit den be-
stehenden Möglichkeiten des Arbeitszeitgesetzes
nicht lösbar. Weder kann tarifvertraglich Abhilfe ge-
schaffen werden, da keine der in § 7 ArbZG be-
schriebenen Konstellationen vorliegt. Noch sind in
der Regel Ausnahmegenehmigungen nach § 15 Ar-
bZG eine Lösung, da sie von den meisten Genehmi-
gungsbehörden restriktiv gehandhabt werden, büro-
kratisch und teuer sind. Noch liegt in den meisten
Fällen ein Notfall im Sinne von § 14 ArbZG vor.

Ein Rechtsgutachten, das der DEHOGA im Herbst
2015 in Auftrag gegeben hat, kommt zum Ergebnis,
dass eine gesetzgeberische Lösung geschaffen wer-
den muss.

Unser Lösungsvorschlag lautet, von einer täglichen
auf eine wöchentliche Höchstarbeitszeit umzustel-
len, so wie es auch die EU-Arbeitszeitrichtlinie vor-
sieht.

So können Arbeitszeiten individuell und flexibel
auf die Woche verteilt werden, ohne jedoch die Ge-
samtarbeitszeit zu verlängern. Das wäre eine euro-
parechtskonforme, einfache, unbürokratische und
rechtssichere Lösung, die Unternehmern wie auch
Mitarbeitern größere Flexibilität bei der Arbeitszeit-
gestaltung ermöglichen würde.

Dabei geht es nicht um mehr Arbeit oder um weni-
ger Arbeitsschutz, sondern um eine bessere Vertei-
lung der Arbeit. Überstunden werden bezahlt oder
mit Freizeit ausgeglichen. Mindestruhezeiten blei-
ben unangetastet. Gesundheitsschutz und Jugendar-
beitsschutz selbstverständlich auch.

Eine Umstellung von Tages- auf Wochenarbeitszeit
würde nicht nur mehr Flexibilität für Unternehmen
sondern auch mehr Zeitsouveränität für Mitarbeiter
schaffen. Das gilt für die Mutter, die mehr Zeit mit
ihren Kindern verbringen möchte – und lieber zwei
Tage die Woche zwölf Stunden arbeiten, anstatt drei
Tage die Woche acht Stunden – z.B. auch, weil sie
an zwei Tagen eine Kinderbetreuung hat. Das gilt
auch für die Bedienung im Biergarten, die bei bes-
tem Wetter Schluss machen muss, obwohl sie weiß:
morgen regnet es.

Eine für das Gastgewerbe zielführende Lösung
müsste auf jeden Fall gewährleisten, dass die beste-
henden Ausgleichszeiträume und die Möglichkeiten
ihrer tarifvertraglichen Ausgestaltung („Jahresar-
beitszeitkonto“) bestehen bleiben. Denn anderenfalls
könnte in den Saisonbetrieben eine ganzjährige Be-
schäftigung, der unser intensives Bemühen gilt,
nicht realisiert werden.

III. Die Forderungen der Antragsteller

Die Ansätze in den Anträgen der Bundestagsfraktio-
nen DIE LINKE sowie BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
gehen dagegen an der Realität vorbei.

Insbesondere:

1. Senkung der Wochenhöchstarbeitszeit auf 40
Stunden

Mit einer Senkung der Wochenhöchstarbeitszeit auf
40 Stunden würden Normalarbeitszeit und Höchstar-
beitszeit nahezu vollständig angenähert.

Das bedeutet im Klartext bei Vollzeitbeschäftigten
eine Flexibilität nahe Null.

Die notwendigen Konsequenzen:

- Arbeitszeitkonten, Gleitzeitregelungen und
Überstunden, die einen Zeitraum von einer Wo-
che überschreiten, sind nicht mehr zulässig.

- Unternehmen können auf schwankenden Ar-
beitsanfall nicht mehr legal reagieren. Sie kön-
nen nur noch Aufträge ablehnen, auf mehr Teil-
zeitbeschäftigung setzen – oder schwarz arbeiten
lassen.

- Mitarbeiter können nicht mehr durch „Plusstun-
den“ an einzelnen Tagen Raum für „Minusstun-
den“ an anderen Tagen in einer anderen Woche
schaffen. Das nimmt ihnen Zeitsouveränität, z.B.
für Familienarbeit, Vereinsaktivitäten, ehrenamt-
liches Engagement. Oder sie reduzieren generell
ihre regelmäßige Arbeitszeit – aus Vollzeit wird
Teilzeit.

- Überall da, wo es Saisongeschäft gibt, führt eine
solche Festschreibung zu weniger ganzjähriger
Beschäftigung und mehr befristeten Arbeitsver-
hältnissen. Denn nur durch die Sommer-Über-
stunde wird in Saisonbetrieben und Saisonregio-
nen die Winter-Arbeitslosigkeit verhindert (bzw.
umgekehrt). Für das Gastgewerbe gefährdet das
mittelfristig die Fachkräftebasis und somit die
Qualität von Dienstleistungen und Produkten –
und damit den Tourismusstandort Deutschland
insgesamt.

Das kann nicht ernsthaft gewollt sein!

2. Anspruch von Beschäftigten, in einem Korridor
zwischen 30 und 40 Stunden ihren Arbeitszeit-
umfang bedarfsgerecht nach unten und oben an-
zupassen

Unternehmen reagieren in aller Regel auf sich än-
dernde Rahmenbedingungen und Bedürfnisse ihrer
Mitarbeiter wie Elternschaft, Pflegeaufgaben in der
Familie oder finanzielle Engpässe o.ä. Wenn Mitar-
beiter ihre individuelle Arbeitszeit oder deren Ver-
teilung ändern möchten, wird geprüft, ob dies ohne
Einbußen für Umsatz und Arbeitsorganisation und
ohne dass Kollegen oder Kunden darunter leiden
müssen umsetzbar ist. Sehr vieles wird auf dieser
Basis möglich gemacht. Unternehmen und Arbeit-
nehmer stellen tagtäglich Im Rahmen freiwilliger
Kompromisse ihre Flexibilität unter Beweis und ge-
stalten gemeinsam ihre Arbeitsbedingungen. Gerade
die vertraglich vereinbarten Arbeitszeiten sind heut-
zutage nicht Ergebnis einer einseitigen Arbeitgeber-
Vorgabe, sondern einer besprochenen und ggf. aus-
gehandelten Vereinbarung.
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Soweit es jedoch um Rechtsansprüche geht, darf und
muss daran erinnert werden, dass auch im Arbeits-
recht der Grundsatz „Pacta sunt servanda“ gilt - Ver-
träge sind bindend und sind einzuhalten. Das gilt für
Arbeitgeber wie auch für Arbeitnehmer. Beide müs-
sen sich darauf verlassen können, dass einmal ge-
troffene Vereinbarungen zum Umfang der der Ar-
beitszeit eingehalten werden. Der Arbeitnehmer ist
vor einseitigen Veränderungen durch den Arbeitge-
ber durch das Recht zum Schutz vor Änderungskün-
digungen umfassend geschützt. Gleichseitig gelten
für ihn eine Reihe von Sonderansprüchen, aus de-
nen er unter bestimmten Bedingungen eine Ände-
rung seiner Arbeitszeit verlangen kann, insbesondere
nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz, in Eltern-
und Pflegezeit.

Darüber hinaus weitere Ansprüche einzuführen, aus
denen Arbeitnehmer jederzeit, ohne Ansehen ihrer
individuellen Motive und lediglich begrenzt durch
Ankündigungsfristen und „dringende betriebliche
Erfordernisse“ ihre Arbeitszeit nach oben und nach
unten anpassen können, wäre eine völlig einseitige
Verschiebung. Arbeitnehmer könnten eine wesentli-
che Stellschraube der Vertragsbedingungen einseitig
in beträchtlichem Umfang verändern. Der Arbeitge-
ber, der entsprechend für Ersatz sorgen müsste, ggf.
für nur kleinste Stundenkontingente und ohne zu
wissen, wie lange die Festlegung gilt, kann kaum
noch disponieren. Die Ersatzbeschaffung wird ext-
rem aufwändig und schwierig, da die Bedingungen
unkalkulierbar und somit für evtl. Ersatz-Arbeitneh-
mer wenig attraktiv sind. Für all dies soll auch noch
der Arbeitgeber die Beweislast tragen. Und durch
häufig wechselndes Arbeitsvolumen und entspre-
chend sich ändernde Personalkosten steht er eben-
falls alleine gerade.

Die Verlässlichkeit und die Ausgewogenheit im Ver-
tragsverhältnis würden nachhaltig gestört. Eine sol-
che Regelung ist daher unbedingt abzulehnen.

3. Rückkehrrecht in Vollzeit / Befristung der Teil-
zeitphase

Soweit die Antragsteller als weitere Ausweitung des
Teilzeitanspruchs in Rückkehrrecht in Vollzeit bzw.
Rückkehrrecht auf den früheren Stundenumfang for-
dern, so lehnt der DEHOGA diesen zusätzlichen ge-
setzlichen Anspruch als weitere bürokratische Be-
lastung des Arbeitsverhältnisses ab

Auch diesbezüglich ist es in der Praxis selbstver-
ständlich, dass Unternehmer und Mitarbeiter bei
entsprechendem Veränderungsbedarf über Umfang
und Lage der Arbeitszeit sprechen. Es ist ebenso
selbstverständlich, dass man hier gemeinsam, oft-
mals auch mit Kollegen im Team, versucht, zu Lö-
sungen zu kommen. Ob dies gelingt, ist nicht eine
Frage von immer mehr und immer ausgefeilteren ju-
ristischen Einzelansprüchen, sondern von tatsächli-
chen Gegebenheiten, von Kompromissbereitschaft
und einer vernünftigen Einstellung zur Vereinbarkeit
von Beruf und Privatleben. Die gesetzlichen Ansprü-
che verbessern dies nicht, sie sind sinnlos und
schaffen lediglich neue Bürokratie und Rechtsunsi-
cherheit.

Insbesondere mittelständische Unternehmen werden
durch die dadurch entstehenden Unwägbarkeiten in

der Planbarkeit ihrer Arbeitszeitgestaltung und Stel-
lenbesetzung behindert. Die Besetzung von Ersatz-
stellen für Mitarbeiter, die ihre Arbeitszeit verrin-
gern wollen, wird so immer komplexer und schwie-
riger. Dies erschwert weiter die ohnehin so schwie-
rige Fachkräftesicherung.

4. Schichttausch

Auch der sog. Schichttausch wird in der Praxis täg-
lich tausendfach praktiziert. Insbesondere in Hotel-
lerie und Gastronomie spielt er eine große Rolle, wie
z.B. kürzlich erst die Best Practice-Beispiele im Rah-
men des Wettbewerbs von DEHOGA und Netzwerk
Erfolgsfaktor Familie zur Vereinbarkeit von Familie
und Beruf gezeigt haben.

(vgl.http://www.dehoga-bundesverband.de/bran-
chenthemen/fachkraeftesicherung/vereinbarkeit-
von-beruf-und-familie/)

Die Praxisbeispiele haben jedoch auch deutlich ge-
zeigt, dass es bei solchen einfachen und effektiven
Maßnahmen vor allem auf den guten Willen und die
wechselseitige Kooperationsbereitschaft im Team
ankommt. So etwas lässt sich nicht gesetzlich ver-
ordnen!

Die juristische Regelung eines Schichttauschrechts
birgt vor allem zwei Risiken:

Auf Seiten der Beschäftigten besteht die Gefahr, dass
häufig die gleichen Arbeitnehmer zu Lasten ihrer
Kollegen einen Schichttausch einfordern. Dies setzt
die Kollegen, insbesondere die, die vermeintlich we-
niger Grund haben, bestimmte „attraktive“ Schich-
ten machen zu wollen, unter Rechtfertigungszwang
und befördert Konflikte in der Belegschaft.

Auf Seiten des Unternehmens ist darauf hinzuwei-
sen, dass die Personaleinsatzplanung, d.h. die Er-
stellung von Schicht- und Dienstplänen, ja nicht nur
eine zeitliche Komponente hat. Dabei spielen auch
Aspekte der Qualifikation und Leistungsfähigkeit
der eingeplanten Mitarbeiter eine Rolle, ebenso wie
z.B. Ausbildungsaufgaben, teamdynamische Erwä-
gungen, die Verzahnung mit der Urlaubsplanung
und die Einhaltung von Arbeitszeitrecht, Jugend-
schutz oder Mutterschutz. Für die Gewährleistung
dieser qualitativen Aspekte und Einhaltung dieser
Schutzrechte ist der Arbeitgeber bzw. zuständige
Vorgesetzte rechtlich und tatsächlich verantwort-
lich. Bei ihm muss daher auch das Letztentschei-
dungsrecht bzgl. eines Schichttausches liegen, nicht
bei den Arbeitnehmern.

5. Arbeit zu „atypischen“ Zeiten und Arbeit auf
Abruf

Es ist bereits heute ein Ziel des Arbeitszeitgesetzes,
Arbeit an Sonn- und Feiertagen, an Samstagen, und
in der Nacht zu begrenzen bzw. dafür einen ange-
messenen Ausgleich zu schaffen. Dafür hält das Ar-
beitszeitgesetz ein differenziertes Regelungssystem
bereit.

Dieses muss in Details sicher immer wieder disku-
tiert und an sich verändernde Rahmenbedingungen
angepasst werden. Angesichts von Phänomen wie
Globalisierung und Plattformökonomie, von Online-
handel und Ausdifferenzierung von Freizeitaktivitä-
ten ist hier jedoch eher mehr als weniger Flexibilität
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das Gebot der Stunde. Die pauschale Forderung, Ar-
beit zu „atypischen“ Zeiten stärker zu begrenzen, ist
rückwärtsgewandt, wachstumsfeindlich und undif-
ferenziert.

Bei der Arbeit auf Abruf nach § 12 Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz ist es bereits heute so, dass die Ver-
einbarung eine bestimmte Dauer der wöchentlichen
und täglichen Arbeitszeit festlegen muss. Erfolgt das
nicht, gilt eine Arbeitszeit von zehn Stunden als ver-
einbart. Eine weitere verbindliche Festschreibung o-
der ein Höchstabrufzeit würden dem Charakter der
Arbeit auf Abruf diametral entgegenlaufen und ist
daher abzulehnen.

6. Anti-Stress-Verordnung

Das Instrument des Arbeitsschutzgesetzes, um Ge-
fährdungen zu ermitteln und zu bewerten und geeig-
nete Maßnahmen zu ergreifen, ist die Gefährdungs-
beurteilung. Gemäß § 5 Abs. 3 ArbSchG sind psychi-
sche Belastungen bei der Arbeit, wozu z.B. in den
Anträgen genannte Aspekte wie ständige Erreichbar-
keit, Arbeitsverdichtung Arbeitszeit oder Arbeitsor-
ganisation gehören, dabei explizit einzubeziehen.

Dieser individuell auf den einzelnen Arbeitsplatz be-
zogene Ansatz ist der geeignetste, um im Arbeitsver-
hältnis mit Stress umzugehen. Eine separate, förmli-
che Anti-Stress-Verordnung hat demgegenüber kei-
nen Mehrwert, sie erhöht lediglich Regelungsdichte
und Bürokratie und ist daher strikt abzulehnen.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)936
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 16. März 2017
18. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 20. März 2017 zum

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Klaus Ernst, Herbert Behrens, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE.
Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeitsstress reduzieren - BT-Drucksache
18/8724

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Brigitte Pothmer, Kerstin Andreae,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Zeitsouveränität - Damit Arbeit gut ins Leben passt - BT-Drucksache 18/8241

Lena Hipp, PhD, Berlin

1. Zusammenfassendes Ergebnis der Stellungnahme

Im Zuge eines sich abzeichnenden Fachkräfteman-
gels, einer weiterhin steigenden Frauenerwerbsquote
und der Einführung neuer Technologien, die Er-
werbsarbeit zusehends vom Arbeitsort entkoppeln,
gewinnt das Thema „Arbeitszeiten“ gesellschaftlich
und politisch weiter an Wichtigkeit. Dauer, Lage und
Verteilung von Erwerbsarbeitszeiten sind zentral für
die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit mit anderen, ge-
sellschaftlich sinnvollen Tätigkeiten wie Kinderzie-
hung, Pflegetätigkeiten, bürgerschaftlichem Engage-
ment oder Weiterbildungen. Vorschläge und Maß-
nahmen, die Beschäftigten mehr Zeitsouveränität er-
möglichen und den spezifischen Zeitbedarfen im Le-
benslauf Rechnung tragen, sind daher notwendig
und zu begrüßen, bedürfen jedoch einer differenzier-
ten Bewertung hinsichtlich ihrer Zielerreichung.

2. Aktuelle Forschungsergebnisse zu Arbeitszeiten
und Arbeitszeitsouveränität

Eine Betrachtung der Erwerbsarbeitszeiten in
Deutschland nach Alter, Qualifikationsniveau und

Geschlecht zeigt, dass manche demographischen
Gruppen gerne weniger, andere hingegen gerne mehr
arbeiten würden (Wöhrmann et al. 2016). So sind
Frauen beispielsweise noch immer seltener und mit
deutlich weniger Stunden erwerbstätig als Männer
(Hipp und Molitor 2016). Diese ungleiche Verteilung
von Erwerbsarbeit entspricht jedoch in vielen Fällen
nicht den Wünschen der Betroffenen. Während bei-
spielsweise Vollzeit arbeitende Eltern – sowohl Müt-
ter als auch Väter – den Wunsch haben, weniger zu
arbeiten, möchten teilzeit- und nicht erwerbstätige
Mütter gerne mehr arbeiten (Bernhardt et al. 2016, S.
31ff). Vollzeiterwerbstätige Väter mit Kindern bis zu
12 Jahren arbeiten derzeit durchschnittlich rund 44
Stunden pro Woche, würden jedoch im Schnitt 9
Wochenstunden weniger arbeiten wollen, vollzeiter-
werbstätige Mütter sogar 14 Wochenstunden. Umge-
kehrt verhält es sich bei der Gruppe derjenigen, die
derzeit nicht erwerbstätig oder in Teilzeit beschäftigt
sind. Nicht oder teilzeiterwerbstätige Mütter wün-
schen sich eine Arbeitszeit von knapp 22 Stunden
pro Woche (siehe Abbildung 1).



Ausschussdrucksache 18(11)947 Ausschuss für Arbeit und Soziales

10

Abbildung 1: Tatsächliche und gewünschte Arbeitszeiten von Eltern junger Kinder (bis 12 Jahre)

Anmerkung: Ergebnisse basieren auf einer Zusatzerhebung zur AID:A II Befragung („Aufwachsen in Deutsch-
land: Alltagswelten“) des Deutschen Jugend Instituts (DJI) aus dem Jahr 2015. Die dargestellten Ergebnisse
sind repräsentativ für Eltern in Paarbeziehungen mit Kindern bis einschließlich 12 Jahren, in denen mindes-
tens ein Elternteil abhängig beschäftigt ist (N=1756); Quelle: Bernhardt et al. 2016, S.121 und S. 122, ange-
passte Darstellung.

Auf die Frage, warum Eltern ihre Arbeitszeiten nicht
ihren Wünschen anpassen, unterscheiden sich die
Antworten von Müttern und Vätern leicht. Sowohl
aus Sicht der Mütter als auch der Väter sind es am
häufigsten finanzielle Gründe, die gegen eine Redu-
zierung der Arbeitszeiten sprechen. Zudem stehen
betriebliche Gründe einer Arbeitszeitreduzierung im
Weg: Knapp jeder zweite Vater und knapp jede dritte
Mutter sehen in ihren aktuellen Betrieben keine
Möglichkeit, ihre Arbeitszeit zu verringern. Gut jeder
dritte Vater gibt als Grund an, dass Teilzeitoptionen

für Männer im Betrieb unüblich seien bzw. der oder
die Vorgesetzte dagegen wäre. Auch jede fünfte Mut-
ter gibt ihre Vorgesetzte bzw. ihren Vorgesetzten als
Hinderungsgrund an; ähnlich häufig sagen Mütter,
dass sie ihr berufliches Fortkommen nicht gefährden
wollen. Gegen eine Erhöhung der Arbeitszeiten spre-
chen aus Sicht der Mütter insbesondere Einschrän-
kungen bei der zeitlichen Flexibilität und der Er-
werbsumfang des Partners. Aus Sicht der Väter ist es
hingegen eher das Fehlen einer passenden Stelle
(Tabelle 1; Bernhardt et al. 2016, S. 39 ff).

Tabelle 1: Häufige Gründe gegen eine gewünschte Änderung des Erwerbsumfangs

Anmerkung: Ergebnisse basieren auf einer Zusatzerhebung zur AID:A II Befragung („Aufwachsen in Deutsch-
land: Alltagswelten“) des Deutschen Jugend Instituts (DJI) aus dem Jahr 2015. Die dargestellten Ergebnisse
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sind repräsentativ für Eltern in Paarbeziehungen mit Kindern bis einschließlich 12 Jahren, in denen mindes-
tens ein Elternteil abhängig beschäftigt ist (N=1756); Mehrfachnennungen möglich; * Fallzahlen < 20; Quelle:
Bernhardt et al. 2016, S. 41, angepasste Darstellung.

Ein ähnlich diverses Bild sehen wir, wenn wir be-
trachten, wie viele Beschäftige die Möglichkeit ha-
ben, zeitlich und räumlich flexibel zu arbeiten. Die
gemeinsam vom Wissenschaftszentrum Berlin für
Sozialforschung (WZB), dem Sozialforschungsinsti-
tut infas und der Wochenzeitung Die Zeit durchge-
führte Vermächtnisstudie zeigt, dass 50 Prozent der
Befragten insgesamt angeben, ihre Arbeit mit der
entsprechenden Technik an jedem Ort der Welt erle-
digen zu können (Rudzio et al. 2016). Bei der Flexi-
bilität von Arbeitszeiten, also der Möglichkeit, auch
mal später anfangen oder früher gehen zu können,
gibt es große Unterschiede nach Bildung und Ein-
kommen. So haben derzeit 69 Prozent der Befragten
mit niedriger Bildung feste Arbeitszeiten, während
es bei den Hochschulabsolventen 42 Prozent sind
(Novotny et al. 2016). Auswertungen der Arbeitszeit-
befragung 2015 durch die Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin (BAuA) zeigen zudem,
dass Beschäftigte, die Einfluss auf die Gestaltung der
Arbeitsanfangs- und -endzeiten haben, auch ihren
Gesundheitszustand deutlich häufiger als gut oder
sehr gut einschätzen als dies Beschäftigte mit gerin-
gen Einflussmöglichkeiten tun (Wöhrmann et al.
2016, S.58). Insgesamt haben jedoch deutlich weni-
ger als die Hälfte der abhängig Beschäftigten in
Deutschland Einfluss auf die Arbeitszeitgestaltung
und die Möglichkeiten der Einflussnahme sind we-
sentlich von betrieblichen und branchenbezogenen
Regelungen bestimmt (Wöhrmann et al. 2016, S.55).

Insgesamt scheint es also keine einheitlichen Ar-
beitszeitbedürfnisse in der Erwerbsbevölkerung zu
geben und demnach auch keine universellen Lösun-
gen, die den Bedürfnissen aller Beschäftigten gleich-
ermaßen gerecht werden können. Vielmehr müssen
Regelungen, die die Zeitsouveränität von Beschäftig-
ten stärken sollen, flexibel an unterschiedlichen Be-
dürfnissen ausgerichtet werden können.

3. Bewertung der vorgeschlagenen Maßnahmen

Neben einer notwendigen Differenzierung zwischen
Beschäftigungsgruppen, wenn es um die Realisie-
rung von Arbeitszeitwünschen geht, müssen Maß-
nahmen zur Erhöhung der Arbeitszeitsouveränität
auch die betriebliche Praxis, vorherrschende Ar-
beitszeitkulturen sowie den Haushaltskontext, in
dem Arbeitszeitentscheidungen getroffen werden,
berücksichtigen. Gesetzliche und auch tarifrechtli-
che Regelungen kommen Beschäftigten nur dann zu-
gute, wenn sie vor Ort und angesichts familiärer und
finanzieller Restriktionen auch tatsächlich umgesetzt
werden können. Außerdem müssen angesichts einer
sinkenden Tarifbindung und der großen Zahl von
Beschäftigten, die von kollektiven Vereinbarungen
nicht profitieren (bspw. weil sie in kleinen Unter-
nehmen tätig sind), auch individuelle Anspruchs-
rechte gestärkt werden.

Im Folgenden werden die in den Anträgen aufge-
stellten Forderungen nach Themenkomplexen ge-
bündelt betrachtet und im Lichte aktueller For-
schungsergebnisse diskutiert und bewertet.

a) Rückkehr auf einen Vollzeitarbeitsplatz nach
Teilzeitarbeit und Neudefinition von Vollzeitar-
beit

Die Forderung beider Anträge, nach einer zeitweisen
Arbeitszeitreduzierung auf einen Vollzeitarbeitsplatz
zurückkehren zu können, ist sinnvoll. Eine solche
Regelung bietet Beschäftigten die Möglichkeit, ihre
Arbeitszeiten an lebensphasenspezifische Zeitbe-
dürfnisse anzupassen, ohne dabei in eine berufliche
Sackgasse zu geraten. Ein solcher Rechtsanspruch ist
daher ein zentrales Element für mehr Zeitsouveräni-
tät ebenso wie für eine gleichmäßigere Verteilung
von Arbeitszeiten zwischen Frauen und Männern,
speziell Müttern und Vätern. So arbeiten Väter klei-
ner Kinder derzeit im Durchschnitt rund 42 Stunden
pro Woche; sie würden jedoch gerne 35 Stunden pro
Woche arbeiten. Gäbe es bereits heute die Möglich-
keit nach zeitweiser Teilzeitarbeit zur ursprüngli-
chen Arbeitszeit zurückzukehren, so würde sich die
Wunscharbeitszeit der Väter um etwas mehr als eine
weitere Stunde reduzieren (statistisch signifikanter
Unterschied) (Bernhardt et al. 2016, S. 118).

Daher ist es begrüßenswert, dass die Bundesregie-
rung angekündigt hat, einen gesetzlichen Anspruch
auf eine zeitlich begrenzte Teilzeitarbeit im Teilzeit-
und Befristungsgesetz zu verankern. So kann sicher-
gestellt werden, dass Beschäftigte, die ihre Arbeits-
zeit zeitweise verringern wollen, nach einer Teilzeit-
phase wieder zu ihrer ursprünglichen Arbeitszeit zu-
rückkehren können.

Auch eine Flexibilisierung von Vollzeitarbeit, die er-
laubt, Arbeitszeiten an private, insbesondere famili-
äre Umstände anzupassen, würde den Bedürfnissen
vieler Beschäftigten entgegenkommen. Eine Möglich-
keit einer solchen Flexibilisierung, die gleichzeitig
dazu beitragen kann, Arbeitszeiten gleichmäßiger
zwischen den Geschlechtern zu verteilen, ist der
Vorschlag einer sogenannten Familienarbeitszeit
(BMFSFJ 2016; Müller et al. 2015). Diese sieht vor,
dass Eltern, die beide in einem wöchentlichen Korri-
dor zwischen 28 und 36 Stunden arbeiten, für eine
befristete Dauer finanzielle Unterstützung erhalten.
Dadurch könnten mögliche Einkommensverluste
durch die Arbeitszeitreduzierungen eines oder bei-
der Elternteile kompensiert werden.

b) Antistressmaßnahmen, Recht auf Nichterreich-
barkeit, Senkung der Wochenhöchstarbeitszeit
auf 40 Stunden

Aufgrund des Einsatzes digitaler Technologien kön-
nen viele Beschäftigte heute räumlich und zeitlich
flexibel arbeiten. Gleichzeitig kann der Einsatz die-
ser Technologien dazu führen, dass Arbeitsleistun-
gen leichter kontrolliert und sowohl zwischen Be-
schäftigten als auch über die Zeit verglichen werden
können. Eine größere Autonomie geht darum mitun-
ter auch mit einem höheren Druck und mehr Stress
einher.

Mehr als 20 Prozent der Eltern mit kleinen Kindern
in Deutschland sind heute auch außerhalb ihrer Ar-
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beitszeiten für Kunden, Vorgesetzte oder Kollegin-
nen bzw. Kollegen erreichbar (siehe Abbildung 3).
Interessanterweise weist dies jedoch nicht generell
auf familienunfreundliche Arbeitsbedingungen hin:
Der Anteil von Eltern, die von regelmäßiger Erreich-
barkeit außerhalb der Arbeitszeit berichten, ist mit
rund 27 Prozent in Betrieben am höchsten, die sich
generell durch eine egalitär-vollzeitorientierte Ver-
einbarkeit auszeichnen (Abbildung 3, Cluster 2). An-
gesichts einer zunehmenden Entgrenzung von Be-
rufs- und Privatleben sind daher auch individuelle

Fähigkeiten und Möglichkeiten, Grenzen zu setzen,
wichtiger denn je. Ein Recht auf Nichterreichbarkeit
außerhalb der Arbeitszeiten sollte daher in jedem
Fall durch Maßnahmen zur Stärkung der individuel-
len Reflexion bezüglich Erreichbarkeit und Schutz
des Privatlebens ergänzt werden. Nur so kann die
wachsende und von vielen auch gewünschte Flexibi-
lität bzgl. Arbeitszeiten und Arbeitsort auch tatsäch-
lich produktiv und im Sinne der Beschäftigten um-
gesetzt werden.

Abbildung 3: Erreichbarkeit für Kunden, Vorgesetzte, Kolleg/-innen außerhalb der Arbeitszeit nach Famili-
enfreundlichkeit von Unternehmen

Cluster: Betriebe mit…

1: … modernisiert-ambivalenter Vereinbarkeit 4: …egalitär-vollzeitorientierter Vereinbarkeit

2: … progressiv-universalistischer Vereinbarkeit 5: … traditionell-mütterorientierter Vereinbar-
keit

3: … wenig Vereinbarkeit („Beruf vor Privatle-
ben“)

Anmerkung: Ergebnisse basieren auf einer Zusatzerhebung zur AID:A II Befragung („Aufwachsen in Deutsch-
land: Alltagswelten“) des Deutschen Jugend Instituts (DJI) aus dem Jahr 2015. Die dargestellten Ergebnisse
sind repräsentativ für Eltern in Paarbeziehungen mit Kindern bis einschließlich 12 Jahren, in denen mindes-
tens ein Elternteil abhängig beschäftigt ist, N=1433; Quelle: Bernhardt et al. 2016, S. 85, angepasste Darstel-
lung

Ob der Vorschlag einer Begrenzung der wöchentli-
chen Höchstarbeitszeit auf 40 Stunden der Realität
und den Bedürfnissen aller Beschäftigten entspricht
kann bezweifelt werden. Zudem werden zeitweise
Arbeitsspitzen auch künftig zumindest zum Teil
durch Überstunden abgefangen werden müssen. An-
gesichts der Tatsache, dass selbstgesteuerte Arbeits-
zeiten bereits heute für viele Beschäftigte weit ver-
breitet sind und in der Tat mit mehr Überstunden
einhergehen (Matta 2015), bedarf es jedoch zusätzli-
cher Regulierung, um überlange und damit auch ge-
sundheitsschädliche Arbeitszeiten einzudämmen.
Zum einen ist hier zentral, dass bestehende Bestim-
mungen des Arbeitszeitgesetzes auch tatsächlich ein-
gehalten werden. Zum anderen böten der Ausbau
von Arbeitszeitkonten und Verbesserungen bei der
Auszahlung und des Ausgleichs von Überstunden
Möglichkeiten, den berechtigten Bedürfnissen von
Beschäftigten und Unternehmen Rechnung zu tragen
(siehe Matta 2015; Wotschack et al. 2011; Zapf
2012).

c) Mitsprachemöglichkeiten bzgl. Lage der Arbeits-
zeiten und Ort der Erwerbstätigkeit

Die Möglichkeit zur Mitsprache der Arbeitnehmer/-
innen bei der Ausgestaltung der Arbeitszeiten ist so-
wohl aus Sicht der Beschäftigten als auch der Arbeit-
geber von hoher Bedeutung. Solche Mitsprachemög-
lichkeiten erlauben es insbesondere Eltern oftmals
überhaupt erst (in vollem Umfang) erwerbstätig zu
sein. Auch für Arbeitgeber zahlt sich ein Entgegen-
kommen bei den Arbeitszeitbedürfnissen wirtschaft-
lich aus: Beschäftigte erleben weniger Zeitkonflikte,
sie fühlen sich ihrem Arbeitgeber deutlich verbunde-
ner und planen seltener einen freiwilligen Arbeits-
platzwechsel (Bernhardt et al. 2016, S. 94ff und S.
106ff). Universelle Mitspracherechte bei der Arbeits-
zeitgestaltung sind daher aus Sicht aller Beteiligten
begrüßenswert und weiter zu fördern und auszu-
bauen. Neben einer Ausweitung betrieblicher und ta-
riflicher Angebote sollten auch Überlegungen zur
Ausweitung individueller Ansprüche vorangetrieben
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werden, bspw. im Rahmen eines „Wahlarbeitszeitge-
setzes“, wie es der Deutsche Juristinnenbund vorge-
schlagen hat (Deutscher Juristinnenbund e.V. 2015),
oder ähnlich wie in den Niederlanden, mit der Ein-
führung eines Rechts auf Homeoffice (Brenke 2016,
S.95).

Bezüglich der Forderung nach einer Reduzierung
atypischer Arbeitszeiten (d.h. Arbeit am Abend, in
der Nacht, am Wochenende oder in Schichtarbeit) ist
festzuhalten, dass diese Arbeitszeitmodelle nicht
grundsätzlich familienunfreundlich sind und auch
hier stark nach Familienkonstellation und –situation
differenziert werden muss. Atypische Arbeitszeiten,
so zeigt Abbildung 4, konzentrieren sich nicht gene-
rell auf weniger familienfreundliche Betriebstypen,
sondern sind – wenn auch in unterschiedlichem

Maße – in allen Organisationstypen verbreitet. So
liegt der Anteil der Eltern, die regelmäßig am Abend
oder am Wochenende arbeiten in Betrieben, die sich
durch wenig Familienfreundlichkeit auszeichnen
mit einem Fünftel ebenso hoch wie in Betrieben mit
hoher Familienfreundlichkeit (Vergleich zwischen
Cluster 3, Betriebstyp „Beruf vor privat“ und Cluster
2. Typ „progressiv-universalistische Vereinbarkeit“).
Atypische Arbeitszeiten bieten mitunter auch die
Möglichkeit für einen Zeitausgleich, so dass z.B.
auch tagsüber oder an einzelnen Wochentagen Be-
hördengänge, Hausarbeit u.ä. erledigt werden kann.
Ein größeres Problem als atypische Arbeitszeiten
sind aus Sicht der Eltern fehlende Planbarkeit und
kurzfristige Arbeitszeitänderungen (Bernhardt et al.
2016, S. 59f). Hier besteht dringender Handlungsbe-
darf.

Abbildung 4: Atypische Arbeitszeiten nach Familienfreundlichkeit von Unternehmen

Cluster: Betriebe mit…

1: … modernisiert-ambivalenter Vereinbarkeit 4: …egalitär-vollzeitorientierter Vereinbarkeit

2: … progressiv-universalistischer Vereinbarkeit 5: … traditionell-mütterorientierter Vereinbar-
keit

3: … wenig Vereinbarkeit („Beruf vor Privatle-
ben“)

Anmerkung: Ergebnisse basieren auf einer Zusatzerhebung zur AID:A II Befragung („Aufwachsen in Deutsch-
land: Alltagswelten“) des Deutschen Jugend Instituts (DJI) aus dem Jahr 2015. Die dargestellten Ergebnisse
sind repräsentativ für Eltern in Paarbeziehungen mit Kindern bis einschließlich 12 Jahren, in denen mindes-
tens ein Elternteil abhängig beschäftigt ist, N=1433, Quelle: Bernhardt et al. 2016, S. 84.
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Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 20. März 2017 zum

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Klaus Ernst, Herbert Behrens, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE.
Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeitsstress reduzieren - BT-Drucksache
18/8724

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Brigitte Pothmer, Kerstin Andreae,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Zeitsouveränität - Damit Arbeit gut ins Leben passt - BT-Drucksache 18/8241

Zentralverband des Deutschen Handwerks e.V. (ZDH)

Zum Antrag der Fraktion DIE LINKE
"Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeits-
stress reduzieren" - (BT-Drs. 18/8724)

A. Einleitung

Die Fraktion DIE LINKE hat am 8. Juni 2016 den An-
trag "Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Ar-
beitsstress reduzieren" (BT-Drs. 18/8724) in den
Bundestag eingebracht. Mit diesem Antrag beabsich-
tigt die Fraktion, den Beschäftigten zu mehr Zeitsou-
veränität zu verhelfen, ausufernde Arbeitszeiten zu
verhindern und die Arbeit besser umzuverteilen.

Die Fraktion schlägt dazu eine Vielzahl von Maßnah-
men vor, wie beispielsweise die Reduzierung der
Wochenhöchstarbeitszeit, ein befristetes Teilzeit-
recht oder Wahlarbeitszeiten mit arbeitgeberfinan-
ziertem Lohnausgleich. Diese Maßnahmen müssten
nach Ansicht der Fraktion DIE LINKE endlich Reali-
tät werden.

Das Handwerk lehnt den Antrag der Fraktion DIE
LINKE ab und gibt zu bedenken, dass die Fraktion
bei den angedachten Maßnahmen nicht den Blick
auf die Realitäten des Arbeits- und Wirtschaftslebens
verlieren darf. Denn die im Fraktionsantrag formu-
lierten Forderungen entziehen den Handwerksbetrie-
ben die souveräne Ausgestaltung der Arbeitszeit und
werden die Personaleinsatzplanung weiter erschwe-
ren. Bereits die gegenwärtigen Möglichkeiten der Ar-
beitnehmer zur Arbeitszeitgestaltung, die insbeson-
dere dem Ziel der besseren Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf dienen, wie etwa die zahlreichen Frei-
stellungsansprüche im Zuge der Eltern- und Großel-
ternzeit sowie der Familienpflege- und Pflegezeit

stellen neben dem ohnehin bereits bestehenden Teil-
zeitanspruch vor allem kleine und mittelständische
Arbeitgeber vor große Herausforderungen. Mit der
Normierung weiterer einseitiger Arbeitszeitflexibili-
sierungsinstrumente zugunsten der Arbeitnehmer
droht eine unnötige zusätzliche Belastung vieler
Handwerksbetriebe.

Der Vereinbarkeit von Beruf und Familie kommt be-
reits angesichts der demografischen Entwicklung in
der betrieblichen Personalpolitik eine besondere Be-
deutung zu. Daher werden schon jetzt in zahlreichen
Betrieben auf freiwilliger Basis entsprechende fle-
xible betriebliche Vereinbarungen zugunsten der Ar-
beitnehmer geschlossen. Auch bietet das Arbeits-
recht Beschäftigten, die Kinderbetreuung und Ange-
hörigenpflege übernehmen möchten, bereits gegen-
wärtig ausreichende gesetzliche Gestaltungsmöglich-
keiten. Ansprüche auf mehr Arbeitszeitsouveränität,
die lediglich dazu dienen, Beschäftigten mehr Raum
für ihre private Lebensgestaltung zu geben, etwa um
ihrem Hobby besser nachgehen zu können, während
andere Beschäftigte nur mit Mühe ihren Lebensun-
terhalt und ihre Altersvorsorge sichern und ihren fa-
miliären Pflichten nachkommen können, schaffen
auf betrieblicher Ebene Neid und Missgunst. Den Ar-
beitgeber stellt ein solcher Anspruch vor das Di-
lemma, abwägen zu müssen, welchen Arbeitszeitfle-
xibilisierungsinteressen seiner Arbeitnehmer er im
Zweifel den Vorrang gewähren soll. Innerbetriebli-
che Konflikte sind hier vorprogrammiert.

Um die Belastungen für die Betriebe maßvoll zu hal-
ten und die gerade in Familienunternehmen gelebte
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Vertrauenskultur nicht zu schädigen, hält das Hand-
werk Arbeitszeitflexibilisierungsvereinbarungen auf
einvernehmlicher Basis für den besseren und prakti-
kableren Weg, um die unterschiedlichen Interessens-
lagen der Beschäftigten sowohl untereinander als
auch mit Blick auf die betrieblichen Anforderungen
in Einklang zu bringen.

B. Zu den Vorschlägen im Einzelnen

Zum Antrag der Fraktion DIE LINKE nimmt das
Handwerk wie folgt Stellung:

I. Reduzierung der Wochenhöchstarbeitszeit im
Arbeitszeitgesetz ist verfehlt

Der Vorschlag der Fraktion DIE LINKE, die gesetzli-
che Wochenhöchstarbeitszeit im Arbeitszeitgesetz
von 48 auf 40 Stunden zu senken, ist abzulehnen.
Die Fraktion hält diese Korrektur für notwendig, um
"entgrenzten und überlangen Arbeitszeiten" entgegen
zu wirken, die die Vereinbarkeit von Arbeit und pri-
vatem Leben schwerer machen würden. Auch soll
dies eine Umverteilung der Arbeit fördern.

Nach § 3 Arbeitszeitgesetz (ArbZG) dürfen Arbeit-
nehmer an jedem Werktag acht Stunden, also
48 Stunden pro Woche, arbeiten. Diese Arbeitszeit
kann ohne Begründung auf zehn Stunden ausgewei-
tet werden. Die maximale Arbeitsdauer darf im Re-
gelfall 60 Wochenstunden nicht überschreiten. Fest-
geschrieben ist zudem, dass die angefallene Mehrar-
beit innerhalb von sechs Monaten oder 24 Wochen
durch entsprechend verminderte Arbeitszeiten aus-
geglichen werden muss.

Warum die Fraktion von dem Regelwerk des § 3 Ar-
bZG Abstand nehmen möchte, erschließt sich für das
Handwerk in der Sache nicht. Die derzeitige Rege-
lung des § 3 ArbZG entspricht den europarechtli-
chen Vorgaben vollumfänglich und gibt lediglich ei-
nen Arbeitszeitrahmen vor, der auf kollektiver oder
individualrechtlicher Ebene näher konkretisiert wer-
den kann. Von dieser Ausgestaltungsmöglichkeit ha-
ben viele Branchen durch oder aufgrund von Tarif-
verträgen Gebrauch gemacht und passgenaue Lösun-
gen für ihre Unternehmen geschaffen.

Würde man die Regelung des § 3 ArbZG auf den
Fraktionsvorschlag "herunterbrechen", würde das be-
deuten, dass an jedem Werktag nur noch 6,6 Stun-
den gearbeitet werden dürften, um die wöchentliche
Höchstarbeitszeit von 40 Stunden nicht zu über-
schreiten. Bei einer 5-Tage-Woche wäre damit nach
acht Stunden pro Tag die zulässige Höchstarbeitszeit
erreicht. Jede Weiterarbeit nach einem 8-Stunden-
Tag wäre unzulässig.

Eine solche Regelung würde weder die Realität noch
die betrieblichen Notwendigkeiten abbilden. Sinn-
voller wäre es, von der derzeitig im Arbeitszeitgesetz
normierten täglichen Höchstarbeitszeit abzusehen
und eine wöchentliche Höchstarbeitszeit auf der bis-
herigen 48-Wochen-stunden-Basis zu etablieren. Die-
ser Vorschlag steht nicht nur im Einklang mit den
europarechtlichen Vorgaben der Arbeitszeitrichtli-
nie. Er stellt auch für beide Arbeitsvertragsparteien
eine win-win-Situation dar und eröffnet ihnen neue
Spielräume. Das zulässige Arbeitszeitvolumen bliebe
insgesamt unverändert. Die Arbeitszeit könnte im
Einzelfall aber flexibler verteilt werden. Dadurch

könnten nicht nur betriebliche Abläufe unterstützt,
sondern es auch dem Arbeitnehmer im Einzelfall er-
möglicht werden, Beruf und Privatleben besser mit-
einander vereinbaren zu können.

II. Allgemeines Recht auf befristete Teilzeit ist ab-
zulehnen

Zurückzuweisen ist ferner der Vorschlag, ein allge-
meines Recht der Beschäftigten auf befristete Teilzeit
einzuführen. Der befristete Teilzeitanspruch soll es
den Beschäftigten ermöglichen, sich für eine zeitlich
befristete Teilzeitbeschäftigung zu entscheiden und
gleichzeitig sicherstellen, dass diese zu ihrer frühe-
ren Arbeitszeit zurückkehren können (Rückkehr-
recht).

Zwar wird es für viele Arbeitnehmer immer bedeut-
samer, den täglichen Spagat zwischen Familie,
Pflege und Beruf zu meistern. Dafür bedarf es aber
keines weiteren starren, gesetzlich normierten und
zudem befristeten Teilzeitanspruchs, der sich in die
ohnehin schon bestehenden Freistellungsansprüche
der Beschäftigten einreiht, wie etwa die Familien-
pflegezeit, die Pflegezeit, die Elternzeit, die Großel-
ternzeit oder der allgemeine unbefristete Teilzeitan-
spruch. Sie alle erlauben bereits heute eine umfas-
sende Bewältigung von Kinderbetreuungsaufgaben,
familiärer Pflege und privater Lebensgestaltung. Zu-
dem lassen sich diese Instrumente ohne Weiteres
auch für eine partnerschaftliche Erwerbstätigkeit
nutzen.

Der anvisierte Teilzeitanspruch mit optionalem
Rückkehrrecht hätte zur Folge, dass den Betrieben
damit die Souveränität über die Arbeitszeitgestal-
tung und die Personaleinsatzplanung weiter entzo-
gen wird. Vor allem wird verkannt, dass mit der Ein-
führung dieses befristeten Rückkehrrechts die Flexi-
bilität vor allem kleiner und mittlerer Betriebe des
Handwerks erheblich eingeschränkt wird. Bei einem
Auftragsvorlauf von regelmäßig gerade mal vier bis
sechs Wochen in diesen Betriebsstrukturen ist es
nicht möglich, über Monate oder sogar Jahre hinweg
ein gewisses Arbeitszeitvolumen vorzuhalten, nur,
um es aus der Teilzeit zurückkehrenden Arbeitneh-
mern zu ermöglichen, zu ihrem ursprünglichen Ar-
beitszeitvolumen zurückzukehren. Bereits der gegen-
wärtige Teilzeitanspruch stellt die Unternehmen vor
große Herausforderungen.

Problematisch ist ferner, dass der befristete Teilzeit-
anspruch den Beschäftigten nach den Vorstellungen
der Fraktion DIE LINKE anlassunabhängig gewährt
werden soll. Eine Bindung an familiäre Pflichten,
die sich aus der Kinderbetreuung oder Angehörigen-
pflege ergeben können, ist nicht vorgesehen. Das ist
nicht hinnehmbar. Aus Sicht des Handwerks kann
es nicht sein, dass jeder Beschäftigte das Rückkehr-
recht ohne Weiteres für sich beanspruchen kann,
nur, um beispielsweise für einen gewissen Zeitraum
sein Hobby besser ausleben zu können, während an-
dere Kollegen mit zeitlichen Engpässen im Zusam-
menhang mit familiären Betreuungs- und Pflege-
problemen zu kämpfen haben. Auch kann es nicht
dem Arbeitgeber obliegen abzuwägen, welche Inte-
ressen seiner Beschäftigten im Streitfall höher wie-
gen. Innerbetriebliche Konflikte sind hier vorpro-
grammiert.
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Anstatt sich nur auf die jetzigen "Arbeitsplatzbesit-
zer" zu fokussieren, sollte der Blick auch darauf ge-
richtet werden, dass mit der Schaffung neuer (Teil-
)Freistellungsansprüche Arbeitszeitvolumina freige-
setzt werden, die der Arbeitgeber – will er im Wett-
bewerb bestehen – kompensieren muss. Soll das frei
gewordene Arbeitszeitvolumen nicht durch Arbeits-
verdichtung zulasten der übrigen Belegschaft gehen,
ist der Arbeitgeber gezwungen, neue befristete Be-
schäftigungsverhältnisse mit im Zweifel nur gering-
fügigem Arbeitszeitumfang zu schaffen, und damit
bewusst neue und von vornherein perspektivlose
(weil in jedem Fall befristete) Teilzeitstellen für Ar-
beitssuchende anzubieten. Die öffentliche Meinung
neigt bei solchen Beschäftigungsverhältnissen sehr
schnell dazu, diese als "prekär" zu bezeichnen und
Arbeitgeber in Misskredit zu bringen, die davon Ge-
brauch machen (müssen). Dabei darf jedoch nicht
aus dem Blick geraten, dass diese "prekären" Be-
schäftigungsverhältnisse im Ergebnis die unmittel-
bare Folge (befristeter) Freistellungsansprüche der
gegenwärtigen "Arbeitsplatzbesitzer" sind, die die
Fraktion DIE LINKE mit dem vorliegenden Antrag
selbst befördert.

Überdies zeigen bereits die jetzigen Erfahrungen der
Handwerksbetriebe mit gesetzlichen (Teil-) Freistel-
lungsansprüchen, wie etwa der Eltern-, Familien-
pflege- und Pflegezeit bzw. dem allgemeinen Teil-
zeitanspruch, oder auch mit Ausfallzeiten wegen
Krankheit, dass es gerade kleinen Unternehmen mit
Filialbetrieben und mittelständisch geprägten Ar-
beitgebern schwer fällt, adäquaten Ersatz für die zu
überbrückenden Zeiträume und die zur Verfügung
stehenden Arbeitszeitvolumina zu finden. So steht
beispielsweise ein Bäckereibetrieb mit mehr als
15 Beschäftigten, verteilt auf Produktion und meh-
rere Filialen, sehr schnell mit seiner Personaleinsatz-
planung vor einem Problem: Wenn bei einer 3-köpfi-
gen Besetzung einer Filiale ein Beschäftigter befristet
in Teilzeit gehen möchte, ein weiterer Akutpflege
nach dem Pflegezeitgesetz wahrnimmt oder ein drit-
ter erkrankt, entfällt jeweils knapp ein Drittel des im
Filialbetrieb zur Verfügung stehenden Arbeitszeitvo-
lumens. Das kann den ordnungsgemäßen Betrieb der
Verkaufsstelle nahezu zum Erliegen bringen. Kurz-
fristig entstehende Personalengpässe sind gerade in
diesen Betriebseinheiten, die nur über eine knappe
Personaldecke verfügen (können) regelmäßig nicht
ad hoc überbrückbar.

Zudem scheitert ein adäquater Personalersatz über-
wiegend bereits daran, dass für befristete Stellen, die
zum Teil auch nur über ein geringes Arbeitszeitvolu-
men verfügen, angesichts des weithin bestehenden
Fachkräftebedarfs kein entsprechend qualifiziertes
Personal auf dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht.
Vielfach ist den Betrieben auch eine qualifizierte
Einarbeitung innerhalb des zur Verfügung stehenden
Zeitraums bzw. Arbeitszeitvolumens nicht angemes-
sen möglich oder scheitert am hohen finanziellen
Aufwand, was vor allem für kleine und mittelständi-
sche Betriebe im Vergleich zu Großbetrieben erhebli-
che Wettbewerbsnachteile mit sich bringt. Weder
dies, noch der Umstand, dass das freiwerdende Ar-
beitszeitvolumen notfalls auf dem Rücken der übri-

gen Beschäftigten abgeladen wird, wird bei den Vor-
schlägen der Fraktion DIE LINKE hinreichend be-
dacht.

III. Wahlarbeitszeiten mit Lohnausgleich führt zur
Überforderung der Arbeitgeber und ist nicht fi-
nanzierbar

Der Vorschlag der Fraktion DIE LINKE zur Einfüh-
rung einer Wahlarbeitszeit – zumal mit Lohnaus-
gleich – ist abzulehnen. Geht es nach den Vorstel-
lungen der Fraktion müsse bei der aus der Wahlar-
beitszeit resultierenden Arbeitszeitreduzierung auch
die Frage des Entgeltausgleichs betrachtet werden.
Bei der Finanzierung des Lohnausfalls zur Verwir-
kung einer größeren Zeitsouveränität sei der Arbeit-
geber in die Pflicht zu nehmen.

Bereits dem Fraktionsansinnen, es den Beschäftigten
zu überlassen, ihre Arbeitszeit im Rahmen einer
Wahlarbeitszeit selbst festzulegen, ist eine klare Ab-
sage zu erteilen. Die Bestimmung der Dauer, der
Lage und des Arbeitsorts liegt originär im Verant-
wortungs- und Aufgabenbereich des Arbeitgebers.
Die ist Ausdruck des ihm zustehenden Weisungs-
rechts. Entsprechend ist in § 106 Gewerbeordnung
festgeschrieben, dass der Arbeitgeber Inhalt, Ort und
Zeit der Arbeitsleistung nach billigem Ermessen nä-
her bestimmen kann, soweit diese Arbeitsbedingun-
gen nicht durch den Arbeitsvertrag, Bestimmungen
einer Betriebsvereinbarung, eines anwendbaren Ta-
rifvertrages oder gesetzliche Vorschriften festgelegt
sind. Diese Regelung räumt dem Arbeitgeber die
Möglichkeit ein, eine an den betrieblichen Belangen
orientierte Arbeitsorganisation und Personalplanung
durchzuführen. Diese für den regulären Betriebsab-
lauf elementare Gestaltungsoption würde dem Ar-
beitgeber entzogen werden, wenn es den Arbeitneh-
mern im Rahmen einer Wahlarbeitszeit erlaubt wäre,
ihre Arbeitszeit einseitig nach Ort, Zeit und Lage
festlegen zu können.

Im Übrigen könnten mit Hilfe dieses Anspruchs
nicht nur Beschäftigte in der sogenannten "Rushhour
des Lebens" bzw. solche, denen familiäre Pflegeauf-
gaben obliegen, eine neue Arbeitszeitsouveränität
einfordern, sondern alle Arbeitnehmer zu jeder Zeit
und für jeden beliebigen Zweck. Für die Arbeitgeber
bedeutet dies, dass sie sich mit regelmäßig wieder-
kehrenden Veränderungen der Arbeitszeit sämtlicher
Beschäftigter auseinandersetzen und diese miteinan-
der in Einklang bringen müssen.

Belastend wirkt sich dies vor allem für Arbeitgeber
in kleinen und mittleren Betrieben des Handwerks
aus. Für sie wird es beispielsweise kaum mehr mög-
lich sein, die Einsatzzeiten der Beschäftigten auf
Baustellen zu koordinieren. Auch notwendige An-
schlussarbeiten mit anderen Gewerken drohen zu
scheitern, weil der entsprechende Beschäftigte zum
maßgeblichen Zeitpunkt aufgrund seiner individuel-
len Arbeitszeitregelung nicht zur Verfügung steht
und der Arbeitgeber das freigewordene Arbeitszeit-
volumen angesichts des ohnehin bestehenden Fach-
kräftebedarfs nicht kompensieren kann. Dies führt
nicht nur zu verzögerten Werksausführungen, son-
dern auch zu unzufriedenen Kunden – mithin sogar
zu Auftragsverlusten, die zulasten der Gesamtbeleg-
schaft und der Wettbewerbsfähigkeit im Vergleich zu
Großbetrieben gehen können.



Ausschussdrucksache 18(11)947 Ausschuss für Arbeit und Soziales

18

Die Flexibilität der Arbeitsbedingungen wird ihre
Grenzen daher vielfach schon in der betrieblichen
Realität finden. Eine örtliche und zeitliche Souverä-
nität der Arbeitsbedingungen ist jedoch nicht nur in
vielen Handwerksbereichen, sondern auch in zahl-
reichen anderen Bereichen, wie etwa der Pflege oder
der industriellen Fertigung, kaum umsetzbar.

Erst recht ist nicht nachvollziehbar, aus welchem
Grund der Arbeitgeber in die Pflicht genommen wer-
den soll für eine Entgeltreduzierung, die der Be-
schäftigte durch eine Arbeitszeitreduzierung im Rah-
men der Wahlarbeitszeit selbst herbeigeführt hat. Ob
der Beschäftigte von einer Wahlarbeitszeit Gebrauch
macht, liegt in seinem eigenen Ermessen. Er selbst
muss entscheiden, ob er sich die angestrebte Freizeit
"leisten kann" und der erstrebte Freizeitgewinn aus
seiner Sicht höher zu werten ist, als der damit ein-
hergehende zeitratierliche Entgeltverlust. Das Ar-
beitsverhältnis ist ein schuldrechtliches Austausch-
verhältnis. Es wird durch den Austausch von Ar-
beitsleistung gegen Entgeltzahlung charakterisiert. Es
kann daher nicht sein, dass der Arbeitgeber Entloh-
nung für nicht geleistete Arbeitszeit zu erbringen
hat. Der Arbeitgeber ist nicht der Finanzier der Frei-
zeitinteressen seiner Beschäftigten. Eine "Vollkasko-
versicherung" für alle Lebensentwürfe kann es nicht
geben.

IV. Zeitnaher Ausgleich von Mehrarbeit geht an
betrieblichen Realitäten vorbei

Der Vorschlag der Fraktion DIE LINKE, dass Mehrar-
beit zeitnah ausgeglichen werden soll, ist überflüs-
sig.

Bereits gegenwärtig sind die Betriebe bemüht, einen
zeitnahen Ausgleich von Mehrarbeit im Rahmen ih-
rer Arbeitsorganisation zu gewährleisten. Vielfach
werden auch Arbeitszeitkonten genutzt, um Zeiten
der Mehrarbeit durch Zeiten, in denen weniger Ar-
beit ansteht, in einen sach- und interessensgerechten
Ausgleich zu bringen.

Zu berücksichtigen ist dabei jedoch auch, dass
Mehrarbeit häufig temporär anfällt, sei es etwa zum
Zweck der Überbrückung von Personalengpässen
(wegen krankheits- oder urlaubsbedingter Abwesen-
heit anderer Beschäftigter) oder zur Abfederung von
Auftragsspitzen. Je nach Dauer dieser Phasen kann
ein sofortiger Ausgleich innerhalb gewisser Zeitgren-
zen nicht stets gewährleistet werden. Im Übrigen
sieht das Arbeitszeitgesetz bereits einen Ausgleich
von Mehrarbeit innerhalb eines Rahmens von sechs
Monaten oder innerhalb von 24 Wochen vor (vgl. § 3
ArbZG). Diese Vorgabe ist ausreichend.

V. Gesetzlich verankertes Recht auf Nichterreich-
barkeit ist überflüssig

Zurückzuweisen ist ferner der Plan der Fraktion DIE
LINKE, ein "definiertes Recht auf Nichterreichung
außerhalb der Arbeitszeit" festzuschreiben.

Für die Normierung eines solchen Rechts, das ledig-
lich weitere Bürokratisierung für die Betriebe bedeu-
tet, besteht kein Bedarf. Zudem sollte es dem Be-
schäftigten selbst obliegen zu entscheiden, ob und in
welcher Form er außerhalb seiner Arbeitszeit auf
dienstliche Anfragen reagieren möchte. Im Übrigen
zeigt die Praxis, dass viele Betriebe bereits über eine

entsprechende Sensibilisierung in Bezug auf die
Frage der Erreichbarkeit der Beschäftigten außerhalb
der individuellen Arbeitszeit verfügen. Zudem sind
schon vielfach auf freiwilliger Basis Vereinbarungen
getroffen worden, die die Erreichbarkeit der Beschäf-
tigten außerhalb der individuellen Arbeitszeit re-
geln.

VI. Verständnis von Arbeitszeiten als "atypisch"
muss korrigiert werden

Ebenfalls abzulehnen ist der Fraktionsvorschlag,
dass "atypische Arbeiten" am Abend, in der Nacht,
am Wochenende oder bei Schichtarbeit auf ein "un-
vermeidbares Maß zurückgeführt und wenn nicht
vermeidbar, stärker als bisher durch Freizeit ausge-
glichen werden" sollen. Ähnlich sei auch mit der Ar-
beit auf Abruf zu verfahren.

Warum die Fraktion bei Arbeiten am Abend, in der
Nacht, am Wochenende oder bei Schichtarbeit von
"atypischen Arbeiten" spricht, ist nicht nachvollzieh-
bar. Die Beschäftigten, die zu diesen Zeiten tätig
sind, arbeiten auf der Grundlage regulärer Beschäfti-
gungsverhältnisse, genauso wie Beschäftigte zu an-
deren Tageszeiten auch. Die Beschäftigten üben die
Arbeiten zu diesen Zeiten aus, ohne dass sie dies als
"atypisch" empfinden, sei es, dass in der jeweiligen
Branche Arbeiten zu diesen Zeiten systemimmanent
sind oder dass es aufgrund des Nachfrageverhaltens
der Kunden zu anderen Tageszeiten kein Bedarf für
diese Arbeiten gibt. Gerade auch vor dem Hinter-
grund der zunehmenden Digitalisierung und dem
veränderten Konsum- und Freizeitverhalten der Be-
völkerung wird es für die Betriebe immer wichtiger,
sich den Wünschen der Kunden anzupassen, um im
Wettbewerb bestehen zu können.

Zudem ist zu berücksichtigen, dass die Beschäftig-
ten, die zu den in Rede stehenden Zeiten arbeiten,
dies vielfach deswegen auf sich nehmen, weil
Schichtdienst und Nachtarbeit besonders vergütet
werden, anderenfalls eine Vereinbarkeit von Familie
(Kinderbetreuung und/oder Angehörigenpflege) und
Beruf nicht möglich ist oder sonstige konträre Frei-
zeit- und Privatinteressen sie daran hindern.

Würde man dazu übergehen, Arbeiten zu den ent-
sprechenden Zeiten stärker zu regulieren, hätte dies
zur Folge, dass viele Tätigkeiten und Dienstleistun-
gen nicht mehr angeboten werden. Das würde nicht
nur zulasten des Konsums- und Freizeitverhaltens
vieler Menschen gehen, sondern auch zulasten der
Beschäftigung vieler Abend-, Nacht- und Schichtar-
beiter, deren privater Lebensentwurf auf diese Ar-
beitszeiten ausgerichtet ist.

VII. Weitere Verpflichtung zur Arbeitszeitdoku-
mentation ist unnötiger Bürokratismus

Die Forderung der Fraktion DIE LINKE, eine Doku-
mentation der geleisteten Arbeitszeiten vorzuneh-
men, ist als unnötiger Bürokratismus zu verwerfen.

Schon jetzt sind viele Betriebe im Zuge des gesetzli-
chen Mindestlohns bzw. aufgrund des Arbeitneh-
mer-Entsendegesetzes zu Arbeitszeitdokumentatio-
nen verpflichtet. Zudem ist der Arbeitgeber gemäß
§ 16 Abs. 2 ArbZG in der Pflicht, die über die werk-
tägliche Arbeitszeit von acht Stunden hinausge-
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hende Arbeitszeit gemäß § 3 S. 1 ArbZG aufzuzeich-
nen und die Nachweise mindestens zwei Jahre auf-
zubewahren. Insoweit besteht bereits eine umfas-
sende und auch kontrollierbare Dokumentations-
pflicht, die keiner weiteren Konkretisierung bedarf.

VIII. Anti-Stress-Verordnung ist nicht sinnvoll

Entgegen der Ansicht der Fraktion DIE LINKE be-
steht für die Einführung einer Anti-Stress-Verord-
nung kein Handlungsbedarf, da schon die heute im
Arbeitsschutzgesetz und den untergeordneten Ver-
ordnungen bestehenden Regelungen zum Schutz vor
Gefährdungen der psychischen Gesundheit ausrei-
chend sind.

Zur Umsetzung der bestehenden rechtlichen Vorga-
ben existieren zahlreiche Handlungshilfen und Leit-
fäden zur Durchführung der Gefährdungsbeurteilung
psychischer Belastungen mit im Wesentlichen glei-
chen Inhalten. So gibt es entsprechende Hilfestellun-
gen der BDA, den Berufsgenossenschaften, der GDA
(Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie) oder
auch die speziell von ZDH und itb erarbeitete Praxis-
hilfe für die handwerklichen Kleinbetriebe. Sie er-
freuen sich immer größerer Verbreitung in den Be-
trieben. Eine neue Anti-Stress-Verordnung mit ggf.
anderen Strukturen, anderen Schwerpunkten und
anderslautenden Inhalten würde Verunsicherung bei
den Betrieben hervorrufen.

Im besten Fall würde eine separate Anti-Stress-Ver-
ordnung die bestehenden Handlungshilfen doppeln.
Im schlechtesten Fall würde eine solche zu neuer
Rechtsunsicherheit und erheblichen zusätzlichen
bürokratischen Lasten führen.

Eine über die aktuellen Handlungshilfen hinausge-
hende Konkretisierung der Vorgaben des Arbeits-
schutzgesetzes in Verordnungen und Technischen
Regeln ist mit Blick auf den aktuellen Stand der For-
schung aber nicht sinnvoll. Vorrangiges Ziel muss
aktuell sein, die Betriebe beim Umgang mit psychi-
schen Belastungen zu unterstützen, wie es mit den
oben genannten Handlungshilfen geschieht.

Zum Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
"Mehr Zeitsouveränität – Damit Arbeit gut ins Leben
passt" - (BT-Drs. 18/8241)

A. Einleitung

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat am
27. April 2016 den Antrag "Mehr Zeitsouveränität –
Damit Arbeit gut ins Leben passt" (BT-Drs. 18/8241)
in den Bundestag eingebracht. Ziel des Antrags ist
es, die Beschäftigten besser vor "entgrenzter" Arbeit
zu schützen und ihnen mehr Arbeitszeitsouveränität
einzuräumen, damit ihnen die Vereinbarkeit von Ar-
beit und privaten Anforderungen, wie sie sich etwa
aus der Notwendigkeit der Kinderbetreuung oder der
Angehörigenpflege ergeben können, besser gelingen
kann. Zugleich soll den Beschäftigten damit auch
mehr Raum gegeben werden zu helfen, beispiels-
weise wenn Geflüchtete Unterstützung brauchen.

Die Fraktion schlägt dazu ein Bündel von gesetzli-
chen Maßnahmen vor, wie etwa ein Vollzeitkorridor
mit Wahlarbeitszeiten, ein befristetes Teilzeitrecht

mit Rückkehranspruch oder umfassende Mitwir-
kungs- und Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats
in Bezug auf betriebliche Arbeitszeitregelungen.

Das Handwerk lehnt den Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN ab. Die darin formulierten For-
derungen entziehen den Handwerksbetrieben die
souveräne Ausgestaltung der Arbeitszeit und werden
die Personaleinsatzplanung weiter erschweren. Be-
reits die gegenwärtigen Möglichkeiten der Arbeit-
nehmer zur Arbeitszeitgestaltung, die insbesondere
dem Ziel der besseren Vereinbarkeit von Familie
und Beruf dienen, wie etwa die zahlreichen Freistel-
lungsansprüche im Zuge der Eltern- und Großeltern-
zeit sowie der Familienpflege- und Pflegezeit stellen
neben dem ohnehin bereits bestehenden Teilzeitan-
spruch vor allem kleine und mittelständische Arbeit-
geber vor große Herausforderungen. Mit der Normie-
rung weiterer einseitiger Arbeitszeitflexibilisierungs-
instrumente zugunsten der Arbeitnehmer droht eine
unnötige zusätzliche Belastung vieler Handwerksbe-
triebe.

Der Vereinbarkeit von Beruf und Familie kommt be-
reits angesichts der demografischen Entwicklung in
der betrieblichen Personalpolitik eine besondere Be-
deutung zu. Daher werden schon jetzt in zahlreichen
Betrieben auf freiwilliger Basis entsprechende fle-
xible betriebliche Vereinbarungen zugunsten der Ar-
beitnehmer geschlossen. Auch bietet das Arbeits-
recht Beschäftigten, die Kinderbetreuung und Ange-
hörigenpflege übernehmen möchten, bereits gegen-
wärtig ausreichende gesetzliche Gestaltungsmöglich-
keiten. Ansprüche auf mehr Arbeitszeitsouveränität,
die lediglich dazu dienen, Beschäftigten mehr Raum
für ihre private Lebensgestaltung zu geben, etwa um
ihrem Hobby besser nachgehen zu können, während
andere Beschäftigte nur mit Mühe ihren Lebensun-
terhalt und ihre Altersvorsorge sichern und ihren fa-
miliären Pflichten nachkommen können, schaffen
auf betrieblicher Ebene Neid und Missgunst. Den Ar-
beitgeber stellt ein solcher Anspruch vor das Di-
lemma, abwägen zu müssen, welchen Arbeitszeitfle-
xibilisierungsinteressen seiner Arbeitnehmer er im
Zweifel den Vorrang gewähren soll. Innerbetriebli-
che Konflikte sind hier vorprogrammiert.

Um die Belastungen für die Betriebe maßvoll zu hal-
ten und die gerade in Familienunternehmen gelebte
Vertrauenskultur nicht zu schädigen, hält das Hand-
werk Arbeitszeitflexibilisierungsvereinbarungen auf
einvernehmlicher Basis für den besseren und prakti-
kableren Weg, um die unterschiedlichen Interessens-
lagen der Beschäftigten sowohl untereinander als
auch mit Blick auf die betrieblichen Anforderungen
in Einklang zu bringen.

B. Zu den Vorschlägen im Einzelnen

Zum Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN nimmt das Handwerk wie folgt Stellung:

I. Wahlarbeitszeiten überfordern die Betriebe

Der Vorschlag zur Einführung eines Vollzeitkorri-
dors mit Wahlarbeitszeiten, der im Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz aufgenommen werden soll, ist abzu-
lehnen. Geht es nach den Vorstellungen der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, soll durch eine Wahlar-
beitszeit von 30 bis 40 Wochenstunden die Grenze
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zwischen Teilzeit und Vollzeit durchlässiger wer-
den.

Dass Beschäftigten ermöglicht werden soll, ihre Ar-
beitszeit im Rahmen eines Vollzeitkorridors frei
wählen zu können, ist abzulehnen. Die Bestimmung
der Dauer, der Lage und des Arbeitsorts ist originäre
Aufgabe des Arbeitgebers und Ausdruck des ihm zu-
stehenden Weisungsrechts. So legt § 106 Gewerbe-
ordnung klar fest, dass der Arbeitgeber Inhalt, Ort
und Zeit der Arbeitsleistung nach billigem Ermessen
näher bestimmen kann, soweit diese Arbeitsbedin-
gungen nicht durch den Arbeitsvertrag, Bestimmun-
gen einer Betriebsvereinbarung, eines anwendbaren
Tarifvertrages oder gesetzliche Vorschriften festge-
legt sind. Diese Regelung räumt dem Arbeitgeber die
Möglichkeit ein, eine an den betrieblichen Belangen
orientierte Arbeitsorganisation und Personalplanung
durchzuführen. Diese für den regulären Betriebsab-
lauf elementare Gestaltungsoption würde dem Ar-
beitgeber entzogen werden, wenn es den Arbeitneh-
mern im Rahmen einer Wahlarbeitszeit erlaubt wäre,
ihre Arbeitszeit einseitig nach Ort, Zeit und Lage
festlegen zu können.

Im Übrigen könnten mit Hilfe dieses Anspruchs
nicht nur Beschäftigte in der sogenannten "Rushhour
des Lebens" bzw. solche, denen familiäre Pflegeauf-
gaben obliegen, eine neue Arbeitszeitsouveränität
einfordern, sondern alle Arbeitnehmer zu jeder Zeit
und für jeden beliebigen Zweck. Für die Arbeitgeber
bedeutet dies, dass sie sich mit regelmäßig wieder-
kehrenden Veränderungen der Arbeitszeit sämtlicher
Beschäftigter auseinandersetzen und diese mit-ei-
nander in Einklang bringen müssen.

Entgegen der Annahme der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN ist die flexible Vollzeit gerade
nicht "auf praktisch alle Arbeitsplätze anwendbar".
Im Gegenteil wird es Arbeitgebern im Handwerk
kaum mehr möglich sein, die Einsatzzeiten der Ar-
beitnehmer auf Baustellen zu koordinieren. Auch
notwendige Anschlussarbeiten mit anderen Gewer-
ken drohen zu scheitern, weil der entsprechende Be-
schäftigte zum maßgeblichen Zeitpunkt aufgrund
seiner individuellen Arbeitszeitregelung nicht zur
Verfügung steht und der Arbeitgeber das freigewor-
dene Arbeitszeitvolumen angesichts des ohnehin be-
stehenden Fachkräftebedarfs nicht kompensieren
kann. Dies führt nicht nur zu verzögerten Werksaus-
führungen, sondern auch zu unzufriedenen Kunden
– mithin sogar zu Auftragsverlusten, die zulasten der
Gesamtbelegschaft und der Wettbewerbsfähigkeit im
Vergleich zu Großbetrieben gehen können.

Die Flexibilität der Arbeitsbedingungen wird ihre
Grenzen daher vielfach schon in der betrieblichen
Realität finden. Eine örtliche und zeitliche Souverä-
nität der Arbeitsbedingungen ist jedoch nicht nur in
vielen Handwerksbereichen, sondern auch in zahl-
reichen anderen Bereichen, wie etwa der Pflege oder
der industriellen Fertigung, kaum umsetzbar.

Über die Begründung, warum die Einführung einer
Wahlarbeitszeit, wie von der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN behauptet, einer "Diskriminierung
der Teilzeit" entgegen wirken soll, schweigt die
Fraktion sich aus. Bereits den Nachweis, dass über-
haupt eine Diskriminierung von Teilzeitkräften statt-

findet, bleibt die Fraktion schuldig. Dass Teilzeitbe-
schäftigte wegen der Teilzeit nicht ohne Sachgrund
schlechter behandelt werden dürfen, ist bereits gel-
tende Rechtslage (vgl. § 4 Abs. 1 Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz (TzBfG)). Um eine Gleichbehandlung si-
cherzustellen, bedarf es keines Wahlarbeitszeitgeset-
zes.

II. Allgemeines Recht auf befristete Teilzeit ist ab-
zulehnen

Zurückzuweisen ist ferner der Vorschlag, ein allge-
meines Recht der Beschäftigten auf befristete Teilzeit
einzuführen. Der befristete Teilzeitanspruch soll es
den Beschäftigten ermöglichen, sich für eine zeitlich
befristete Teilzeitbeschäftigung zu entscheiden und
gleichzeitig sicherstellen, dass diese zu ihrer frühe-
ren Arbeitszeit zurückkehren können (Rückkehr-
recht). Die Fraktion erhofft sich damit, dass "Teilzeit
entstigmatisiert" wird und "Paare ihre Erwerbstätig-
keit partnerschaftlich gestalten können".

Zwar wird es für viele Arbeitnehmer immer bedeut-
samer, den täglichen Spagat zwischen Familie,
Pflege und Beruf zu meistern. Dafür bedarf es aber
keines weiteren starren, gesetzlich normierten und
zudem befristeten Teilzeitanspruchs, der sich in die
ohnehin schon bestehenden Freistellungsansprüche
der Beschäftigten einreiht, wie etwa die Familien-
pflegezeit, die Pflegezeit, die Elternzeit, die Großel-
ternzeit oder der allgemeine unbefristete Teilzeitan-
spruch. Sie alle erlauben bereits heute eine umfas-
sende Bewältigung von Kinderbetreuungsaufgaben,
familiärer Pflege und privater Lebensgestaltung. Zu-
dem lassen sich diese Instrumente ohne Weiteres
auch für eine partnerschaftliche Erwerbstätigkeit
nutzen.

Der anvisierte Teilzeitanspruch mit optionalem
Rückkehrrecht hätte zur Folge, dass den Betrieben
damit die Souveränität über die Arbeitszeitgestal-
tung und die Personaleinsatzplanung weiter entzo-
gen wird. Vor allem wird verkannt, dass mit der Ein-
führung dieses befristeten Rückkehrrechts die Flexi-
bilität vor allem kleiner und mittlerer Betriebe des
Handwerks erheblich eingeschränkt wird. Bei einem
Auftragsvorlauf von regelmäßig gerade mal vier bis
sechs Wochen in diesen Betriebsstrukturen ist es
nicht möglich, über Monate oder sogar Jahre hinweg
ein gewisses Arbeitszeitvolumen vorzuhalten, nur,
um es aus der Teilzeit zurückkehrenden Arbeitneh-
mern zu ermöglichen, zu ihrem ursprünglichen Ar-
beitszeitvolumen zurückzukehren. Bereits der gegen-
wärtige Teilzeitanspruch stellt die Unternehmen vor
große Herausforderungen.

Problematisch ist ferner, dass der befristete Teilzeit-
anspruch den Beschäftigten nach den Vorstellungen
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN anlassunab-
hängig gewährt werden soll. Eine Bindung an famili-
äre Pflichten, die sich aus der Kinderbetreuung oder
Angehörigenpflege ergeben können, ist nicht vorge-
sehen. Das ist nicht hinnehmbar. Aus Sicht des
Handwerks kann es nicht sein, dass jeder Beschäf-
tigte das Rückkehrrecht ohne Weiteres für sich bean-
spruchen kann, nur, um beispielsweise für einen ge-
wissen Zeitraum sein Hobby besser ausleben zu kön-
nen, während andere Kollegen mit zeitlichen Eng-
pässen im Zusammenhang mit familiären Betreu-
ungs- und Pflegeproblemen zu kämpfen haben. Auch
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kann es nicht dem Arbeitgeber obliegen abzuwägen,
welche Interessen seiner Beschäftigten im Streitfall
höher wiegen. Innerbetriebliche Konflikte sind hier
vorprogrammiert.

Anstatt sich nur auf die jetzigen "Arbeitsplatzbesit-
zer" zu fokussieren, sollte der Blick auch darauf ge-
richtet werden, dass mit der Schaffung neuer (Teil-)
Freistellungsansprüche Arbeitszeitvolumina freige-
setzt werden, die der Arbeitgeber – will er im Wett-
bewerb bestehen – kompensieren muss. Soll das frei
gewordene Arbeitszeitvolumen nicht durch Arbeits-
verdichtung zulasten der übrigen Belegschaft gehen,
ist der Arbeitgeber gezwungen, neue befristete Be-
schäftigungsverhältnisse mit im Zweifel nur gering-
fügigem Arbeitszeitumfang zu schaffen, und damit
bewusst neue und von vornherein perspektivlose
(weil in jedem Fall befristete) "stigmatisierende"
Teilzeitstellen für Arbeitssuchende anzubieten. Die
öffentliche Meinung neigt bei solchen Beschäfti-
gungsverhältnissen sehr schnell dazu, diese als "pre-
kär" zu bezeichnen und Arbeitgeber in Misskredit zu
bringen, die davon Gebrauch machen (müssen). Da-
bei darf jedoch nicht aus dem Blick geraten, dass
diese "prekären" Beschäftigungsverhältnisse im Er-
gebnis die unmittelbare Folge (befristeter) Freistel-
lungsansprüche der gegenwärtigen "Arbeitsplatzbe-
sitzer" sind, die die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN mit dem vorliegenden Antrag selbst befördert.

Überdies zeigen bereits die jetzigen Erfahrungen der
Handwerksbetriebe mit gesetzlichen (Teil-) Freistel-
lungsansprüchen, wie etwa der Eltern-, Familien-
pflege- und Pflegezeit bzw. dem allgemeinen Teil-
zeitanspruch, oder auch mit Ausfallzeiten wegen
Krankheit, dass es gerade kleinen Unternehmen mit
Filialbetrieben und mittelständisch geprägten Ar-
beitgebern schwer fällt, adäquaten Ersatz für die zu
überbrückenden Zeiträume und die zur Verfügung
stehenden Arbeitszeitvolumina zu finden. So steht
beispielsweise ein Bäckereibetrieb mit mehr als 15
Beschäftigten, verteilt auf Produktion und mehrere
Filialen, sehr schnell mit seiner Personaleinsatzpla-
nung vor einem Problem: Wenn bei einer 3-köpfigen
Besetzung einer Filiale ein Beschäftigter befristet in
Teilzeit gehen möchte, ein weiterer Akutpflege nach
dem Pflegezeitgesetz wahrnimmt oder ein dritter er-
krankt, entfällt jeweils knapp ein Drittel des im Fili-
albetrieb zur Verfügung stehenden Arbeitszeitvolu-
mens. Das kann den ordnungsgemäßen Betrieb der
Verkaufsstelle nahezu zum Erliegen bringen. Kurz-
fristig entstehende Personalengpässe sind gerade in
diesen Betriebseinheiten, die nur über eine knappe
Personaldecke verfügen (können) regelmäßig nicht
ad hoc überbrückbar.

Zudem scheitert ein adäquater Personalersatz über-
wiegend bereits daran, dass für befristete Stellen, die
zum Teil auch nur über ein geringes Arbeitszeitvolu-
men verfügen, angesichts des weithin bestehenden
Fachkräftebedarfs kein entsprechend qualifiziertes
Personal auf dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht.
Vielfach ist den Betrieben auch eine qualifizierte
Einarbeitung innerhalb des zur Verfügung stehenden
Zeitraums bzw. Arbeitszeitvolumens nicht angemes-
sen möglich oder scheitert am hohen finanziellen
Aufwand, was vor allem für kleine und mittelständi-

sche Betriebe im Vergleich zu Großbetrieben erhebli-
che Wettbewerbsnachteile mit sich bringt. Weder
dies, noch der Umstand, dass das freiwerdende Ar-
beitszeitvolumen notfalls auf dem Rücken der übri-
gen Beschäftigten abgeladen wird, wird bei den Vor-
schlägen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
hinreichend bedacht.

III. Recht auf selbstbestimmte Arbeitszeit macht
jede Auftragsdurchführung unkalkulierbar

Nicht nachvollziehbar ist überdies der Plan der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, den Beschäftigten
ein Recht auf selbstbestimmte Arbeitszeit einzuräu-
men. Geht es nach den Vorstellungen der Fraktion,
sollen die Beschäftigten in die Lage versetzt werden,
flexibel auf Anforderungen reagieren zu können, die
ihr Leben außerhalb der Arbeit an sie stellt. Dazu
soll es den Beschäftigten ermöglicht werden, die
Lage der eigenen Arbeitszeit und damit sowohl Ar-
beitsbeginn und -ende als auch die Verteilung der
Arbeit über den Tag, die Woche oder den Monat in
Abstimmung mit dem Arbeitgeber selbst bestimmen
zu können.

Mit der Schaffung eines allgemeinen Rechts auf eine
selbstbestimmte Arbeitszeit für jeden Beschäftigten
würde einer "Hyperindividualisierung" der Arbeits-
zeit Tür und Tor geöffnet. Jeder Arbeitnehmer
könnte, ohne dass dafür ein Sachgrund substantiiert
vorgetragen werden muss, nach Gutdünken seine Ar-
beitszeit tage-, wochen- oder monatsweise nach Be-
lieben gestalten, ohne Rücksicht auf die Arbeitszeit-
wünsche der übrigen Belegschaft, den jeweiligen Ar-
beitsanfall oder sonstige betriebliche Notwendigkei-
ten. Dabei wird völlig verkannt, dass in § 106 Gewer-
beordnung klar normiert ist, dass es dem Arbeitgeber
obliegt, Inhalt, Ort und Zeit der Arbeitsleistung nach
billigem Ermessen näher zu bestimmen, soweit diese
Arbeitsbedingungen nicht durch den Arbeitsvertrag,
Bestimmungen einer Betriebsvereinbarung, eines an-
wendbaren Tarifvertrages oder gesetzliche Vorschrif-
ten festgelegt sind. Wird dem Arbeitgeber dieses
Recht aus der Hand geschlagen, ist nicht erkennbar,
wie es ihm gelingen soll, eine verlässliche Personal-
einsatzplanung vorzunehmen bzw. seinen Betrieb
überhaupt ordnungsgemäß zu führen. Steht die Indi-
vidualisierung der Arbeitszeit des einzelnen Be-
schäftigten im Mittelpunkt allen Handelns, wie die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN es in ihrem An-
trag vorschlagen, wird es für die Betriebe sehr
schwierig werden, Dienstleistungsangebote abzuge-
ben und diese auch entsprechend durchzuführen.
Denn es ist für sie nicht absehbar, ob die für die
Dienstleistungserbringung notwendigen Beschäftig-
ten überhaupt zum maßgeblichen Zeitpunkt im Be-
trieb anwesend sein werden. Den Betrieben wird da-
mit quasi die geschäftliche Handlungsgrundlage ent-
zogen.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass der durchschnitt-
liche Handwerksbetrieb regelmäßig über fünf bis
acht Mitarbeiter verfügt, die regelmäßig Spezialisten
für ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich sind und
Hand in Hand arbeiten. Würden sich in einem Be-
trieb mit fünf Beschäftigten nur zwei Arbeitnehmer
dazu entscheiden, wochen- oder gar monatsweise
entweder gar nicht oder nur vormittags arbeiten zu
wollen, müssten nicht nur 40 Prozent des im Betrieb
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verfügbaren Arbeitszeitvolumens umverteilt werden.
Auch 40 Prozent des Know-hows stehen zeitweilig
nicht zur Verfügung. Der Handwerksunternehmer
wird dadurch vor das Problem gestellt, dass er auf-
grund seiner dünnen Personaldecke das fehlende
Know-how nicht kompensieren kann und im Zwei-
fel lukrative und existenzsichernde Dienstleistungs-
aufträge ablehnen muss.

Zwar soll der Arbeitgeber berechtigt sein, betriebli-
che Gründe vorzubringen, die gegen die Arbeitszeit-
wünsche des Beschäftigten sprechen. In der betrieb-
lichen Praxis erweist sich diese Option für die Be-
triebsinhaber – auch vor dem Hintergrund der von
der Rechtsprechung mittlerweile erwarteten Anfor-
derungen – als unüberwindbare Hürde und damit als
stumpfes Schwert.

IV. Doppelte Urlaubsansprüche sind verfehlt

Eine Absage ist zudem dem Plan der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu erteilen, dass Ur-
laubstage, an denen Beschäftigte durch Weisung von
Vorgesetzten berufliche Tätigkeiten erledigen, künf-
tig – analog § 9 Bundesurlaubsgesetz wie bei der
Krankheit während des Urlaubs – nicht auf den Jah-
resurlaub angerechnet werden. Diese Urlaubstage
sollen dann als Arbeitstage gelten.

Der Urlaub dient der Erholung des Beschäftigten.
Wird dieser aber beispielsweise nur durch geringfü-
gige Tätigkeiten, wie etwa die Beantwortung einer
Anfrage oder das Schreiben einer E-Mail, unterbro-
chen, stellt dies den Urlaubszweck insgesamt nicht
in Frage. Vor allem rechtfertigt dies nicht das Entste-
hen doppelter Urlaubsansprüche.

Problematisch ist der Fraktionsvorschlag auch vor
dem Hintergrund, dass nicht ausgeschlossen werden
kann, dass Beschäftigte bewusst betriebliche Pro-
zesse so steuern bzw. steuern lassen, dass dringende
Anfragen und Aufgaben stets in ihrem Urlaub abzu-
arbeiten sind, um sich auf diesem Wege einen erhöh-
ten Urlaubsanspruch zu sichern. Einem solchen Be-
streben sollte kein Vorschub geleistet werden.

V. Konkretisierung des Arbeitsschutzgesetzes ist
nicht zielführend

Zurückzuweisen ist darüber hinaus der Vorschlag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, das Ar-
beitsschutzgesetz mit einer Verordnung zu konkreti-
sieren, um es den betrieblichen Interessensvertretun-
gen zu ermöglichen, "geeignete und passgenaue Lö-
sungen gegen Stress durch ständige Erreichbarkeit
und Arbeitsverdichtung zu entwickeln". Für eine
derartige weitere Bürokratisierung besteht kein Be-
darf. Die Praxis zeigt, dass viele Betriebe bereits über
eine entsprechende Sensibilisierung in Bezug auf die
Frage der Erreichbarkeit der Beschäftigten außerhalb
der individuellen Arbeitszeit verfügen. Zudem sind
schon vielfach auf freiwilliger Basis Vereinbarungen
getroffen worden, die die Erreichbarkeit der Beschäf-
tigten außerhalb der individuellen Arbeitszeit re-
geln.

VI. Einschränkung der Arbeit auf Abruf ist ver-
fehlt

Geht es nach den Vorstellungen der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, soll die Arbeit auf Abruf für
die Beschäftigten "berechenbarer werden" und diese
ihnen "mehr Zeitsouveränität einräumen". So soll
vor allem die Dauer und die Lage der Arbeitszeit der
entsprechenden Beschäftigten im Arbeitsvertrag ver-
bindlich festgelegt werden und auch die Arbeitszeit
soll das Anderthalbfache der vereinbarten Wochen-
arbeitszeit nicht übersteigen.

Die Vorschläge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sind verfehlt. Bereits gegenwärtig ist die Arbeit
auf Abruf in § 12 Abs. 1 und 2 TzBfG stark regle-
mentiert und nur in sehr engen Grenzen möglich.
Durch eine weitere Regulierung würde dieses Instru-
ment zunehmend an Attraktivität für die Unterneh-
men verlieren. Dies geht im Ergebnis auch zulasten
der Beschäftigten. Arbeit auf Abruf eröffnet vielen
Unternehmen, vor allem solchen mit Filialbetrieben,
eine gute Option, den Arbeitskräfteeinsatz flexibel
zu gestalten. Die Arbeitszeiten der jeweiligen Be-
schäftigten können dabei optimal an die betriebli-
chen Erfordernisse angepasst werden. Gerade kleine
Betriebe können über dieses Instrument Arbeitszeit-
flexibilisierungen zugunsten anderer Beschäftigter
erst ermöglichen, Auftragsspitzen abarbeiten oder
auf Auftragsschwankungen besser reagieren. Der
Rückgriff auf Arbeit auf Abruf darf gerade für diese
Betriebe nicht weiter erschwert werden.

VII. Kein Bedarf für eine Ausweitung der betriebli-
chen Mitbestimmung

Abzulehnen sind überdies die Forderungen der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nach einer wei-
teren Ausdehnung der Rechte der betrieblichen Inte-
ressensvertretungen. So ist es beispielsweise nicht
einsichtig, warum der Betriebsrat ein Mitbestim-
mungsrecht zustehen soll "über die Menge der Ar-
beit bzw. über Zielvorgaben, wenn Vertrauensar-
beitszeit die Arbeit entgrenzt und Mehrarbeit ent-
steht". Bei der Vertrauensarbeitszeit handelt es sich
im Grunde weniger um eine Form der Arbeitszeit,
sondern vielmehr um eine Form der Arbeitsorganisa-
tion. Bei der Vertrauensarbeitszeit legt der Arbeitge-
ber lediglich eine bestimmte Arbeitszeit innerhalb
eines Zeitfensters fest, in dem bestimmte Arbeiten
zu erbringen sind. Die Vertrauensarbeit "lebt" quasi
davon, dass der Beschäftigte in Zeiten, in denen
auch mal mehr Arbeit anfällt, Überstunden leistet.
Dass der Beschäftigte im Gegenzug in Zeiten, in de-
nen wenig Arbeit anfällt, die Arbeitszeit im Betrieb
nicht "absitzt", sondern zugunsten erbrachter Über-
stunden eigenständig reduziert, ist der Vertrauensar-
beitszeit immanent und verhilft diesem Instrument
zu seiner gewünschten Flexibilität . Das gilt sowohl
für die Beschäftigten als auch für die Arbeitgeber, so
dass eventuelle Korrekturen an diesem Instrument
auf betrieblicher Ebene nicht erforderlich und auch
nicht zielführend sind.



Ausschussdrucksache 18(11)947 Ausschuss für Arbeit und Soziales

23

DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)938
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 16. März 2017
18. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 20. März 2017 zum

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Klaus Ernst, Herbert Behrens, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE.
Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeitsstress reduzieren - BT-Drucksache
18/8724

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Brigitte Pothmer, Kerstin Andreae,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Zeitsouveränität - Damit Arbeit gut ins Leben passt - BT-Drucksache 18/8241

Dr. Yvonne Lott, Düsseldorf

Antrag „Mehr Zeitsouveränität – Damit Arbeit gut
ins Leben passt!“

Die AntragstellerInnen und die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN beantragen, gesetzliche Rahmenbe-
dingungen zu entwickeln, die dafür sorgen, dass die
Arbeitszeitsouveränität der Beschäftigten gestärkt
wird und sie vor entgrenzter Arbeit geschützt wer-
den. Konkret wird beantragt, gesetzliche Rahmenbe-
dingungen zu schaffen, die dafür sorgen, dass

1) Beschäftigte mehr Mitsprache über den Umfang,
Lage und Ort der Erwerbstätigkeit erhalten und
dass Betriebs- und Personalräte diese Ansprüche
durch Betriebsvereinbarungen betrieblich veran-
kern können.

2) Beschäftigte vor entgrenzter Arbeit effektiv ge-
schützt werden und Überforderung, psychische
Belastung und unbezahlte Mehrarbeit vermieden
wird.

3) Beschäftigte, die in Arbeit auf Abruf oder
Schichtarbeit tätig sind, mehr Zeitsouveränität
erhalten.

Im Folgenden werde ich auf die Bedeutung und Re-
levanz dieser drei Punkte und der im Antrag ausge-
führten Unterpunkte eingehen.

1) a) Um die Mitsprache der Beschäftigten über den
Umfang, Lage und Ort der Erwerbstätigkeit zu
stärken, soll ein Vollzeitkorridor mit Wahlar-
beitszeiten zwischen 30 und 40 Stunden pro
Woche geschaffen werden. Ankündigungsfristen
müssen bei der Korridornutzung eingehalten wer-
den und Arbeitszeitwünsche können nur aus

dringenden betrieblichen Gründen, die vom Ar-
beitgeber darzulegen sind, abgelehnt werden.

Ein Vollzeitkorridor zwischen 30 und 40 Stun-
den ist aus drei Gründen sinnvoll. Erstens
wünscht sich mehr als die Hälfte der deutschen
Erwerbstätigen eine wesentliche Änderung ihrer
Arbeitszeit: 40 Prozent möchten die Arbeitszeit
um mindestens fünf Stunden reduzieren, 12 Pro-
zent möchten die Arbeitszeit um mindestens fünf
Stunden verlängern (Seifert et al. 2016, S. 303).
Die gewünschten Arbeitszeiten können aber oft
nicht realisiert werden (Seifert et al. 2016). „Von
Wahlarbeitszeiten kann also noch längst nicht
die Rede sein. Insofern besteht kein Anlass, auf
gesetzliche oder tarifliche Regelungen einer
Wahlarbeitszeit zu verzichten“ (Seifert et al.
2016, S. 307). Den Arbeitszeitwünschen und Ar-
beitszeitbedarfen, die je nach Lebensphase und
Lebenssituation von Beschäftigten variieren kön-
nen (Stichwort: Familiengründung, Pflege von
Angehörigen, Weiterbildungen, ehrenamtliche
Tätigkeiten), wird zurzeit nicht ausreichend
Rechnung getragen. Ein Arbeitszeitkorridor zwi-
schen 30 und 40 Stunden kann die Anpassung
der Arbeitszeit an die Lebensphase und Lebenssi-
tuation von Beschäftigten erleichtern und Be-
schäftigte bei der Realisierung ihrer Arbeitszeit-
wüsche und Arbeitszeitbedarfe unterstützen.

Häufig wird gegen die Reduzierung der Arbeits-
zeit angeführt, dass Beschäftigte aus finanziellen
Gründen auf Teilzeit verzichten Dies konnten
Klenner und Lott (2016) in ihrer Studie nicht be-
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stätigen. In einem der untersuchten Industriebe-
triebe, in dem Beschäftigte jährlich zwischen 32
und 35 Wochenstunden wählen können, ent-
scheiden sich Beschäftigte zunehmend für die 32
Stunden-Woche, da sie den Gewinn an Freizeit
schätzen – ungeachtet des Einkommensverlusts
(Klenner und Lott 2016, S. 27). Von negativen
wirtschaftlichen Konsequenzen für das Unter-
nehmen haben Personalabteilung und Manage-
ment nicht berichtet.

Zweitens ist ein wesentlicher Grund für den ho-
hen Anteil (40 Prozent) von Überbeschäftigung,
d.h. für den hohen Anteil an Beschäftigten mit
dem Wunsch nach kürzeren Arbeitszeiten, die
Vollzeit als vorherrschende Arbeitszeitnorm in
Betrieben. Aufgrund der Vollzeitnorm besteht
eine Stigmatisierung von Teilzeit. Von Beschäf-
tigten, insbesondere von höher Qualifizierten,
Führungskräften und Männern, wird erwartet, in
Vollzeit zu arbeiten und die Erwerbsarbeit gegen-
über dem Privat- und Familienleben zu priorisie-
ren (Lott und Klenner 2016; Williams et al.
2013). Teilzeitkräfte werden daher oftmals nicht
als vollwertige Beschäftigte angesehen und kön-
nen Karrierenachteile erfahren (Leslie et al.
2012). Sie werden seltener weitergebildet und be-
fördert und erhalten geringere Einkommenszu-
wächse als Vollzeitbeschäftigte (Allmendinger et
al. 2014). Teilzeitstellen sind selten Stellen, die
eine berufliche Fortentwicklung ermöglichen.
Vor allem Teilzeitstellen mit bis zu 20 Stunden
gehen mit niedrigen Löhnen und unzureichender
sozialer Absicherung einher (Allmendinger et al.
2014).

Ein Arbeitszeitkorridor zwischen 30 und 40
Stunden kann die Vollzeitnorm schwächen und
zu einem neuen Vollzeitstandard oder zu ver-
schiedenen „kurzen und langen“ Vollzeitstan-
dards – je nach Lebensphase oder Lebenssitua-
tion – führen. Der Arbeitszeitkorridor kann zur
Normalisierung von Teilzeit beitragen und so die
Stigmatisierung von Beschäftigten mit kürzeren
Arbeitszeiten verhindern. Zudem kann die Schaf-
fung einer neuen Vollzeitnorm bzw. neuer Voll-
zeitnormen dazu beitragen, dass die Teilzeit bis
20 Stunden gegenüber einer gesetzlich geförder-
ten 30 Stundenwoche unattraktiv für Beschäftigte
wird. Klenner und Lott (2016) zeigen, dass die
Wahloption für Beschäftigte auf kurze Vollzeit
(32 Stunden) bereits sehr viel Bedarf an Arbeits-
zeitreduzierung auffängt.

Drittens haben die Vollzeitnorm und die Stigma-
tisierung von Teilzeit gleichstellungspolitische
Implikationen. Aufgrund der ungleichen Vertei-
lung der Haus- und Sorgearbeit in Paaren (Lott
2016; van der Lippe et al. 2011), insbesondere in
Deutschland (OECD 2017), besteht eine ungleiche
Verteilung von Erwerbsarbeit in Paaren. Männer
arbeiten vorwiegend in Vollzeit, oftmals mit
Überstunden (OECD 2017), Frauen reduzieren in
der Regel ihre Arbeitszeit in der Familienphase.
81 Prozent der abhängig Beschäftigten in Teilzeit
waren im Jahr 2015 Frauen (destatis 2016).1

1 https://www-genesis.destatis.de/genesis/online/link/tabelleErgebnis/12211-0011

Die Stigmatisierung von Teilzeit trifft damit vor-
rangig Frauen. Der überwiegende Anteil weibli-
cher Beschäftigter in Teilzeit führt zu einem rela-
tiv hohen Gender Pay Gap in Deutschland im
Vergleich zu anderen europäischen Ländern und
den USA (Hipp und Leuze 2015). Die Stigmati-
sierung von Teilzeit verhindert zugleich die Re-
duzierung der Arbeitszeit von Männern, die auf-
grund ihrer geringeren Übernahme von Haus-
und Sorgearbeit eher Teilzeit vermeiden können
als Frauen.

Insgesamt kann ein Arbeitszeitkorridor zwischen
30 und 40 Stunden zu einer neuen Vollzeitnorm
bzw. neuen Vollzeitnormen führen und zur Ge-
schlechtergerechtigkeit und Partnerschaftlichkeit
beitragen.

b) Um die Mitsprache der Beschäftigten über den
Umfang, Lage und Ort der Erwerbstätigkeit zu
stärken, soll das Rückkehrrecht auf den früheren
Stundenumfang geschaffen werden. Das Rück-
kehrrecht auf den früheren Stundenumfang bzw.
auf Vollzeit ist notwendig, damit Beschäftigte,
die etwa aufgrund von Veränderungen ihrer Le-
benssituation wieder länger arbeiten wollen bzw.
müssen, tatsächlich auch die Möglichkeiten ha-
ben, länger zu arbeiten. Dafür ist die Reversibili-
tät von Arbeitszeiten zentral. In Deutschland, wo
Beschäftigte keinen gesetzlichen Anspruch auf
die Rückkehr in Vollzeit haben, verharren Frauen
häufig in Teilzeit nach der Familienphase (Anxo
et al. 2006). Die schlechtere berufliche Fortent-
wicklung, die mit Teilzeit einhergeht, verhindert
oftmals den Aufstieg in „bessere“ Vollzeitstellen.
Geschlechterungleichheiten werden so fortge-
schrieben und verfestigen sich im Lebensverlauf.
Sie tragen nicht nur zu dem hohen Gender Pay
Gap, sondern auch zu dem hohen Gender Pen-
sion Gap bei (Frommert und Strauss 2013) bei.
Der gesetzliche Anspruch auf die Rückkehr auf
den früheren Stundenumfang schafft hier Ab-
hilfe.

c) Um die Mitsprache der Beschäftigten über den
Umfang, Lage und Ort der Erwerbstätigkeit zu
stärken, sollen Beschäftigte die Verteilung der
Arbeitszeit über Tag, Woche und Monat und den
Ort der Arbeit mit gestalten, sofern dem keine be-
trieblichen Gründe entgegenstehen. Dies ist not-
wendig, da sich Beschäftigte, die neben der Er-
werbsarbeit anderen Verpflichtungen und Aktivi-
täten nachgehen (Stichwort: Kinderbetreuung,
Pflege von Angehörigen, Weiterbildungen, ehren-
amtliche Tätigkeiten), in der Regel nach Zeiten
außerhalb der Erwerbssphäre (z.B. Kita-Öffnungs-
zeiten, Schulzeiten, Seminarzeiten bei Weiterbil-
dungen) richten müssen. Diese Beschäftigten be-
dürfen oftmals nicht zwangsläufig kürzeren, son-
dern flexibleren Arbeitszeiten, die es Ihnen erlau-
ben, die Arbeitszeit nach ihren Bedarfen am Tag,
in der Woche oder im Monat zu verteilen oder
der Möglichkeit, nach Bedarf von zu Hause zu ar-
beiten. Dies gilt vor allem auch für pflegende Be-
schäftigte, die oft nur einige Stunden am Tag o-
der in der Woche die Pflege von Angehörigen
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leisten und daher Autonomie/Flexibilität in der
Arbeitszeitverteilung brauchen (Leiber et al.
2015).

Die Mitgestaltung der Arbeitszeit ist für Beschäf-
tigte zuträglich. Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer mit Gleitzeit (Anfangs- und Endzeiten
des Arbeitstages können von den Beschäftigten
selbst bestimmt werden) haben gegenüber Be-
schäftigten mit festen Arbeitszeiten eine deutlich
bessere Work-Life Balance (Lott 2015b). Auch
Homeoffice, im Wechsel mit oder als Ergänzung
zum Büroarbeitsplatz, kann zur mehr Selbstbe-
stimmung und zur Unterstützung von Vereinbar-
keit von Beruf und außerberuflichen Aktivitäten
beitragen. Allerdings stehen flexible Arbeitsfor-
men wie Gleitzeit und Homeoffice bisher vor al-
lem höher qualifizierten Beschäftigten und Füh-
rungskräften zur Verfügung (Brenke 2016; Lott
2015a).

Außerdem wird bei 40 Prozent der Arbeitsstel-
len, bei denen Homeoffice möglich wäre, kein
Homeoffice angeboten (Brenke 2016). Dies ist
eine Erklärung für die geringe bzw. stagnierende
Verbreitung von Homeoffice. „Würden [Arbeitge-
ber] umdenken, könnte der Anteil der Heimarbei-
ter auf über 30 Prozent steigen“ (Brenke 2016, S.
95). Ein gesetzlicher Anspruch auf Mitsprache
bei der Verteilung der Arbeitszeit und dem Ort
der Arbeit stärkt damit nicht nur die Zeitsouverä-
nität von Beschäftigten, sondern wirkt ebenfalls
sozialen Ungleichheiten im Betrieb entgegen. Ins-
besondere Beschäftigte in klein- und mittelstän-
digen Betrieben, in denen die Angebote flexibler
Arbeitsarrangements oftmals begrenzt sind, könn-
ten mit einem gesetzlichen Anspruch erreicht
werden.

d) Um die Mitsprache der Beschäftigten über den
Umfang, Lage und Ort der Erwerbstätigkeit zu
stärken, sollen Betriebs- und Personalräte die
Möglichkeit erhalten, Betriebsvereinbarungen zu
Vereinbarkeitsfragen und für mehr Zeitsouverä-
nität bei der Lage der Arbeitszeit und dem Ort
der Arbeit von der Geschäftsführung zu verlan-
gen. Die Stärkung der Mitbestimmung bei der Ar-
beitszeitgestaltung ist sinnvoll. In Betrieben mit
einer starken Mitbestimmung werden die Ar-
beitszeitinteressen der Beschäftigten und der Ar-
beitsschutz besser gewahrt als in Betrieben, in
denen es eine schwache Mitbestimmung gibt
(Klenner und Lott 2016).

2) a) Um Beschäftigte vor entgrenzter Arbeit, d.h. im
Fall von Mehrarbeit und Vertrauensarbeitszeit,
effektiv zu schützen und Überforderung, psychi-
sche Belastung und unbezahlte Mehrarbeit zu
vermeiden, sollen Betriebs- und Personalräte Mit-
bestimmungsrecht über die Menge der Arbeit
bzw. über Zielvorgaben erhalten. (zu Punkt 2 b
siehe S.5)

c) Des weiteren soll das Arbeitsschutzgesetz mit
einer Verordnung konkretisiert werden, damit
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, Betriebs- und
Personalräte und Mitarbeitervertretungen geeig-
nete und passgenaue Lösungen gegen Stress
durch ständige Erreichbarkeit und Arbeitsver-
dichtung entwickeln.

Die Regulierung bzw. Begrenzung der Arbeits-
menge und Zielvereinbarungen sowie Maßnah-
men gegen Arbeitsverdichtung und Stress sind
notwendig, um gesundheitliche Belastungen und
Vereinbarkeitsprobleme zu vermeiden. Fehlende
formale Arbeitszeitgrenzen, wie etwa bei der Ver-
trauensarbeitszeit, führen häufig zu Mehrarbeit
(Lott 2015a) und damit zu gesundheitliche Risi-
ken für Beschäftigte (Berniell und Bietenbeck
2017; Kleiner et al. 2015). Längere Arbeitszeiten,
Zielvereinbarungen und ständige Erreichbarkeit
haben negative Auswirkungen auf die physische
und psychische Gesundheit und die Work-Life
Balance von Beschäftigten (Absenger et al. 2014;
(Pangert et al. 2016).

Ein Zuviel an Arbeit, etwa hervorgerufen durch
Personalkürzung, ist auch ein wesentlicher Hin-
derungsgrund für die Inanspruchnahme rechtli-
cher Ansprüche auf Elternzeit (Klenner und Lott
2016) und verstärkt die Stigmatisierung von Teil-
zeitbeschäftigten in Betrieben (Klenner und Lott
2016). Dies kann wiederum zu Vereinbarkeits-
problemen und zu psychischen Belastungen füh-
ren.

Die Ergänzung des Arbeitsschutzgesetzes und die
Stärkung der Mitbestimmung sind daher sinn-
voll. Das Mitbestimmungsrecht stärkt die Posi-
tion von Beschäftigten gegenüber Arbeitgeberin-
nen und Arbeitgebern (Brannen 2005). Starke
Mitbestimmungsträger und eine starke Sozial-
partnerschaft sind für die Wahrung der Arbeits-
zeitinteressen von Beschäftigten zentral – insbe-
sondere im Fall von Vertrauensarbeitszeit. Sind
die Mitbestimmungsträger schwach wie es in li-
beralen Ländern der Fall ist, können Beschäftigte
Nachteile haben, wenn die Lage ihrer Arbeitszeit
nicht geregelt und damit nicht formal begrenzt ist
(Lott 2015b). In Großbritannien, wo eine Kultur
langer Arbeitszeiten vorherrscht (Sturges und Gu-
est 2004), sind feste Arbeitszeiten geradezu ein
Schutz der Beschäftigten vor der Willkür von Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgebern (Lott 2015b).

Auch können Betriebsvereinbarungen zur Sensi-
bilisierung für die Themen Stress und Arbeitsbe-
lastung in Betrieben beitragen und damit einer
Kultur der langen und intensiven Arbeitszeiten
entgegenwirken.

Für die Regulierung der Arbeitsmenge bei Ver-
trauensarbeitszeiten und Zielvereinbarungen ist
allerdings die Dokumentation der Arbeitszeit not-
wendig, damit Betriebs- und Personalräte ab-
schätzen können, ob die Arbeitsmenge in der ver-
traglichen Wochenarbeitszeit zu bewältigen ist
bzw. bewältigt wird. Darüber hinaus ist die Do-
kumentation der Arbeitszeit notwendig, damit
die tatsächliche Arbeitszeit eine zentrale Größe
auch beim entgrenzten Arbeiten ist.

b) Um Beschäftigte vor entgrenzter Arbeit, d.h. im
Fall von Mehrarbeit und Vertrauensarbeitszeit,
effektiv zu schützen und Überforderung, psychi-
sche Belastung und unbezahlte Mehrarbeit zu
vermeiden, sollen Urlaubstage, an denen Be-
schäftigte arbeiten, als Arbeitstage gelten. Urlaub
ist wesentlich für die Erholung von der Arbeit.
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Erholung ist insbesondere bei hoher Arbeitsbelas-
tung, z.B. Arbeitsintensivierung und Mehrarbeit,
von großer Bedeutung (Bakker und Geurts 2004).
Eine hohe Arbeitsbelastung schwächt die Ge-
sundheit und das Wohlbefinden von Beschäftig-
ten und kann zu Vereinbarkeitsproblemen führen
(Bakker und Geurts 2004; Kattenbach et al. 2010;
Krause et al. 2005).

3) a) Um Beschäftigten in Arbeit auf Abruf mehr
Zeitsouveränität zu verschaffen, soll die Dauer
und Eingrenzung der Lage der täglichen und wö-
chentlichen Arbeitszeit im Arbeitsvertrag ver-
bindlich festgeschrieben werden. Die Arbeitszeit
soll des Weiteren das Anderthalbfache der ver-
einbarten Wochenarbeitszeit nicht übersteigen.
Zudem soll sich die Entgeltfortzahlung bei
Krankheit an dem durchschnittlichen Einkom-
men der letzten drei Monate orientieren. Diese
Maßnahmen sind sinnvoll, da Arbeit auf Abruf in
Kombination mit Teilzeit bis 20 Stunden bzw.
Minijobs oft mit einem unzureichenden Einkom-
men einhergehen kann (Absenger et al. 2014). Ar-
beit auf Abruf ist in dem Fall höchst prekär. Dar-
über hinaus besteht bei Arbeit auf Abruf im ho-
hen Maße zeitliche Unsicherheit, teilweise auch
bzgl. der genau zu erbringenden Stundenzahl.
Beschäftigte passen ihre Freizeitaktivitäten daher
häufig dem Abruf an, was zur Einschränkung der
Freizeitqualität führt und das Wohlbefinden und
die Gesundheit, insbesondere in Kombination
mit hoher Arbeitsbelastung und Mehrarbeit, be-
einträchtigt (Absenger et al. 2014). Die vertragli-
che Festschreibung der Arbeitszeitdauer und Ar-
beitszeitlage bei Arbeit auf Abruf, die Begren-
zung von Mehrarbeit und die Entgeltfortzahlung
im Krankheitsfall wirken der Prekarität und vor
allem der Zeitunsicherheit entgegen.

b) Um Beschäftigten in Schichtarbeit mehr Zeit-
souveränität zu verschaffen, soll ein freiwilliger
Schichttausch ermöglicht werden, wenn keine
betrieblichen Gründe dagegen sprechen. Diese
Forderung ist sinnvoll, da die Vereinbarkeits-
problematik vor allem bei Schichtarbeitenden
sehr hoch ist (Klenner und Lott 2016). Insbeson-
dere die Pflege sozialer Kontakte (z.B. die Teil-
nahme an Hochzeits- und Geburtstagsfeiern,
Abendessen mit Freunden) fällt wegen der star-
ren Schichtplanung oftmals schwer. Paare mit
Kindern, in denen beide Partner in Schicht arbei-
ten, planen ihre Schichten oftmals asynchron,
um die Kinderbetreuung zu gewährleisten. Eine
asynchrone Schichtplanung erschwert allerdings
Aktivitäten als Paar und kann die Partnerschafts-
qualität mindern. Die AntragstellerInnen weisen
zu Recht daraufhin, dass der freiwillige Schicht-
tausch bereits gängige Praxis in vielen Betrieben
ist. Ein gesetzlicher Rahmen für den freiwilligen
Schichttausch ist aber für die Arbeitskontexte
sinnvoll, in denen Schichttausch nicht üblich ist.
Zudem kann ein solcher gesetzlicher Rahmen die
informelle Praxis stärken und legitimieren.

Antrag „Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und
Arbeitsstress reduzieren“

Die AntragstellerInnen und die Fraktion Die LINKE
beantragen, umfassende Regulierungen, die die Wo-
chenhöchstarbeitszeit absenken, Zeitsouveränität der
Beschäftigten fördern, zur Gesunderhaltung der Be-
schäftigten beitragen und der Entgrenzung von Ar-
beit entgegenwirken. Konkret wird beantragt,

1) Die Wochenhöchstarbeitszeit abzusenken, das
Recht auf Nichterreichbarkeit zu schaffen, einen
zeitnahen Ausgleich von Mehrarbeit zu gewähr-
leisten und die Pflicht zur Arbeitszeitdokumenta-
tion einzuführen.

2) Eine Anti-Stress-Verordnung zu erlassen.

3) Das Rückkehrrecht auf Vollzeit zu schaffen.

4) Ein erzwingbares Mitbestimmungsrecht für Per-
sonal- und Betriebsräte bei Fragen der Zeitsouve-
ränität, der Vereinbarkeit von Arbeit und Privat-
leben und der Arbeitsmenge zu schaffen.

Im Folgenden werde ich auf die Bedeutung und Re-
levanz insbesondere der Forderungen 1 und 2 einge-
hen. Zu den Punkten 3 und 4 habe ich bereits im
Vorhergehenden Stellung genommen.

1. Die Wochenhöchstarbeitszeit soll von 48 auf 40
Stunden gesenkt werden. Vor dem Hintergrund
der hohen gesundheitlichen Belastungen, die mit
langen Arbeitszeiten einhergehen (Berniell und
Bietenbeck 2017; Kleiner et al. 2015), ist die Be-
grenzung der Wochenhöchstarbeitszeit sinnvoll.
Die Begrenzung kann die erhoffte Signalwirkung
haben, dass Mehrarbeit über den Vollzeitstan-
dard hinaus nicht erwünscht ist. Dies kann im
besten Fall auch zu einer Sensibilisierung für
lange Arbeitszeiten in Betrieben führen.

Ein definiertes Recht auf Nichterreichbarkeit au-
ßerhalb der Arbeitszeit soll geschaffen werden.
Ein solches Recht kann die Interessen der Be-
schäftigten stärken, von denen in den Betrieben
in der Regel erwartet wird, die Erwerbsarbeit ge-
genüber dem Privat- und Familienleben zu prio-
risieren (Lott und Klenner 2016; Williams et al.
2013). Durch die Verbreitung digitaler Technolo-
gien besteht darüber hinaus die Gefahr, dass die
ständige Erreichbarkeit zunehmend auch von bis-
her weniger betroffenen Beschäftigtengruppen er-
wartet wird, d.h. von Beschäftigten auf unteren
und mittleren betrieblichen Positionen (Klenner
und Lott 2016).

Ein zeitnaher Ausgleich von Mehrarbeit soll
ebenfalls gewährleistet werden. Die Erholung von
der Arbeit insbesondere bei hoher Arbeitsbelas-
tung ist für die Gesunderhaltung notwendig (Bak-
ker und Geurts 2004). Dafür bedarf es eines zeitli-
chen Ausgleichs von Mehrarbeit. Andauernde
Arbeitsbelastung ohne Erholungsphasen können
die Gesundheit und das Wohlbefinden von Be-
schäftigten schwächen und zu Vereinbarkeits-
problemen führen (Bakker und Geurts 2004; Kat-
tenbach et al. 2010; Krause et al. 2005).

Eine Dokumentationspflicht der geleisteten Ar-
beitszeit soll geschaffen werden. Die Dokumenta-
tion der Arbeitszeit ist vor allem dann notwen-
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dig, wenn Beschäftigte mit Vertrauensarbeitszei-
ten und/oder Zielvereinbarungen arbeiten, da das
Risiko von Mehrarbeit und gesundheitlicher Be-
lastung hier besonders groß ist (Absenger et al.
2014). Damit Betriebs- und Personalräte die Ar-
beitsmenge mitbestimmen können (Punkt 4), be-
darf es der Information über die tatsächliche Wo-
chenarbeitszeit der Beschäftigten. Die Dokumen-
tation der Arbeitszeit ist außerdem notwendig,
damit die Arbeitszeit eine zentrale Größe auch
beim entgrenzten Arbeiten ist (Siehe Punkte 2 a)
und c) beim vorhergehenden Antrag). Die Erfas-
sung der Arbeitszeit dient auch der Sensibilisie-
rung der Beschäftigten, Vorgesetzen und Perso-
nalverantwortlichen für die tatsächlich geleiste-
ten Arbeitszeiten.

2. Eine Anti-Stress-Verordnung soll erlassen wer-
den, die die Arbeitszeit, die Gestaltung der Ar-
beitsaufgabe, die Arbeitsorganisation, die sozia-
len Bedingungen und die Bedingungen des Ar-
beitsplatzes und der Arbeitsumgebung als Ge-
fährdungsfaktoren berücksichtigt. Eine solche
Verordnung und die Berücksichtigung vielfälti-
ger Gefährdungsfaktoren sind äußerst sinnvoll.
Die Dauer und Lage der Arbeitszeit haben erheb-
liche Konsequenzen für die Gesundheit, das
Wohlbefinden und die Vereinbarkeit von Beruf
und außerberuflichen Aktivitäten. Vor allem aty-
pische Arbeitszeiten am Wochenende oder
Nachtarbeit bedeuten eine hohe Belastung für Be-
schäftigte und sind wesentliche gesundheitliche
Risikofaktoren (BAuA 2016). Die Arbeitszeit ist
daher ein wichtiger Gefährdungsfaktor, den eine
Anti-Stress-Verordnung berücksichtigen muss.

Zudem sind die Arbeitsteilung bzw. Aufgaben-
verteilung, Vertretungsregelungen und die Perso-
nalausstattung zentral für die Inanspruchnahme
gesetzlicher Arbeitszeitoptionen wie Elternzeit
und Teilzeit und für deren Akzeptanz in Betrie-
ben (Klenner und Lott 2016). Eine erschwerte o-
der verhinderte Nutzung von gesetzlichen Optio-
nen durch zu große Arbeitsmengen, Personal-
knappheit und fehlende Vertretungsregelungen
(Klenner und Lott 2016) kann zu Vereinbarkeits-
problemen und damit psychischer Belastung am
Arbeitsplatz führen. Unmut im Kollegenkreis
und unter Vorgesetzen gegenüber Beschäftigten
in Teilzeit und Elternzeit aufgrund von Arbeits-
belastung und Personalmangel (Klenner und Lott
2016) kann die Betroffenen ebenfalls belasten.
Dies betrifft vor allem Teilzeitbeschäftigte, die oft
versuchen, der Stigmatisierung von Teilzeit
durch ein erhöhtes Arbeitsengagement entgegen
zu wirken (Klenner und Lott 2016).

3. Ein Rückkehrrecht auf Teilzeit soll geschaffen
werden. Stellungnahme siehe Punkt 1 b) im vo-
rangegangenen Antrag.

4. Ein erzwingbares Mitbestimmungsrecht für Be-
triebs- und Personalräte bei Fragen der Zeitsou-
veränität, der Vereinbarkeit von Arbeit und Pri-
vatleben und der Arbeitsmenge soll geschaffen
werden. Stellungnahme siehe Punkt 2 a) und c)
zum Mitbestimmungsrecht bei der Arbeitsmenge
im vorangegangenen Antrag.
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a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Klaus Ernst, Herbert Behrens, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE.
Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeitsstress reduzieren - BT-Drucksache
18/8724

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Brigitte Pothmer, Kerstin Andreae,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Zeitsouveränität - Damit Arbeit gut ins Leben passt - BT-Drucksache 18/8241

Handelsverband Deutschland - HDE - e.V.

I. Einleitung

Der Handelsverband Deutschland (HDE) ist die Spit-
zenorganisation des deutschen Einzelhandels. Insge-
samt erwirtschaften in Deutschland rund 300.000
Einzelhandelsunternehmen mit drei Millionen Be-
schäftigten einen Umsatz von über 480 Mrd. Euro
jährlich. Der Einzelhandel ist damit nach Industrie
und Handwerk der drittgrößte Wirtschaftszweig in
Deutschland.

Der HDE lehnt einen weiteren Ausbau der Arbeits-
zeitsouveränität der Arbeitnehmer ab, weil es sich
dabei um einen einseitigen Eingriff in das Aus-
tauschverhältnis der Arbeitsvertragsparteien („Ar-
beitszeit gegen Entgelt“) handelt. Das gilt insbeson-
dere für die Einführung eines allgemeinen An-
spruchs auf befristete Teilzeit. Baut der Gesetzgeber
die Arbeitszeitsouveränität der Arbeitnehmer aus,
müsste er zwangsläufig auch die Flexibilisierungs-
elemente für Arbeitgeber fördern.

II. Grundsätzliche Position des HDE

Wird die Arbeitszeitsouveränität der Arbeitnehmer
durch die Schaffung neuer gesetzlicher Ansprüche,
insbesondere die Einführung neuer befristeter Teil-
zeitansprüche immer weiter ausgebaut, wird sich für
die Arbeitgeber im Gegenzug noch häufiger die Frage
stellen, wie die dadurch freiwerdenden Zeitkontin-
gente in Zeiten des Fachkräftemangels mit adäqua-
tem Ersatzpersonal aufgefüllt werden können. Kon-
sequenterweise müsste der Gesetzgeber daher auch
dazu übergehen, die bestehenden Flexibilisierungs-
instrumente der Arbeitgeber (z. B. Befristung, gering-
fügige Beschäftigung, Werkverträge, Zeitarbeit) zu

stärken. Das Gegenteil ist derzeit der Fall. Wird diese
Wechselwirkung seitens des Gesetzgebers nicht im
Auge behalten, entsteht eine Schieflage zulasten der
Unternehmen, die sich negativ auf die Gesamtwirt-
schaft und damit auch auf die Beschäftigung in
Deutschland auswirken wird.

Die betrieblichen Folgen einer erweiterten Arbeits-
zeitsouveränität der Arbeitnehmer sind gravierend
und stellen die Unternehmen in der Praxis vor große
Herausforderungen: Verringert beispielsweise ein
Arbeitnehmer seine Arbeitszeit befristet um ledig-
lich 4 Wochenstunden, muss der Arbeitgeber auf-
wendig eine neue Arbeitskraft für dieses Arbeitszeit-
kontingent suchen. D. h., er muss die Stelle aus-
schreiben und zudem einen ganzen Bewerbungspro-
zess mit diversen Bewerbern durchlaufen. Dieser
Vorgang ist bereits bei einer einzigen Stelle mit ei-
nem erheblichen Aufwand und Kosten für den Ar-
beitgeber verbunden. Insbesondere kleine und mit-
telständische Unternehmen wären damit dramatisch
überfordert. Stellt der Arbeitgeber hingegen kein
neues Personal ein, muss die Stammbelegschaft die
fehlende Arbeitszeit durch Mehrarbeit ausgleichen.

Zur Wahrheit gehört auch, dass eine weitere Arbeits-
zeitflexibilisierung auf Seiten der Arbeitnehmer
dazu führt, dass die in der öffentlichen Debatte häu-
fig als „prekär“ bezeichneten Arbeitsverhältnisse ei-
nen erheblichen Zuwachs erfahren werden. So wird
bspw. durch die Einführung einer befristeten Teil-
zeit die Umwandlung von Vollzeitstellen in Teilzeit-
stellen massiv gefördert. Ein zusätzliches Problem
dürfte in der Praxis zudem die Lage der freiwerden-
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den Zeitkontingente sein. Es liegt nahe, dass die Ar-
beitnehmer ihre Arbeitszeit zumeist um die eher un-
populären Arbeitszeiten reduzieren wollen. Dies
führt dazu, dass es für Arbeitgeber noch schwieriger
wird, geeignetes Ersatzpersonal zu akquirieren.

Im Übrigen ist festzustellen, dass sich nach einer ak-
tuellen Erhebung des Statistischen Bundesamtes im
Jahr 2015 nur 14 % der Teilzeitbeschäftigten in
Deutschland zusätzliche Arbeitsstunden wünschten
(Pressemitteilung vom 23. September 2016 –
338/17). Diese Daten zeigen deutlich, dass die in der
Öffentlichkeit geführte Debatte um die sog. Teilzeit-
falle („Einmal Teilzeit, immer Teilzeit“) einer objek-
tivierten Überprüfung nicht standhält. Denn die Zah-
len des Statistischen Bundesamtes bedeuten ja im
Umkehrschluss auch, dass etwa neun von zehn Teil-
zeitkräften in Deutschland mit ihrem Arbeitszeitvo-
lumen einverstanden sind.

Die Arbeitszeitgestaltung wird zunehmend auch
durch die immer weiter fortschreitende Digitalisie-
rung beeinflusst. So führt die Digitalisierung zu ei-
nem Wandel der Arbeitswelt, der im Gesetz vielfach
nicht mehr zutreffend abgebildet wird. Dies stellt die
Unternehmen in der Praxis teilweise vor erhebliche
Probleme. Im Arbeitszeitgesetz sehen die Unterneh-
men insbesondere bei der vorgesehenen täglichen
Ruhezeit von elf Stunden Reformbedarf. Diese Rege-
lung wird den Anforderungen der modernen Ar-
beitswelt nicht mehr gerecht. Auch das im Arbeits-
zeitgesetz vorgesehene Konzept einer täglichen
Höchstarbeitszeit ist etwa in einem internationalen
Konzern, in dem zeitzonenübergreifend in Teams ge-
arbeitet wird, häufig hinderlich. Wünschenswert
wäre stattdessen eine wöchentliche Höchstarbeits-
zeit. Darüber hinaus wäre auch eine Anpassung der
Regelung zu den Aufzeichnungspflichten der Arbeit-
geber im Arbeitszeitgesetz erforderlich. Die Arbeit-
nehmer arbeiten zunehmend orts- und zeitflexibel,
so dass in Bezug auf das Arbeitszeitgesetz ein höhe-
res Maß an Eigenverantwortung gerechtfertigt ist. Es
muss für Arbeitgeber daher die Möglichkeit geschaf-
fen werden, sich zu exkulpieren, sofern die Auf-
zeichnungspflichten auf die Arbeitnehmer übertra-
gen werden. Außerdem ist die viertägige Ankündi-
gungsfrist bei der im Teilzeit- und Befristungsgesetz
(TzBfG) geregelten „Arbeit auf Abruf“ aufgrund der
technischen Möglichkeiten im Zeitalter der Digitali-
sierung veraltet.

III. Im Einzelnen

A. „Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Ar-
beitsstress reduzieren“ (BT-Drs. 18/8724) der
Fraktion DIE LINKE vom 08.06.2016

1. Höchstarbeitszeit

Die Forderung im Antrag nach einer Absenkung der
„wöchentlichen Höchstarbeitszeit“ von 48 auf 40
Stunden pro Woche ist irreführend, da das Arbeits-
zeitgesetz (ArbZG) – entgegen der Formulierung im
Antrag – nicht von einer wöchentlichen, sondern
von einer werktäglichen Höchstarbeitszeit ausgeht.
So sieht die Regelung in § 3 Arbeitszeitgesetz (Ar-
bZG) eine werktägliche Höchstarbeitszeit von grund-
sätzlich 8 Stunden vor. Erst durch Addition der
werktäglichen Höchstarbeitszeiten (8 Std. x 6 Tage)
ergibt sich dann eine wöchentliche Höchstarbeitszeit

von 48 Stunden. Richtig ist allerdings, dass das Kon-
zept einer werktäglichen Arbeitszeit in der Praxis
häufig zu starr ist. So fördert die Digitalisierung die
Vernetzung und die ortsunabhängige länderübergrei-
fende Zusammenarbeit. In internationalen Konzer-
nen ist es durchaus üblich, dass Mitarbeiter aus ver-
schiedenen Ländern und Zeitzonen in einem Team
an einem gemeinsamen Projekt arbeiten. Probleme
treten beispielsweise immer dann auf, wenn an ei-
nem Tag später am Abend eine Telefonkonferenz in
einer anderen Zeitzone erforderlich wird. Gleiches
gilt für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf.
Muss eine Arbeitnehmerin etwa ihre Arbeit am
Nachmittag aus familiären Gründen für einen länge-
ren Zeitraum unterbrechen, kann sie die ausgefal-
lene Arbeitszeit an einem anderen Tag nur innerhalb
der engen zeitlichen Vorgaben des § 3 ArbZG nach-
holen.

Durch eine Umstellung von einer täglichen auf eine
wöchentliche Höchstarbeitszeit ließe sich grundsätz-
lich mehr Flexibilität erreichen. Die Arbeitszeitricht-
linie räumt den Mitgliedstaaten auch ausdrücklich
die Möglichkeit ein, die Höchstarbeitszeit nicht auf
den Tag, sondern auf die Woche zu beziehen. So
sieht die Arbeitszeitrichtlinie lediglich vor, dass die
durchschnittliche Arbeitszeit pro Siebentageszeit-
raum 48 Stunden einschließlich der Überstunden
nicht überschreiten darf. Der nationale Gesetzgeber
sollte daher den bestehenden Gestaltungsspielraum
nutzen und durch eine Umstellung auf eine wö-
chentliche Höchstarbeitszeit für mehr Flexibilität
und Rechtssicherheit für Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer gleichermaßen sorgen.

Die im Antrag der Fraktion DIE LINKE geforderte
Absenkung auf maximal 40 Arbeitsstunden pro Wo-
che ist allerdings entschieden abzulehnen, weil da-
mit die Möglichkeit für den flexiblen Einsatz der Ar-
beitnehmer weiter eingeschränkt würde. Zwar könn-
ten Arbeitnehmer verlorene Arbeitszeit vom Vortag
am nächsten Tag ausgleichen, allerdings müssten sie
dann an einem anderen Werktag der Woche zwangs-
weise kürzertreten. Dies würde die Arbeitgeber vor
große organisatorische Probleme stellen, schließlich
müssten sie die kurzfristig wegfallende Arbeitskraft
ersetzen. Zudem könnten insbesondere bei projekt-
bezogener Arbeit Probleme entstehen.

2. Recht auf Nichterreichbarkeit

Ein Recht auf Nichterreichbarkeit ist überflüssig und
daher abzulehnen. Eine Verpflichtung für Arbeitneh-
mer, ständig erreichbar zu sein, existiert in Deutsch-
land nicht. Das Gegenteil ist der Fall. So sieht § 5
Absatz 1 ArbZG beispielsweise vor, dass Arbeitneh-
mer nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine
ununterbrochene Ruhezeit von mindestens elf Stun-
den einhalten müssen. Hinzu kommt, dass die werk-
tägliche Arbeitszeit der Arbeitnehmer nach § 3 Ar-
bZG 8 Stunden (bzw. 10 Stunden bei Ausgleich)
nicht überschreiten darf.

Kein Arbeitnehmer ist also rechtlich dazu verpflich-
tet, ständig erreichbar zu sein. Die im Antrag gefor-
derte darüber hinausgehende Begrenzung der Er-
reichbarkeit außerhalb der Arbeitszeit, und damit
auch die Einschränkung von mobiler Kommunika-
tion, wird nicht immer im Interesse der Beschäftig-
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ten sein. Für Arbeitnehmer, die Arbeitszeitverant-
wortung und Freiheit bei der Arbeitsgestaltung for-
dern, muss auch die Möglichkeit bestehen, die aus
familiären Gründen unterbrochene Arbeit außerhalb
der betrieblichen Arbeitszeit (z. B. abends) von da-
heim oder mobil fortzusetzen.

3. Aufzeichnungspflichten für jede Stunde Arbeit

Die Arbeitgeber sind nach heutiger Rechtslage (§ 16
Abs. 2 ArbZG) dazu verpflichtet, insbesondere die
über die werktägliche Arbeitszeit des § 3 Satz 1 Ar-
bZG hinausgehende Arbeitszeit der Arbeitnehmer
aufzuzeichnen. Dabei handelt es sich bereits um eine
Regelung, die bei Arbeitgebern zu einem erheblichen
Maß an Bürokratie führt. Eine Aufzeichnungspflicht
für jede Stunde Arbeit würde Arbeitgeber daher
noch zusätzlich mit einem erheblichen Maß an wei-
terer Bürokratie belasten und ist daher entschieden
abzulehnen. Sinnvoller wäre es, die bestehende Auf-
zeichnungsverpflichtung nach § 16 Abs. 2 ArbZG in
der Weise zu überarbeiten, dass nicht auf das Über-
schreiten der täglichen Höchstarbeitszeit im Sinne
von § 3 Satz 1 ArbZG abgestellt wird, sondern auf
das Überschreiten der Wochenhöchstarbeitszeit von
48 Stunden. Das würde Verwaltungsaufwand einspa-
ren.

4. Verbindliche Ausgleichsregelung für Mehrarbeit

Die Forderung nach einer verbindlichen Ausgleichs-
regelung für Mehrarbeit geht ins Leere und ist daher
abzulehnen, da die Regelung in § 3 Absatz 1 Arbeits-
zeit bereits eine verbindliche Ausgleichsregelung
enthält. Danach kann die werktägliche Höchstar-
beitszeit von 8 Stunden nur dann auf bis zu 10 Stun-
den verlängert werden, wenn innerhalb von 6 Kalen-
dermonaten oder innerhalb von 24 Wochen im
Durchschnitt 8 Stunden werktäglich nicht über-
schritten werden. Der geforderte „zeitnahe“ Aus-
gleich von Mehrarbeit entspricht weder den prakti-
schen Erfordernissen (Arbeitszeitschwankungen auf-
grund von Konjunkturzyklen) noch den Interessen
der Arbeitnehmer, die den Zeitausgleich zum Bei-
spiel gerne für Brückentage nutzen, die aber oftmals
nicht zeitnah liegen.

5. Anti-Stress-Verordnung

Eine Anti-Stress-Verordnung ist überflüssig und da-
her abzulehnen. Denn es ist bereits auf verschiede-
nen Ebenen auf die öffentliche Diskussion um die
mögliche Zunahme von psychischen Belastungen
durch die Digitalisierung reagiert worden. So ist in §
5 Abs. 3 Nr. 6 Arbeitsschutzgesetz unlängst gesetz-
lich klargestellt worden, dass der Arbeitgeber bei der
Gefährdungsbeurteilung u. a. auch „psychische Be-
lastungen bei der Arbeit“ zu berücksichtigen hat. Die
Thematik ist daher bereits heute von jedem Unter-
nehmen bei der Erstellung der gesetzlich vorge-
schriebenen Gefährdungsbeurteilung zu beachten.
Sie ist damit auch im Fokus der Überwachung durch
die Berufsgenossenschaften und Arbeitsschutzbehör-
den. Darüber hinaus stellt beispielsweise die Berufs-
genossenschaft Handel und Warenlogistik (BGHW)
bereits heute für Arbeitgeber umfangreiche Instru-
mente und Materialien zur Erfassung der psychi-
schen Belastung in der Gefährdungsbeurteilung im
Einzelhandel (sog. PegA-Konzept) zur Verfügung.

Dieses Instrument soll Arbeitgeber dabei unterstüt-
zen, psychische Belastungen im Rahmen der betrieb-
lichen Gefährdungsbeurteilung zu erfassen.

6. Befristete Teilzeitarbeit

Ein allgemeiner Anspruch für Arbeitnehmer auf eine
befristete Teilzeit ist überflüssig und daher abzu-
lehnen. Denn bereits nach heutiger Rechtslage hat
der Arbeitgeber gemäß § 9 Teilzeit- und Befristungs-
gesetz (TzBfG) einen teilzeitbeschäftigten Arbeitneh-
mer, der ihm den Wunsch nach einer Verlängerung
seiner vertraglich vereinbarten Arbeitszeit angezeigt
hat, bei der Besetzung eines entsprechenden freien
Arbeitsplatzes bei gleicher Eignung bevorzugt zu be-
rücksichtigen, es sei denn, dass dringende betriebli-
che Gründe oder Arbeitszeitwünsche anderer teil-
zeit- oder vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer entge-
genstehen. Unterstützend steht Teilzeitkräften zu-
dem ein gesetzlicher Informationsanspruch zu (§ 7
Abs. 2 TzBfG). Danach hat der Arbeitgeber einen Ar-
beitnehmer, der ihm den Wunsch nach einer Verän-
derung von Dauer und Lage seiner vertraglich ver-
einbarten Arbeitszeit angezeigt hat, über entspre-
chende Arbeitsplätze zu informieren, die im Betrieb
oder Unternehmen besetzt werden sollen. In der Pra-
xis ist es für Arbeitgeber sehr schwierig nachzuwei-
sen, dass einer Rückkehr einer Teilzeitkraft „drin-
gende betriebliche Gründe“ entgegenstehen. Dabei
handelt es sich um eine hohe rechtliche Hürde. Die
Rechtsposition einer Teilzeitkraft ist daher lange
nicht so schlecht, wie in der öffentlichen Diskussion
um die sog. „Teilzeitfalle“ glaubend gemacht werden
soll. Arbeitnehmern muss zugemutet werden, beste-
hende Rechte gegenüber dem Arbeitgeber auch ein-
zufordern. Das TzBfG schafft also bereits heute eine
starke Rechtsposition für Teilzeitkräfte, die im Un-
ternehmen in Vollzeit wechseln wollen (s. o.). Eine
weitere Regulierung ist daher in diesem Bereich
überflüssig.

Es ist wichtig, auch an dieser Stelle nochmals darauf
hinzuweisen, welche Folgen eine befristete Teilzeit
für die Arbeitsorganisation im Unternehmen hat.
Macht ein in Vollzeit beschäftigter Arbeitnehmer sei-
nen Anspruch auf eine befristete Teilzeit geltend,
muss der Arbeitgeber eine weitere Teilzeitkraft fin-
den, die die freiwerdenden Arbeitszeitkontingente
der ehemaligen Vollzeitkraft kompensiert. Da dies
auch nur wenige Wochenstunden sein können, ist –
insbesondere vor dem Hintergrund eines sich ver-
schärfenden Fachkräftemangels – sehr fraglich, ob es
dem Arbeitgeber überhaupt gelingt, eine adäquate
Teilzeitkraft zu finden. Denn welche Fachkraft
würde denn für wenige Wochenstunden eine Stelle
annehmen? Erschwerend kommt noch hinzu, dass
der Arbeitgeber eine solche Stelle ja regelmäßig auch
nur befristet anbieten kann, bis die sich nunmehr in
Teilzeit befindliche Kraft zur Vollzeit zurückkehrt.
Die Einführung eines Anspruchs auf befristete Teil-
zeit fördert daher letztlich massiv die Schaffung
neuer befristeter Teilzeitstellen und damit von „pre-
kärer“ Beschäftigung, die ja gerade vermieden wer-
den soll.
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7. Erzwingbare Mitbestimmung / Initiativrecht des
Betriebsrates

Es ist alleiniges Recht des Arbeitgebers darüber zu
entscheiden, welches Arbeitsvolumen er für die Be-
wältigung des Arbeitsaufkommens für erforderlich
erachtet und wie viele Arbeitsplätze dafür vorgese-
hen werden. Dazu gehört insbesondere auch die
Frage, ob es sich um Vollzeit oder Teilzeitarbeits-
plätze handelt. All dies ist Teil der verfassungsrecht-
lich geschützten Unternehmerentscheidung. Zu be-
denken ist zudem, dass ein privater Arbeitgeber
überhaupt nur dann neue Stellen schaffen kann bzw.
das Arbeitszeitvolumen erhöhen wird, wenn dies für
ihn ökonomisch sinnvoll ist. Bestünde hierzu ein er-
zwingbares Mitbestimmungsrecht mit einem Initia-
tivrecht des Betriebsrates, könnte in einem Eini-
gungsstellenverfahren beispielsweise sogar gegen
den Willen des Arbeitgebers eine Erhöhung des Ar-
beitszeitvolumens erzwungen werden und das, ob-
wohl letztlich der Arbeitgeber das alleinige wirt-
schaftliche Risiko zu tragen hätte. Die Forderung
nach einer erzwingbaren Mitbestimmung im Zusam-
menhang mit der Vereinbarkeit von Arbeit und Beruf
ist zudem viel zu wenig präzise und damit uferlos.
Unter diesen Themenkomplex lassen sich nahezu
alle arbeitszeitrechtlichen Fragestellungen fassen.
Das ist inakzeptabel.

Es gibt aus Sicht des HDE keinen Grund, die Mitbe-
stimmungsrechte des § 87 Betriebsverfassungsgesetz
(BetrVG) auszubauen. Die Mitbestimmungsrechte
sind bereits heute sehr weitgehend und garantieren
den Betriebsräten eine hinreichende Partizipation.
Sollte tatsächlich an eine Überarbeitung der Mitbe-
stimmungstatbestände des § 87 Abs. 1 BetrVG ge-
dacht werden, wäre es aus Sicht der Arbeitgeber viel
wichtiger, beispielsweise § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG
wieder auf seinen ursprünglichen Wortlaut zurück-
zuführen, so dass ein Mitbestimmungsrecht nur
dann ausgelöst wird, wenn eine technischen Ein-
richtung auch tatsächlich zur Überwachung des Ver-
haltens oder der Leistung der Arbeitnehmer „be-
stimmt“ und nicht bloß „objektiv geeignet“ ist. Die
derzeitige Auslegungspraxis des Bundesarbeitsge-
richts (BAG), nach der es für die Mitbestimmungs-
pflichtigkeit bereits ausreicht, wenn eine technische
Einrichtung zur Überwachung „objektiv geeignet“
ist, führt zu erheblichen Verzögerungen bei der Ein-
führung neuer technischer Komponenten und passt
daher nicht mehr ins Zeitalter der Digitalisierung.

B. „Mehr Zeitsouveränität – Damit Arbeit gut ins
Leben passt“ (BT-Drs. 18/8241) der Fraktion
BÜNDNIS 90/Die GRÜNEN vom 27.04.2016

1. Wahlarbeitszeit

Die Überlegung, für Arbeitnehmer auf gesetzlicher
Grundlage einen „Vollzeitkorridor mit Wahlarbeits-
zeiten“ einzurichten, geht an der Praxis vollkommen
vorbei und ist daher entschieden abzulehnen. Ar-
beitnehmern soll es danach in einem festgelegten Be-
reich von 30 bis 40 Wochenstunden möglich sein,
unter Einhaltung einer Ankündigungsfrist ihre indi-
viduelle Arbeitszeit nach oben oder unter anzupas-
sen. Individuelle Arbeitszeitwünsche der Arbeitneh-
mer können nur aus dringenden betrieblichen Grün-
den, die der Arbeitgeber darzulegen hat, zurückge-
wiesen werden. Das ist inakzeptabel und stellt einen

erheblichen Eingriff in die Vertragsfreiheit einseitig
zugunsten der Arbeitnehmer dar. Arbeitgeber könn-
ten sich damit de facto nicht gegen einen individuel-
len Arbeitszeitwunsch der Arbeitnehmer zur Wehr
setzen, da das Merkmal „aus dringenden betriebli-
chen Gründen“ in der Praxis – das haben die Erfah-
rungen mit § 9 TzBfG gezeigt – nahezu nie dargelegt
und bewiesen werden kann.

Zu bedenken ist in diesem Zusammenhang auch,
dass ein Anspruch auf regelmäßig wiederkehrende
Veränderung der Arbeitszeit aller Beschäftigten eine
maximale betriebliche Flexibilität hinsichtlich der
Arbeitszeitwünsche der Arbeitnehmer voraussetzt.
Das geht vollkommen an der betrieblichen Praxis
vorbei und ist nicht umsetzbar, weil eine verlässli-
che Personalplanung für Unternehmen damit un-
möglich wäre. Außerdem würde eine Wahlarbeits-
zeit zu einer weiteren „Zerstückelung“ von Arbeits-
zeiten führen. Dabei wäre auch die Lage der Arbeits-
zeit jeweils ausgesprochen problematisch, da die Ar-
beitnehmer ihre Arbeitszeit vermutlich jeweils um e-
her unbeliebte Arbeitszeiten verkürzen würden. Im
Einzelhandel wären dies insbesondere die bei den
Arbeitnehmern oftmals nicht sonderlich beliebten
Stoßzeiten am Mittag oder am Abend. Vollkommen
inakzeptabel ist zudem, dass offenbar nicht einmal
kleine und mittelständische Unternehmen von einer
solchen Regelung befreit wären. Eine Wahlarbeits-
zeit würde aber gerade diese Unternehmen drama-
tisch überfordern.

2. Befristete Teilzeitarbeit

Die Forderung, eine befristete Teilzeit einzuführen,
wird entschieden abgelehnt. Zur Begründung wird
vollumfänglich auf die Ausführungen zu III. A. Ziff.
6 verwiesen.

3. Homeoffice

Im Antrag wird u. a. gefordert, die Nutzung von
Homeoffice, alternierend und als Ergänzung zum Bü-
roarbeitsplatz, zu erleichtern. Dabei wird in der poli-
tischen Debatte zumeist vergessen, dass das Arbeiten
im Homeoffice im betrieblichen Alltag oftmals daran
scheitert, dass sich viele Arbeitsplätze überhaupt
nicht für eine Tätigkeit von zu Hause eignen. Im sta-
tionären Einzelhandel betrifft dies insbesondere die
Verkaufs- und Kassiertätigkeiten sowie die Waren-
verräumung. Die Möglichkeit, im Homeoffice zu ar-
beiten, beschränkt sich im Einzelhandel regelmäßig
auf die klassischen Bürotätigkeiten. Allerdings gibt
es auch dort Tätigkeiten, bei denen die Ungeeignet-
heit für ein Arbeiten im Homeoffice nicht offensicht-
lich zu Tage tritt. Zu denken ist hier beispielsweise
an stark teambezogene Bürotätigkeiten, für die eine
Gruppendynamik vor Ort entscheidend sein kann.
Einem Arbeitgeber darf nicht die Möglichkeit ge-
nommen werden, frei darüber zu entscheiden, ob er
ein teambezogenes Arbeiten vor Ort bevorzugt, auch
wenn die Tätigkeit der Art nach durchaus auch im
Homeoffice verrichtet werden kann. Diese Entschei-
dung ist zentraler Bestandteil des Weisungsrechts
des Arbeitgebers nach § 106 Gewerbeordnung. Im
Übrigen erfüllen die Arbeitgeber schon jetzt die
Wünsche der Arbeitnehmer nach einer Tätigkeit im
Homeoffice, soweit dies betrieblich möglich ist. Das
macht auch Sinn, da sich hierdurch Bürokapazitäten
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einsparen lassen und die Motivation der Arbeitneh-
mer steigt.

4. Erzwingbare Mitbestimmung / Initiativrecht des
Betriebsrates

Die Erweiterung der erzwingbaren Mitbestimmung
um ein Initiativrecht hinsichtlich von Vereinbar-
keitsfragen und mehr Arbeitszeitsouveränität der Ar-
beitnehmer ist entschieden abzulehnen. Lässt sich
ein Arbeitgeber auf die Initiative des Betriebsrates
nicht ein, könnte dieser dann sogar die Einigungs-
stelle anrufen und die Einigung gegebenenfalls sogar
gegen den Willen des Arbeitgebers ersetzen lassen.
Das ist vollkommen inakzeptabel. Hinzu kommt,
dass § 87 Absatz 1 Nr. 2 BetrVG schon heute ein er-
zwingbares Mitbestimmungsrecht bezüglich der
Dauer und der Lage der Arbeitszeit enthält, so dass
die kollektive Partizipation der Arbeitnehmer an der
Arbeitszeitgestaltung im Betrieb bereits gewährleis-
tet ist. Ergänzend wird auf die Ausführungen zu III.
A. Ziff. 7 verwiesen.

5. Arbeit auf Abruf

Im Antrag wird u. a. gefordert, dass die Dauer und
eine Eingrenzung der Lage der täglichen und wö-
chentlichen Arbeitszeit im Arbeitsvertrag verbind-
lich festgeschrieben werden. Die Forderung nach ei-
ner verbindlichen Regelung zur Dauer der Arbeits-
zeit steht dabei allerdings in einem offensichtlichen
Widerspruch zu der ebenfalls im Antrag erhobenen
Forderung, dass die Zeit, in der Beschäftigte für die
Arbeit abrufbereit sind, das Anderthalbfache der ver-
einbarten Wochenarbeitszeit nicht übersteigen darf.
Hinzu kommt, dass diese Forderung ins Leere geht,
da sie hinter den bereits heute geltenden strengeren
Vorgaben des BAG zurückbleibt. Nach Auffassung
des BAG ist es heute lediglich zulässig, neben der
fest vereinbarten wöchentlichen Arbeitszeit, einen
flexiblen Anteil von höchstens 25 % der vereinbar-
ten Wochenarbeitszeit abzurufen.

Bei Arbeit auf Abruf ist der Arbeitnehmer gemäß §
12 Abs. 2 TzBfG zur Arbeitsleistung nach heute gel-
tendem Recht nur dann verpflichtet, wenn der Ar-
beitgeber ihm die Lage seiner Arbeitszeit jeweils
mindestens vier Tage im Voraus mitteilt. Dabei han-
delt es sich bereits um eine sehr weitgehende Ein-
schränkung der Arbeit auf Abruf, die noch dazu im
Zeitalter der Digitalisierung vollkommen überholt
wirkt. Insbesondere die Arbeitnehmer, die im Home-
office oder unterwegs arbeiten, werden diese Ankün-
digungsfrist in der Regel als zu sperrig empfinden,
weil sie dazu führt, dass sie weniger arbeiten kön-
nen. Wer von zu Hause oder unterwegs arbeitet,
muss keine Dispositionen treffen, die eine viertägige
Ankündigungsfrist rechtfertigen (bspw. Betreuung
der Kinder organisieren, Anreise mit dem PKW pla-
nen, wenn ein Paar sich ein KFZ teilt etc.). Es kann
hier also nicht um eine weitere Reglementierung der
Abrufarbeit gehen. Das Gegenteil ist der Fall. Im bei-
derseitigen Interesse der Arbeitnehmer und Arbeit-
geber müsste die gesetzliche Ankündigungsfrist da-
her verkürzt werden.

Die Höhe der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall
bestimmt sich gemäß § 4 Entgeltfortzahlungsgesetz
nach dem sog. Lohnausfallprinzip. Das Lohnausfall-
prinzip gilt im Falle der Entgeltfortzahlung im

Krankheitsfall grundsätzlich für alle Arbeitsverhält-
nisse und damit auch für die Arbeit auf Abruf. Dabei
muss es bleiben. Die Forderung im Antrag, nach der
sich insbesondere die Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall daran orientieren soll, was die Beschäftigten
in den vorangegangenen 3 Monaten durchschnittlich
verdient haben (sog. Referenzprinzip), ist system-
widrig und daher abzulehnen.

6. Schichtarbeit

Regelungen zur Erleichterung eines freiwilligen
Schichttausches sind für eine abstrakt-generelle Re-
gelung durch den Gesetzgeber nicht geeignet. Es be-
darf vielmehr maßgeschneiderter Regelungen auf be-
trieblicher Ebene. Es besteht also kein gesetzgeberi-
scher Handlungsbedarf.

IV. Zusammenfassung

 Ein Ausbau der Arbeitszeitsouveränität der Ar-
beitnehmer ist abzulehnen, weil es sich dabei
um einen einseitigen Eingriff in das Austausch-
verhältnis der Arbeitsvertragsparteien („Arbeits-
zeit gegen Entgelt“) handelt. Das gilt insbeson-
dere für den allgemeinen Anspruch auf befris-
tete Teilzeit. Baut der Gesetzgeber die Arbeits-
zeitsouveränität der Arbeitnehmer aus, muss er
auch die Flexibilisierungselemente für Arbeitge-
ber fördern.

 Durch die Einführung einer allgemeinen befris-
teten Teilzeit würde zudem die Umwandlung
von Vollzeitstellen in Teilzeitstellen stark geför-
dert werden. Mit der Folge, dass insbesondere
die als „prekär“ bezeichneten Arbeitsverhältnis-
ses massiv zunehmen würden und die Unter-
nehmen in der Praxis vor die große Herausforde-
rung gestellt würden, das fehlende Arbeitszeit-
volumen auszugleichen.

 Der Wandel der Arbeitswelt durch die Digitali-
sierung führt dazu, dass einige arbeitszeitrechtli-
che Vorschriften veraltet sind und der Überar-
beitung bedürfen. Das gilt vor allem für die im
ArbZG vorgesehene elfstündige tägliche Ruhe-
zeit sowie für das Konzept einer täglichen
Höchstarbeitszeit. Der Gesetzgeber sollte den
Flexibilisierungsspielraum nutzen, den ihm das
EU-Recht hier eröffnet. Eine Verpflichtung für
Arbeitnehmer ständig erreichbar zu sein, exis-
tiert in Deutschland hingegen nicht.

 Zusätzliche Aufzeichnungsverpflichtungen füh-
ren zu mehr Bürokratie und sind daher abzu-
lehnen. Darüber hinaus können Arbeitgeber
zwar schon heute die Aufzeichnungspflichten
bei Überschreitung der werktäglichen Höchstar-
beitszeit auf Arbeitnehmer übertragen. Für Ar-
beitgeber muss nun aber auch die Möglichkeit
geschaffen werden, sich zu exkulpieren, sofern
sie ihre Aufzeichnungspflichten auf die Arbeit-
nehmer übertragen haben, diese jedoch von den
Arbeitnehmern nicht ordnungsgemäß erfüllt
werden.

 Im Arbeitsschutzgesetz wurde bereits gesetzlich
klargestellt, dass bei der vorzunehmenden Ge-
fährdungsbeurteilung auch psychische Belastun-
gen vom Arbeitgeber zu berücksichtigen sind.
Damit wurde bereits in hinreichendem Maße auf
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die öffentliche Debatte zur sog. „Anti-Stress-Ver-
ordnung“ reagiert.

 Es ist allein die unternehmerische Entscheidung
des Arbeitgebers, welches Arbeitsvolumen er für
die Bewältigung des Arbeitsaufkommens für er-
forderlich erachtet und wie viele Arbeitsplätze
er dafür einrichtet. Ferner bestehen bereits heute
sehr weitgehende erzwingbare Mitbestimmungs-
rechte des Betriebsrates. Ein Ausbau der er-
zwingbaren Mitbestimmung wird daher ent-
schieden abgelehnt.

 Die allermeisten Tätigkeiten sind für das Arbei-
ten im Homeoffice gar nicht geeignet. Das gilt
insbesondere für den Einzelhandel (z. B. für die

Verkaufs- und Kassiertätigkeit). Hinzu kommt,
dass sich das Weisungsrecht des Arbeitgebers
auch auf den Ort der zu verrichtenden Arbeit
bezieht. Eine Selbstbestimmung der Arbeitneh-
mer würde das gesetzliche Weisungsrecht des
Arbeitgebers einschränken.

 Die gesetzlich vorgesehene viertägige Ankündi-
gungsfrist bei Arbeit auf Abruf ist aufgrund der
verbesserten Kommunikationsmöglichkeiten
veraltet und muss daher angemessen verkürzt
werden. Weitere Einschränkungen der Arbeit
auf Abruf führen zu zusätzlicher Bürokratie und
sind daher abzulehnen.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)941
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 16. März 2017
18. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 20. März 2017 zum

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Klaus Ernst, Herbert Behrens, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE.
Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeitsstress reduzieren - BT-Drucksache
18/8724

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Brigitte Pothmer, Kerstin Andreae,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Zeitsouveränität - Damit Arbeit gut ins Leben passt - BT-Drucksache 18/8241

ver.di Bundesverwaltung

Grundsätzliche Einschätzung und Zusammenfas-
sung

Das arbeitszeitpolitische Leitbild von ver.di ist die
„kurze Vollzeit bei vollem Personal- und Lohnaus-
gleich“. Insofern greifen die beiden Anträge von DIE
LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN übereinstim-
mend ein Thema auf, das auch von ver.di zuneh-
mend in den Mittelpunkt der tarifpolitischen Arbeit
gestellt wird. Damit reagiert ver.di auf die zuneh-
mende physische und psychische Belastung der Be-
schäftigten im Rahmen ihrer Erwerbsarbeit, die vor
dem Hintergrund der mit der Digitalisierung verbun-
denen Umbrüche in der Arbeitswelt einen zusätzli-
chen Schub erhalten hat.

Im Rahmen tarifvertraglicher Regelungen versucht
ver.di seit langem hier Verbesserungen zu erzielen.
Dies ist in einer Reihe von Tarifverträgen (TV) auch
gelungen (im letzten Jahr z.B. im TV „Belastungs-
schutz Deutsche Telekom“, TV „Gesundheitsschutz
und Demographie Charité Berlin“, TV „Arbeitszeit-
verkürzung DHL HUB Leipzig GmbH“). Gleichzeitig
müssen aber auch immer wieder Versuche der Ar-
beitgeber abgewehrt werden, Arbeitszeiten zu ver-
längern und weiter zu flexibilisieren. Ohne dass dies
nach außen hin sichtbar wird, stellt vor diesem Hin-
tergrund eine Festschreibung des bestehenden Ar-
beitszeitregimes schon einen gewerkschaftlichen Er-
folg dar.

Das Ergebnis von tariflichen Regelungen spiegelt al-
lerdings immer das bestehende Machtverhältnis in
den konkreten Tarifauseinandersetzungen wider. In

vielen Branchen und Betrieben sind die Gewerk-
schaften nur noch beschränkt durchsetzungsfähig.
Die deutlich zurückgegangene Tarifbindung führt
zudem dazu, dass es immer größere tariflose Berei-
che in Deutschland gibt. Da die tarifungebundenen
Bereiche durchweg schlechtere Arbeits- und Entloh-
nungsbedingungen aufweisen, ist dies nicht nur für
die betroffenen Beschäftigten ein großer Nachteil.
Auch wird durch die Konkurrenzsituation ein nega-
tiver Druck ausgelöst, gute Regelungen für Beschäf-
tigte in tarifgebundenen Branchen und Betrieben zu
erzielen. Aus diesem Grunde ist es auch von zentra-
ler Bedeutung, dass die Verbreitung von als allge-
meinverbindlich erklärten Tarifverträgen wieder
stärkere Bedeutung erlangt. Weitere gesetzliche Initi-
ativen zur Erleichterung von Allgemeinverbindlich-
keitserklärungen sind dringend notwendig.

Vor diesem Hintergrund befürwortet ver.di grund-
sätzlich die von den Fraktionen DIE LINKE und
Bündnis 90/Die GRÜNEN angestoßenen Initiativen,
die eine Begrenzung der Wochenhöchstgrenzen, eine
Reduzierung von Arbeitsstress und mehr Zeitsouve-
ränität der Beschäftigten zum Ziel haben.

Im Einzelnen unterstützt ver.di insbesondere die
Forderungen nach

 Absenkung der gesetzlichen Wochenhöchstar-
beitszeit im Arbeitszeitgesetz von 48 auf 40 Stun-
den; bei einer durch gesetzliche Vorgaben not-
wendigen Reduzierung individueller Arbeitszei-
ten darf es jedoch zu keiner Entgeltkürzung kom-
men;
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 Schaffung eines Vollzeitkorridors im Bereich von
30 bis 40 Stunden pro Woche mit Wahlarbeits-
zeiten; die konkrete Umsetzung muss allerdings
tarifvertraglichen Regelungen vorbehalten blei-
ben;

 einem Recht auf Nichterreichbarkeit;

 einer grundsätzlichen Dokumentationspflicht je-
der Arbeitszeit;

 Festschreibung verbindlicher Ausgleichsregelun-
gen für Mehrarbeit;

 einer Anti-Stress-Verordnung;

 einem Rückkehrrecht auf Vollzeit bzw. zur vor-
herigen Arbeitszeit, das Unternehmen ab 15 Be-
schäftigten erfasst;

 erzwingbaren Mitbestimmungsrechten für Be-
triebs- und Personalräte bei Fragen der Zeitsou-
veränität, der Vereinbarkeit von Arbeit und pri-
vatem Leben sowie bei der Bestimmung der Ar-
beitsmenge;

 einer umfassenden Regulierung der Arbeit auf
Abruf; allerdings kann dies nur der erste Schritt

sein; grundsätzlich wird diese Form der kapazi-
tätsorientierten variablen Arbeitszeit abgelehnt.

Ergänzend zu diesen Forderungen sieht ver.di erheb-
lichen Reformbedarf bei den Mini- und Midi-Jobs.
Um diese zurückzudrängen sind alle Arbeitsverhält-
nisse arbeits-, steuer- und sozialabgaberechtlich
grundsätzlich gleich zu behandeln sind.

Begründung

Die Verkürzung der Arbeitszeit und ihre Gestaltung
sind für ver.di zentrale tarif- und gesellschaftspoliti-
sche Ziele. Gewerkschaften kämpfen seit dem 19.
Jahrhundert für kürzere Arbeitszeiten, um die Ar-
beits- und Lebensbedingungen der Beschäftigten zu
verbessern. Der erfolgreiche Kampf um die Einfüh-
rung des Acht-Stundentags, der Fünf-Tage-Woche
und des freien Wochenendes waren politische Weg-
marken des Kampfes um die Verfügung über die Zeit
der Arbeitenden und die Begrenzung der Tendenz
der Arbeitgeber, möglichst umfassend über die Zeit
der abhängig Beschäftigten zu verfügen. Die Begren-
zung der Arbeitszeit war gleichzeitig Teil der politi-
schen und gesellschaftlichen Emanzipation der Ar-
beiterbewegung insgesamt.

Im 21. Jahrhundert stellen sich Fragen der Arbeits-
zeitgestaltung und -verkürzung mit erneuter Dring-
lichkeit, aber auch auf differenziertere Weise. Eine
Verkürzung der durchschnittlichen Arbeitszeit kann
grundsätzlich zum Abbau von Arbeitslosigkeit bei-
tragen und Entlassungen verhindern. Gesamtwirt-
schaftliche Produktivitätsfortschritte, nicht zuletzt
als Folge der voranschreitenden Digitalisierung der
Wirtschaft, erlauben eine Verkürzung der durch-
schnittlichen Arbeitszeit, die selbstverständlich

auch mit steigenden Einkommen für alle einherge-
hen kann. Die Beschleunigung und Intensivierung
von Arbeit, Stress, Hetze und psychische Belastun-
gen führen vermehrt zu negativen gesundheitlichen
Folgen, denen mit einer Verkürzung der Arbeitszeit
entgegengewirkt oder die dadurch zumindest gelin-
dert werden können.

Die Arbeitgeber verfolgen jedoch seit einigen Jahren
eine arbeitszeitpolitische Rollback-Strategie, die auf
eine Verlängerung täglicher, wöchentlicher und jähr-
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licher Arbeitszeit bis hin zur Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit abzielt. Vor diesem Hintergrund ist
der allgemeine Trend der Verkürzung der Arbeitszeit
seit über zwei Dekaden praktisch zum Erliegen ge-
kommen. Ver.di tritt dem entschieden entgegen und
hält daran fest, Arbeitszeitverkürzungen mit vollem
Lohn- und Personalausgleich durchzusetzen. Dabei
wird allerdings ein arbeitszeitpolitisches Einheits-
modell den Wünschen und Bedürfnissen der Be-
schäftigten immer weniger gerecht. Die Arbeits- und
Lebenswelt der Erwerbstätigen ist vielfältiger gewor-
den. Daher müssen die gesamtwirtschaftlichen Ver-
teilungsfragen in die jeweils unterschiedlichen Be-
dingungen und Betroffenheiten von Branchen über-
setzt, sowie vor dem Hintergrund einer zunehmen-
den Vielfalt von Lebens- und Bedarfslagen beantwor-
tet werden. Das arbeitszeitpolitische Leitbild von
ver.di ist die „kurze Vollzeit bei vollem Personal-
und Lohnausgleich“, die in unterschiedlichen For-
men umgesetzt werden kann. Wichtig ist ein Schutz
gegen Überanstrengungen und vorzeitigen Ver-
schleiß. Daher ist es auch unser Ziel, die gesetzliche
Höchstarbeitszeit von 48 Stunden in der Woche auf
40 Stunden und die zulässigen Ausnahmeregelun-
gen zu reduzieren.

Diese konkrete Reduzierung auf 40 Stunden bzw.
eine Tagesarbeitszeit von maximal acht Stunden ist
auch keinesfalls willkürlich. Sie wird durch aktuelle
umweltmedizinische Untersuchungen bestätigt, etwa
von der Medizinischen Universität Wien.2 Darüber
hinausgehende Arbeitszeiten sind danach mit einem
erheblichen Ermüdungszuwachs verbunden, der
kaum auf normalem Weg durch die Tagesfreizeit ab-
gebaut werden kann. Deshalb sollte die Tagesarbeit
in der Regel acht Stunden nicht überschreiten.

Bei einer durch gesetzliche Vorgaben notwendigen
Reduzierung individueller Arbeitszeiten darf es je-
doch zu keiner Entgeltkürzung kommen. Dies könnte
im Arbeitszeitgesetz nach Vorbild der österreichi-
schen Regelung festgeschrieben werden. § 3 des Ös-
terreichischen Arbeitszeitgesetzes (AZG) lautet:

„(1) Die tägliche Normalarbeitszeit darf acht Stun-
den, die wöchentliche Normalarbeitszeit vierzig
Stunden nicht überschreiten, soweit im folgenden
nicht anderes bestimmt wird.

(2) Aus Anlaß der mit dem Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes eintretenden Arbeitszeitverkürzung darf
das Entgelt der betroffenen Arbeitnehmer nicht ge-
kürzt werden (Lohnausgleich). Ein nach Stunden be-
messenes Entgelt ist dabei in dem gleichen Verhält-
nis zu erhöhen, in dem die Arbeitszeit verkürzt
wird. Akkord-, Stück- und Gedinglöhne sowie auf
Grund anderer Leistungslohnarten festgelegte Löhne
sind entsprechend zu berichtigen. Durch Kollektiv-
vertrag kann eine andere Regelung des Lohnausglei-
ches vereinbart werden.“

Arbeitszeitgestaltung als Kernelement Guter Arbeit

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund steigender Belas-
tungen im Arbeitsleben stellt eine Arbeitszeitgestal-
tung, die den Bedarfslagen von Beschäftigten ent-

2 Vgl. „Work-related self-assessed fatigue and recovery among nurses.“ Blasche, G., Bauböck, V. M., & Haluza, D. (2017).
International Archives of Occupational and Environmental Health, 90, 197-205.

spricht, ein Kernelement Guter Arbeit dar. Dazu ge-
hört zunächst und grundsätzlich Arbeitszeitsouverä-
nität: die Planbarkeit von Arbeitszeit und Freizeit,
der Schutz geregelter Freizeit und freier Wochenen-
den oder freier Tage bzw. Sonntage und nicht zuletzt
im Rahmen kollektiver Regelungen auf tariflicher
und betrieblicher Ebene eine Mitbestimmung der Be-
schäftigten selbst über Lage, Dauer und Verteilung
ihrer Arbeitszeit. Dazu gehört auch eine Arbeitszeit-
gestaltung, die unterschiedlichen Ansprüchen und
Bedarfslagen in verschiedenen Lebensphasen und -
situationen Rechnung trägt und bei denen neben fa-
miliären, persönlichen und gesellschaftlichen Anlie-
gen auch berufliche Qualifikations- und Weiterbil-
dungsbedarfe zu berücksichtigen sind. Der demogra-
fische Wandel erfordert zudem eine alterns- wie
auch eine altersgerechte Gestaltung von Arbeitszeit
und Arbeitsbedingungen, die prinzipiell so gestaltet
sein muss, dass alle Beschäftigte ihren Beruf bzw.
ihre Tätigkeit gesund und sicher bis zum Eintritt ins
Rentenalter ausüben können. Und schließlich gehö-
ren dazu die Möglichkeiten flexibler Übergänge in
die Rente, bei denen Belastungen während der Be-
rufsbiographie anerkannt und ungeminderte Alters-
renten gewährleistet werden. In unterschiedlichen
Formen und Ausprägungen spielt Arbeitszeitverkür-
zung bei all diesen Gestaltungsansätzen eine Rolle.

Die Veränderungen der Arbeits- und Wirtschaftsbe-
dingungen, aber auch gewandelte Ansprüche und
Erwartungen der Menschen, wie sie ihre Arbeit und
ihr Leben organisieren möchten, erfordern differen-
zierte arbeitszeit- und arbeitspolitische Strategien
und Dialogangebote, die zu ihren Wünschen und Be-
dürfnissen passen.

Arbeitszeitsouveränität

In den vergangenen gut 20 Jahren dominierten ar-
beitgeberseitige Flexibilitätsanforderungen an die
Beschäftigten, die in den letzten Jahren durch die im
Zuge der Digitalisierung ermöglichte Mobilität und
Erreichbarkeit noch verschärft wurde. In der Folge
drohen Entgrenzung von Arbeit und Freizeit, perma-
nente Verfügbarkeit und ständige Erreichbarkeit bis
hin zum Druck, immer und überall zu arbeiten. Der
Anteil der Beschäftigten, die samstags, sonntags,
nachts oder in Wechselschichten arbeiten, ist in den
vergangenen Jahren erheblich gestiegen und betrug
zuletzt (2012) nahezu 60 Prozent – 1991 waren es
nicht einmal 40 Prozent. Laut Mikrozensus 2016 des
Statistischen Bundesamts gelten inzwischen dreiein-
halb Millionen Menschen als Nachtarbeiter. Die Zahl
ist kontinuierlich angestiegen.

Diese Abweichungen von der „Normalarbeitszeit“
werden oft mit Arbeitszeitkonten kombiniert, auf die
der Arbeitgeber zugreifen kann und innerhalb derer
die Arbeitskraft der Beschäftigten flexibel je nach be-
trieblichem Bedarf und häufig kurzfristig in An-
spruch genommen wird. Dabei wird Teilzeitarbeit,
geringfügige Beschäftigung und „Arbeit auf Abruf“
von den Unternehmen als Flexibilitätspuffer genutzt,
zumal für geleistete Mehrarbeit von Teilzeitbeschäf-
tigten keine zusätzlichen Zuschläge zu zahlen sind.
Arbeitszeit und arbeitsfreie Zeit werden dadurch für
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die Beschäftigten immer schlechter planbar. Viele
Beschäftigte, auch und gerade im Teilzeitbereich,
leiden unter einer Situation der „permanenten Ar-
beitsbereitschaft“, die ihre freie Zeit, die auch Rege-
nerationszeit und Eigenzeit sein sollte, erheblich be-
einträchtigt und eine gesundheitsschädliche Belas-
tung darstellt. Zugleich geraten durch diese zuneh-
mende Flexibilisierung kollektive Zeitrhythmen un-
ter Druck, angefangen von gemeinsamen Familien-
zeiten über Zeiten für gemeinsame Tätigkeiten in
Vereinen oder Parteien bis hin zu gemeinsam geleb-
ter Öffentlichkeit.

Daher hält ver.di an den Forderungen nach Planbar-
keit von Arbeitszeit und Freizeit, nach Schutz gere-
gelter Freizeit und freier Wochenenden oder freier
Tage sowie nach Regelungen gegen die Entgrenzung
der Arbeitszeit fest. Die Fortführung der Zulässigkeit
der Arbeit auf Abruf wird abgelehnt.

Zugenommen haben auch überlange Arbeitszeiten
von 45 Stunden wöchentlich oder mehr, wovon zu-
letzt 14 Prozent der Männer und fünf Prozent der
Frauen betroffen waren. Überlange Arbeitszeiten ge-
hen im seltensten Fall auf die Wünsche der Beschäf-
tigten zurück und wirken sich nachweislich gesund-
heitsschädlich aus. Zugleich hat sich auch das Ver-
hältnis bezahlter zu unbezahlten Überstunden ver-
kehrt: Während erstere deutlich abnahmen, haben
unbezahlte Überstunden zugenommen und überwie-
gen inzwischen die bezahlten Mehrarbeitsstunden.
Erforderlich sind daher Maßnahmen zu einer effekti-
veren Einhaltung vertraglich vereinbarter Arbeitszei-
ten und eine weitergehende gesetzliche Beschrän-
kung der zulässigen durchschnittlichen Wochenar-
beitszeit von derzeit 48 Stunden sowie eine deutli-
che Reduktion zulässiger Ausnahmeregelungen.

In diesem Rahmen und im Rahmen der Tarifverträge
setzt ver.di sich weiterhin dafür ein, Regelungsspiel-
räume zu eröffnen, in denen unterschiedliche Be-
schäftigtengruppen mitgestalten können, zu welchen
Zeiten und wie lange sie arbeiten wollen (z.B. in ei-
nem Vollzeitkorridor im Bereich von 30 bis 40 Stun-
den pro Woche). Dazu gehört als zentrales Element,
dass die Beschäftigten selbst tatsächlich Einfluss auf
die Länge, Lage und Verteilung der Arbeitszeit – ge-
meinsam mit ihren Betriebs-/Personalräten – neh-
men können. Dabei ist dafür Sorge zu tragen, dass
aus Arbeitszeitmodellen für die einen keine Nach-
teile für andere entstehen.

Arbeitszeitverkürzung gewinnt dabei angesichts stei-
gender Belastungen wie auch durch eine zuneh-
mende Intensivierung der Arbeit und Beschleuni-
gungsschübe durch die Digitalisierung an Relevanz.
Dabei darf es sich aber nicht um eine Verkürzung le-
diglich der bezahlten Arbeitszeit bei gleichzeitiger
Aufrechterhaltung des Arbeitsvolumens und Aufga-
benumfangs handeln, sondern eine Verkürzung die
vorhandene Arbeitsmenge muss mit entsprechen-
dem Personalausgleich erfolgen. So stößt eine for-
male Verkürzung der täglichen Arbeitszeit wegen
der damit häufig verbundenen weiteren Intensivie-
rung der bereits vorhandenen Arbeitsdichte auf Ak-
zeptanzprobleme. Viele Beschäftigte empfinden (zu-
sätzliche) arbeitsfreie Tage attraktiver, weshalb sich

3 Vgl. Ver.di (Hg.): Mehr Zeit für mich. Impulse für eine neue arbeitszeitpolitische Debatte, Berlin 2015.

ver.di gemeinsam mit ihnen für Freizeitausgleich in
Form freier Tage einsetzt. Ein solches Modell wird
z.Zt. in ver.di unter dem Titel „Kurze Vollzeit als
Chance für alle – mehr Zeit für mich“ diskutiert.3

Alle Beschäftigten sollen dem Konzept zufolge einen
Anspruch auf ein tariflich festgelegtes Kontingent an
Verfügungstagen je Kalenderjahr ohne Lohnverlust
haben. Bei z.B. 14 Verfügungstagen pro Jahr würde
dies einer Verkürzung der Wochenarbeitszeit von
zwei Stunden für Vollzeitbeschäftigte mit einer 38-
Stunden-Woche bedeuten bzw. für Teilzeitbeschäf-
tigte eine entsprechende Erhöhung der bezahlten Ar-
beitszeit. Auf diese Weise würde man sich von un-
ten (Teilzeit) wie von oben (Vollzeit) der 35-Stunde-
Woche annähern. Über die zusätzliche Zeit sollen
Beschäftigte selbst entsprechend ihrer eigenen Be-
dürfnisse verfügen können.

Arbeitszeitverkürzung und Rationalisierungsschutz

Steigende Einkommen und sinkende Arbeitszeiten
sind bei einer wachsenden durchschnittlichen Stun-
denproduktivität kein Widerspruch. Auch wenn die
gesamtwirtschaftliche Produktivitätsentwicklung in
den letzten Jahren zurückgegangen ist, steigt die Pro-
duktivität weiterhin an. Möglicherweise wird sie im
Zusammenhang mit der Digitalisierung sogar wieder
deutlicher ansteigen. Allerdings ist bereits absehbar,
dass digitalisierungsbedingte Produktivitätsschübe
sich keineswegs in gleichem Maße und Tempo über
die gesamte Wirtschaft vollziehen, sondern manche
Branchen weniger oder nur sehr langfristig, andere
dagegen sehr viel mehr und in kürzerer Frist treffen.
Für die Beschäftigten besonders in kurz- bis mittel-
fristig betroffenen Branchen stellt sich die Frage
nach Arbeitszeitverkürzung als Rationalisierungs-
schutz ganz unmittelbar und praktisch. Das gilt bei-
spielsweise im Bereich der Telekommunikation, wo
ganze Berufsgruppen in den nächsten Jahren durch
die flächendeckende Umstellung klassischer Telefo-
nie und entsprechender Übertragungsnetze auf inter-
netgestützte voice-over-IP-Übertragung bedroht sind.
ver.di setzt sich mit ihnen und für sie auf tariflicher
Ebene für eine Arbeitszeitverkürzung ein, die neben
der Beschäftigungssicherung Zeit für Qualifizierung
und Entlastung gewährleistet. Ähnlich ist die Kons-
tellation in den Häfen, die schon einen hohen Auto-
matisierungsgrad aufweisen, der durch digitale
Technologien nun einen weiteren Schub erfährt.
Auch hier steht Arbeitszeitverkürzung als Rationali-
sierungsschutz im Zentrum der Tarifbemühungen
von ver.di. Diese haben Modellcharakter, weshalb
ver.di sondiert, inwiefern dies auch in anderen Bran-
chen verfolgt werden kann, die in besonderem Maße
durch Automatisierung und Digitalisierung von Rati-
onalisierungsschüben betroffen sein können bzw.
werden.

Vereinbarkeit von Beruf und Familie

Die ver.di-Tarifpolitik verfolgt das Ziel, dass Be-
schäftigte mit Kindern und Beschäftigte mit Pflege-
verpflichtungen befristet ihre Berufstätigkeit unter-
brechen können, während dieser Phase aus ihrem
fortbestehenden Arbeitsverhältnis ein ausreichendes
Einkommen beziehen und nach dieser Unterbre-
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chung wieder ohne Nachteile weiterbeschäftigt wer-
den müssen. Sie müssen zudem das Recht haben,
ihre Arbeitszeit verringern und auch wieder auf das
vorherige Volumen verlängern zu können. ver.di un-
terstützt daher den Ansatz, das im Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz verankerte Recht auf Teilzeitbeschäf-
tigung um ein Recht auf Rückkehr und zur Aufsto-
ckung von Stunden bis hin zur Vollzeitbeschäftigung
zu ergänzen. ver.di setzt sich darüber hinaus dafür
ein, dass Frauen und Männer gleichermaßen Pflege-
und Erziehungszeiten und/oder entsprechende Ver-
kürzungen ihrer Arbeitszeit in Anspruch nehmen
können, ohne dass ihnen daraus Karrierenachteile
entstehen. Im Vordergrund müssen dabei die jeweili-
gen Interessen und Bedarfslagen der Beschäftigten
stehen, wobei auch Beschäftigte in Führungspositio-
nen zu berücksichtigen sind.

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erfordert
hinsichtlich einer effektiven Begrenzung der tägli-
chen Arbeitszeit und Einschränkung der Erreichbar-
keit allerdings auch entsprechende Rahmenbedin-
gungen. So muss es Menschen mit Kindern ermög-
licht werden, ohne Nachteile Beruf und Familie zu
leben. Neben dem gesetzlichen Anspruch auf Kin-
derbetreuungsplätze muss es daher auch genügend
Plätze geben, die in Anspruch genommen werden
können. Zudem ist der Bedarf an Betreuung und Er-
ziehung nicht nur auf frühkindliche Phasen be-
schränkt, sondern erstreckt sich auch auf ältere Kin-
der. ver.di setzt sich daher dafür ein, dass eine aus-
reichende Anzahl von Kindergartenplätzen und Kin-
dertagesstätten und Betreuungseinrichtungen ebenso
wie ein entsprechendes Angebot von Ganztagsschu-
len bereitgestellt wird. Ähnliches gilt für Beschäf-
tigte mit Pflegeverpflichtungen. Auch hier bedarf es
neben der Verankerung gesetzlicher Rechte zur pfle-
gegerechten Arbeitszeitgestaltung eines ausreichen-
den Angebotes öffentlicher Unterstützungseinrich-
tungen, die dies auch ermöglichen. ver.di setzt sich
daher weiterhin für die bedarfsgerechte Ausweitung
von Angeboten an Pflegeheimen und Einrichtungen
der Tagespflege ein.

Qualifizierung und Weiterbildung

Die Förderung von Ansprüchen auf Qualifizierung
und Weiterbildung für alle Beschäftigtengruppen

auch durch die Vereinbarung von Weiterbildungs-
zeiten bleibt für ver.di ein wichtiges tarifpolitisches
Ziel.

Deutschlands wichtigste Ressourcen sind und blei-
ben die Menschen. Von ihnen hängen Wohlstand
und Lebensqualität ab. Dabei nehmen im Zuge tech-
nologischen Fortschritts und des Wandels der Ar-
beitswelt die Anforderungen an Qualifizierung und
Weiterbildung zu. Der Bedarf an zusätzlichen und
neuen Qualifikationen im Verlaufe des Erwerbsle-
bens bis hin zu beruflichen Umorientierungen mit
entsprechender Ausbildung oder Studium wächst.
Zusätzliche Bildung und Weiterbildung im Laufe
des Erwerbslebens erfordert jedoch Zeit – Zeit, die
auch von den Unternehmen zur Verfügung zu stellen
ist, die letztlich davon profitieren. Deshalb sind
nicht nur die Kosten für die betriebliche Weiterbil-
dung von den Unternehmen zu übernehmen, es
muss auch die dafür erforderliche Zeit bei der Ar-
beitszeitgestaltung berücksichtigt werden. Den Qua-
lifizierungs- und Weiterbildungserfordernissen trägt
ver.di in der Tarifpolitik Rechnung: In vielen Tarif-
verträgen wurden bereits rechtsverbindliche Rege-
lungen zur beruflichen Weiterbildung vereinbart.
Diese Regelungen beziehen sich überwiegend auf
den Anspruch, Qualifizierungsgespräche zur Fest-
stellung vorhandener Qualifizierungsbedarfe zu füh-
ren. Was künftig tarifpolitisch zu verfolgen ist, ist
die Vereinbarung eines Rechtsanspruchs auf einen
bestimmten Umfang an Weiterbildungstagen. Dar-
über hinaus fordert ver.di ein Gesamtkonzept für die
Weiterbildung, in dem unter anderem die Verknüp-
fung staatlicher Fördermaßnahmen mit tariflichen
Qualifizierungsansprüchen und -verfahren verbun-
den werden kann.

Die Ausführungen zeigen, dass ver.di die Verkür-
zung und Gestaltung von Arbeitszeit als eine der
zentralen wohlstandsrelevanten Aufgaben sieht.
Ver.di hat diese Themen tarifpolitisch aufgenommen
und forciert gleichzeitig die gesellschaftspolitische
Debatte um Arbeitszeitgestaltung und Arbeitszeitver-
kürzung.

Vor diesem Hintergrund unterstützt ver.di grund-
sätzlich die in den Anträgen formulierten Reform-
vorschläge der Bundestagsfraktionen DIE LINKE und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verweist im Weite-
ren auf die Stellungnahme des DGB.
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Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 20. März 2017 zum

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Klaus Ernst, Herbert Behrens, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE.
Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeitsstress reduzieren - BT-Drucksache
18/8724

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Brigitte Pothmer, Kerstin Andreae,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Zeitsouveränität - Damit Arbeit gut ins Leben passt - BT-Drucksache 18/8241

BASF SE

Zu Drucksache 18/8724,
Antrag „Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und
Arbeitsstress reduzieren“

BASF unterstützt die Bestrebungen, die Flexibilität
von Arbeitszeit und Zeitsouveränität dort zu erhö-
hen, wo die Arbeitsprozesse eine solche Flexibilisie-
rung zulassen und die Situation in den internationa-
len Märkten sie erfordert. Flexibilisierung darf aller-
dings nicht um ihrer selbst Willen erfolgen, sondern
muss dazu beitragen, dass die deutschen Unterneh-
men ihre Wettbewerbsfähigkeit in globalen Märkten
erhalten und ausbauen können.

Im Einzelnen:

1) Größere Zeitsouveränität (zu Nr. 1)

a. Arbeitszeit ist kein Selbstzweck, sondern letzt-
endlich ein Resultat der Kundenanforderungen,
die in Betriebsabläufe übersetzt werden. Die be-
trieblich entwickelten Arbeitszeitmodelle sind
das Mittel, um diese Betriebsabläufe arbeitsorga-
nisatorisch mit Hilfe der vorhandenen Ressour-
cen im Sinne des unternehmerischen Auftrags
zu realisieren. Die Unternehmen müssen in der
Lage sein, die operativen Abläufe sinnvoll zu ge-
stalten und zu planen, nicht zuletzt, um die
deutsche Wettbewerbsfähigkeit im internationa-
len Umfeld zu erhalten.

Eine pauschale Forderung nach Reduzierung
von Nacht-/Schicht- oder Wochenend-Arbeit
wird den Arbeitsprozessen nicht gerecht. Gerade
in der chemischen Industrie darf der Produkti-
onsprozess aus chemischen, physikalischen und

biologischen Gründen nicht unterbrochen wer-
den, wenn das Produkt in der erforderlichen
Qualität hergestellt werden soll. Um hier die
auch für die Mitarbeiter beste Lösung anbieten
zu können, bedarf es gerade bei der grundsätz-
lich nicht flexiblen Arbeitszeit - wie Schichtar-
beit - der Möglichkeit einer stärkeren Flexibili-
sierung. Dies kann bereits heute durch entspre-
chende Schichtgestaltung im Rahmen der gege-
benen rechtlichen Rahmenbedingungen erreicht
werden.

b. Eine Verkürzung der Arbeitszeit im Arbeitszeit-
gesetz führt nicht zu einer Reduzierung der indi-
viduellen Arbeitsbelastung. Heute schon sehen
in vielen Bereichen Tarifverträge deutlich unter
48 Stunden liegende Wochenarbeitszeiten vor,
die in aller Regel auch im Durchschnitt eines be-
stimmten Zeitraums zu erbringen sind, worin
bereits eine Flexibilisierung von Arbeitszeit an-
gelegt ist.

c. „Entgrenzung“ von Arbeit hängt häufig damit
zusammen, dass in flexiblen Arbeitszeitsyste-
men den Mitarbeitern bereits heute eine hohe
Zeitsouveränität eingeräumt wird, die es ihnen
ermöglicht, zu Zeiten, in denen zum Beispiel
Kinder Betreuung brauchen oder öffentliche Be-
hörden geöffnet haben, die entsprechenden Auf-
gaben wahrzunehmen und ihre Arbeit am
Abend ortsflexibel im Homeoffice fortzusetzen.
Eine Einschränkung, die nach dem vorliegenden
Antrag zugunsten der Mitarbeiter wirken soll,
würde diesen die Vereinbarkeit von Beruf und
Privatem erschweren.
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2) Anti-Stress-Verordnung (zu Nr. 2)

Wir sehen keine Notwendigkeit einer zusätzlichen
Regulierung durch eine sog. Anti-Stress-VO. Das Ar-
beitsschutzgesetz verpflichtet Arbeitgeber bereits
derzeit dazu, bei der Gefährdungsbeurteilung eines
Arbeitsplatzes auch psychische Belastungen zu be-
rücksichtigen. Dazu gehören diverse Einflüsse, u.a.
die Arbeitsintensität, die Ausgestaltung des Arbeits-
platzes oder die Dauer, Lage und Verteilung der Ar-
beitszeit. Außerdem muss berücksichtigt werden,
dass Stress multikausal ist. Arbeit ist nur ein Stress-
faktor neben vielen anderen Herausforderungen des
Alltags. Wir sind der Auffassung, dass sich passge-
naue Lösungen gegen Stress am besten auf betriebli-
cher Ebene mit Hilfe der bereits heute geltenden ge-
setzlichen Rahmenbedingungen finden lassen: durch
ein gutes betriebliches Gesundheitsmanagement, ge-
eignete Maßnahmen im Rahmen des betrieblichen
Eingliederungsmanagements und die gebotenen
Maßnahmen im Rahmen des Arbeitsschutzes.

3) Befristeter Teilzeitanspruch (zu Nr. 3)

Ein allgemeines Recht auf befristete Teilzeit würde
zu erheblicher Planungsunsicherheit und damit zu
einer Einschränkung der unternehmerischen Ent-
scheidungsfreiheit führen. Portfoliobereinigungen
und Strukturmaßnahmen schaffen ständige Verände-
rungen in einem Unternehmen, mit denen die Rege-
lung eines vom Mitarbeiter gesteuerten Wechsels
zwischen Voll- und Teilzeit nicht zuletzt zur Erhal-
tung von Arbeitsplätzen nicht vereinbar ist. Darüber
hinaus ist bereits heute für familienbedingte Teilzeit,
wie Eltern- und Pflegezeiten, ein Rückkehrrecht zur
vorherigen Arbeitszeit gesetzlich geregelt.

4) Mitbestimmungsrecht (zu Nr. 4)

Eines über die heutige Rechtslage hinausgehenden
erzwingbaren Initiativrechts der Betriebs- und Perso-
nalräte hinsichtlich größerer Zeitsouveränität bedarf
es nicht. Der Betriebsrat hat heute schon – bei kol-
lektiven Tatbeständen- ein Initiativrecht hinsichtlich
der Verlängerung und Verkürzung von Arbeitszeit.
Außerdem steht es jedem Mitarbeiter frei, den Be-
triebsrat zur Unterstützung seiner persönlichen Be-
lange hinzuzuziehen.

Zu Drucksache 18/8241,
Antrag „Mehr Zeitsouveränität – damit Arbeit gut
ins Leben passt“

BASF unterstützt die Bestrebungen, die Flexibilität
von Arbeitszeit und Zeitsouveränität dort zu erhö-
hen, wo die Arbeitsprozesse eine solche Flexibilisie-
rung zulassen und die Situation in den internationa-
len Märkten sie erfordert. Flexibilisierung darf aller-
dings nicht um ihrer selbst Willen erfolgen, sondern
muss dazu beitragen, dass die deutschen Unterneh-
men ihre Wettbewerbsfähigkeit in globalen Märkten
erhalten und ausbauen können.

Im Einzelnen:

1) Änderung der Arbeitszeitkultur und größere
Zeitautonomie (zu Nr. 1a), 2, 3a), 3b))

Arbeitszeit ist kein Selbstzweck, sondern letztend-
lich ein Resultat der Kundenanforderungen, die in
Betriebsabläufe übersetzt werden. Die betrieblich
entwickelten Arbeitszeitmodelle sind das Mittel, um
diese Betriebsabläufe arbeitsorganisatorisch mit

Hilfe der vorhandenen Ressourcen im Sinne des un-
ternehmerischen Auftrags zu realisieren. Die Unter-
nehmen müssen in der Lage sein, die operativen Ab-
läufe sinnvoll zu gestalten und zu planen, nicht zu-
letzt, um die deutsche Wettbewerbsfähigkeit im in-
ternationalen Umfeld zu erhalten.

Die oftmals noch vorherrschende Präsenzkultur ist
in der Chemieindustrie den eigentlichen Arbeitspro-
zessen geschuldet. Die Herstellung von chemischen
Produkten kann nur vor Ort unter Nutzung der ent-
sprechenden Anlagen stattfinden. Um hier die auch
für die Mitarbeiter beste Lösung anbieten zu können,
bedarf es gerade bei dieser grundsätzlich nicht fle-
xiblen Arbeitszeit - wie Schichtarbeit - der Möglich-
keit einer stärkeren Flexibilisierung. Dies kann be-
reits heute durch entsprechende Schichtgestaltung -
selbstverständlich auch durch einen freiwilligen
Schichttausch- im Rahmen der gegebenen rechtli-
chen Rahmenbedingungen erreicht werden.

Dort, wo die Art der Arbeit mehr Zeitsouveränität er-
laubt, bedarf es in der Tat einer entsprechenden Ver-
trauenskultur, damit entsprechende Arbeitszeitmo-
delle erfolgreich in die Praxis umgesetzt werden
können. Dies gilt aber für Unternehmens- wie Mitar-
beiterseite und kann nicht durch Vorschriften ver-
ordnet werden.

Die Einführung eines Vollzeitkorridors mit Wahlar-
beitszeiten führt weder zu einer Reduzierung der in-
dividuellen Arbeitsbelastung noch zu größerer Flexi-
bilität als sie heute unter den geltenden Rahmenbe-
dingungen bereits möglich ist. Heute schon sind Ar-
beitszeitmodelle etabliert, bei denen bestimmte An-
sprechzeiten definiert werden, innerhalb derer die
jeweilige Einheit erreichbar sein muss und das Team
sich so organisiert, dass der eine Mitarbeiter früher
und der andere später kommen oder gehen kann, um
den persönlichen Bedürfnissen Rechnung zu tragen.

„Entgrenzung“ von Arbeit hängt – positiv betrachtet
- häufig damit zusammen, dass in flexiblen Arbeits-
zeitsystemen den Mitarbeitern bereits heute eine
hohe Zeitsouveränität eingeräumt wird. Dieses er-
möglicht es ihnen, zu Zeiten, in denen zum Beispiel
Kinder Betreuung brauchen oder öffentliche Behör-
den geöffnet haben, die entsprechenden Aufgaben
wahrzunehmen und ihre Arbeit am Abend ortsflexi-
bel im Homeoffice fortzusetzen. Eine gesetzliche
Einschränkung oder gar ein Festschreiben im Ar-
beitsvertrag, die nach Vorstellung des Antrags zu-
gunsten der Mitarbeiter wirken sollen, würde im Ge-
genteil die Vereinbarkeit von Beruf und Privatem er-
schweren.

2) Befristeter Teilzeitanspruch (zu Nr. 1b))

Ein allgemeines Recht auf befristete Teilzeit würde
zu erheblicher Planungsunsicherheit und damit zu
einer Einschränkung der unternehmerischen Ent-
scheidungsfreiheit führen. Portfoliobereinigungen
und Strukturmaßnahmen schaffen ständige Verände-
rungen in einem Unternehmen, mit denen die Rege-
lung eines vom Mitarbeiter gesteuerten Wechsels
zwischen Voll- und Teilzeit nicht vereinbar ist. Dar-
über hinaus ist bereits heute für familienbedingte
Teilzeit, wie Eltern- und Pflegezeiten, ein Rückkehr-
recht zur vorherigen Arbeitszeit gesetzlich geregelt.
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3) Mitbestimmungsrecht (zu Nr. 2a)

Ein über die heutige Rechtslage hinausgehendes, er-
zwingbares Initiativrecht der Betriebs- und Personal-
räte hinsichtlich größerer Zeitsouveränität bedarf es
nach unserer Einschätzung nicht. Der Betriebsrat hat
heute schon – bei kollektiven Tatbeständen - ein Ini-
tiativrecht hinsichtlich der Verlängerung und Ver-
kürzung von Arbeitszeit. Durch kreative Nutzung der
gegebenen Möglichkeiten kann sowohl den Unter-
nehmens- wie auch den Mitarbeiterinteressen ausge-
wogen Rechnung getragen werden. Darüber hinaus
steht es jedem Mitarbeiter frei, den Betriebsrat zur

Unterstützung seiner persönlichen Belange hinzuzu-
ziehen.

4) Passgenaue Lösungen gegen Stress (zu Nr. 2)

Die im Antrag vorgeschlagenen passgenauen Lösun-
gen gegen Stress lassen sich auch im Rahmen der
heutigen gesetzlichen Rahmenbedingungen durch
ein entsprechendes Gesundheitsmanagement, geeig-
nete Maßnahmen im Rahmen des betrieblichen Ein-
gliederungsmanagements und Gefährdungsbeurtei-
lungen in den Betrieben erreichen.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)943
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 16. März 2017
18. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 20. März 2017 zum

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Klaus Ernst, Herbert Behrens, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE.
Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeitsstress reduzieren - BT-Drucksache
18/8724

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Brigitte Pothmer, Kerstin Andreae,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Zeitsouveränität - Damit Arbeit gut ins Leben passt - BT-Drucksache 18/8241

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA)

Zusammenfassung

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme-
dizin (BAuA) forscht und berät mit dem Ziel der
Verbesserung von Sicherheit und Gesundheit und
der menschengerechten Gestaltung der Arbeit. Ar-
beitswissenschaftliche Erkenntnisse zeigen, dass der
Arbeitszeitgestaltung eine zentrale Rolle für die Ge-
sundheit und die Work-Life Balance von Beschäftig-
ten zukommt. Die vorliegenden Anträge der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion DIE
LINKE zielen insbesondere auf eine Stärkung der
Zeitsouveränität von Beschäftigten sowie den Schutz
der Beschäftigten vor zu hoher zeitlicher und men-
genmäßiger Belastung durch die Arbeit ab.

Forschung zur Arbeitszeit hat wiederholt gezeigt,
dass die Gestaltung der Arbeitszeit mit verschiede-
nen Aspekten der Gesundheit, Work-Life Balance
und Leistung von Beschäftigten zusammenhängt.
Insbesondere Arbeitszeiten, die ausreichende Erho-
lung verhindern oder erschweren - z. B. überlange
Arbeitszeiten - oder sozial wertvolle Zeiten besetzen
– z. B. Abende oder das Wochenende, sollten dem-
nach vermieden werden. In Bezug auf Arbeitszeitfle-
xibilität zeigen wissenschaftliche Befunde, dass es in
erster Linie wichtig ist, dass Arbeitszeiten für die Be-
schäftigten vorhersehbar sind, um ihnen eine Pla-
nungssicherheit zu geben. Flexibilitätsanforderun-
gen, wie Änderungen der Arbeitszeiten oder Arbeit
auf Abruf, sollten Arbeitgeber deshalb möglichst ver-
meiden. Sind diese jedoch unvermeidbar, sollten sie
zumindest möglichst lange im Voraus angekündigt
werden.

Eine höhere Zeitsouveränität bzw. Flexibilitätsmög-
lichkeiten für Beschäftigte haben dagegen eher posi-
tive Effekte auf die Gesundheit und Work-Life Ba-
lance. Daher sollte die Gewährung von Einflussmög-
lichkeiten der Arbeitnehmer auf ihre Arbeitszeit er-
möglicht bzw. ihre Wünsche in der Arbeitszeitgestal-
tung berücksichtigt werden. Dies sollte jedoch im-
mer mit ausreichender Sensibilisierung der Beschäf-
tigten für gesundheitliche Auswirkungen von flexib-
ler Arbeitszeitgestaltung einhergehen, um Selbstge-
fährdung zu vermeiden.

Bei der Arbeitszeitgestaltung sollten auch Wechsel-
wirkungen mit der Art der ausgeübten Tätigkeit bzw.
weiteren Anforderungen des Arbeitsplatzes beachtet
werden. Insbesondere bei Tätigkeiten mit hohem Ri-
sikopotenzial sollte die Arbeitszeit eher risikomin-
dernd gestaltet sein, z. B. durch reduzierte tägliche
Arbeitszeiten oder angemessene Pausenregelungen.
Auch kann Arbeitszeit nur gesundheitsgerecht ge-
staltet sein, wenn eine gute Passung von Arbeits-
menge und personellen Kapazitäten gegeben ist. Dies
dient dem Schutz der Beschäftigten vor zu hoher
zeitlicher und mengenmäßiger Überlastung.

Das bestehende Arbeitszeitgesetz ist ein Schutzge-
setz für Beschäftigte und lässt bereits eine Menge an
Arbeitszeitflexibilität zu. Dies zeigen unter anderem
Beispiele von Unternehmen, die im Rahmen von
Projekten der Initiative Neue Qualität der Arbeit
(INQA) sozialpartnerschaftlich gute Lösungen für
Zeitsouveränität entwickeln. Die Gestaltung von Ar-
beitszeit muss betriebs- und tätigkeitsnah sein, wes-
halb der Mitbestimmung eine wichtige Rolle zu-
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kommt. Aus wissenschaftlicher Sicht sind die im Ar-
beitszeitgesetz definierten Schutzstandards grund-
sätzlich ausreichend (z. B. zu Länge und Lage der
Arbeitszeit). Vor dem Hintergrund der Gesamtbelas-
tung der Beschäftigten sind höhere arbeitszeitliche
Schutzmaßnahmen (z. B. Verkürzung der täglichen
Arbeitszeit) jedoch dort zu prüfen, wo es zu kriti-
schen Belastungskonstellationen kommt. Dabei
sollte zunächst geprüft werden, ob sich - statt einer
Arbeitszeitreduktion - die mit der Tätigkeit einherge-
henden Belastungen reduzieren lassen. Da die Ar-
beitszeit eine kritische Größe für die Gesamtbelas-
tung der Beschäftigten darstellt, ist die Einhaltung
der im Arbeitszeitgesetz definierten Schutzstandards
von zentraler Bedeutung. Da die Empirie zeigt, dass
es viele Verstöße gegen das Arbeitszeitgesetz gibt,
wäre aus Sicht der BAuA eine stärkere Überprüfung
der Einhaltung wünschenswert.

Arbeitszeit und Gesundheit

Grundlegende Fragen der Anträge der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion DIE
LINKE beziehen sich auf die Dauer, Lage und Flexi-
bilität der Arbeitszeit. Im Folgenden werden die re-
levanten Gestaltungsaspekte im Zusammenhang mit
den gesundheitlichen und lebensbezogenen Krite-
rien basierend auf arbeitswissenschaftlichen Er-
kenntnissen dargestellt.

Arbeitszeit ist bestimmt durch ihre Länge, ihre Lage
und ihre Verteilung bzw. ihre Flexibilität. Sie wirkt
sich wie kaum ein anderer Aspekt der Arbeit direkt
auf die Gestaltung des Alltags, die individuelle Le-
bensgestaltung und das gesellschaftliche Zusammen-
leben aus. Sie bestimmt mit, welche Zeit für Familie,
Freizeit, Erholung, Weiterqualifikation oder ehren-
amtliche Tätigkeiten bleibt und wie freie Zeit verteilt
werden kann. Wird auf Grund der Lage und Dauer
der Arbeitszeit die Zeit für Bedürfnisse und Pflich-
ten außerhalb der Arbeit zu knapp oder ist schlecht
verteilt, kann sich das auf die Lebenszufriedenheit,
die Work-Life-Balance und auch die Gesundheit aus-
wirken. In einer Vielzahl von wissenschaftlichen
Studien wurden die Wirkzusammenhänge von Ar-
beitszeitgestaltung und psychischen sowie körperli-
chen Kurzzeit- und Langzeitwirkungen untersucht.
Dass Arbeitszeit eine wichtige Rolle für die Gesund-
heit von Beschäftigten spielt, zeigen unter anderem
die Ergebnisse des BAuA-Projekts „Psychische Ge-
sundheit in der Arbeitswelt - Wissenschaftliche
Standortbestimmung“ sowie der 2016 veröffentlichte
Arbeitszeitreport der BAuA.

Erholung

Die Wiederherstellung sowohl physischer als auch
psychischer Leistungsvoraussetzungen ist die Kern-
funktion von Pausen-, Erholungs- und Ruhezeiten.
Daher gilt, dass für alle Tätigkeiten und bei allen Ar-
ten von Arbeitsbedingungen und alle Beschäftigten-
gruppen eine angemessene Zeit zur Erholung sicher-
gestellt werden muss. Gelungene Erholungsprozesse
gleichen die Folgen von tätigkeitsbedingter Bean-
spruchung aus. Problematisch wird es aus arbeits-
wissenschaftlicher Sicht dann, wenn ein länger an-
dauernder Beanspruchungszustand nicht in der di-
rekt folgenden Erholungszeit kompensiert wird, z. B.
bei häufigen Arbeitstätigkeiten während der Ruhe-

bzw. Erholungszeit. Durch das so entstehende Erho-
lungsdefizit können Beanspruchungszustände ent-
stehen, die nicht mehr durch eine alltägliche Erho-
lungsphase ausgeglichen werden können. In diesem
Fall kann sich die Beanspruchung auf Dauer zu einer
gesundheitsgefährdenden Überbeanspruchung sum-
mieren. In den letzten Jahren wurde das mentale Ab-
schalten von der Arbeit während der Ruhezeit als
bedeutende Komponente der individuellen Erholung
identifiziert. Dies gelingt jedoch bei hohen Arbeits-
zeitanforderungen, wie überlangen Arbeitszeiten o-
der ständiger Erreichbarkeit, schlechter.

Länge der Arbeitszeit

Lange Arbeitszeiten bewirken eine Ausdehnung der
tätigkeits- und arbeitsplatzbezogenen Belastungsex-
position und verkürzen die zur Verfügung stehende
Zeit zur Erholung und für außerberufliche Aktivitä-
ten. Konkret zeigt sich, dass überlange Wochenar-
beitszeiten bzw. eine Ausdehnung der täglichen Ar-
beitszeit über 8 und insbesondere 10 Stunden hinaus
mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen und si-
cherheitsbezogenen Risiken einhergehen können. So
lässt sich eine Steigerung des Unfallrisikos bei tägli-
chen Arbeitszeiten von über acht Stunden beobach-
ten, und eine wöchentliche Arbeitszeit von über 50
Stunden birgt ein erhöhtes Risiko für Burnout und
übermäßigen Alkoholkonsum. Darüber hinaus kön-
nen (über)lange Arbeitszeiten die Vereinbarkeit von
Arbeit und Privatleben erschweren. Der BAuA-Ar-
beitszeitreport zeigt, dass Beschäftigte, die 48 Stun-
den oder mehr in der Woche arbeiten, die größten
Verkürzungswünsche in Bezug auf die Wochenar-
beitszeit haben. Im Durchschnitt möchten sie knapp
42 Stunden in der Woche arbeiten. Im Vergleich zu
Vollzeitbeschäftigten, die unter 48 Stunden arbeiten,
haben Beschäftigte mit überlangen Arbeitszeiten ins-
gesamt häufiger gesundheitliche Beschwerden und
sind seltener zufrieden mit ihrer Work-Life Balance.
Daher sollten Arbeitszeiten jenseits der 48 Stunden
vermieden werden. Insbesondere bei Tätigkeiten mit
hohem Risikopotenzial oder bei sehr hohen Tätig-
keitsanforderungen ist eine Reduktion der täglichen
Arbeitszeit zu prüfen.

Aus wissenschaftlicher Sicht ist es zentral, dass jede
Belastung durch Entlastung ausgeglichen wird. Ver-
bindliche Ausgleichsregelungen von Mehrarbeit, die
– zumindest bei Vollzeittätigen – möglichst auf zeit-
nahen Freizeitausgleich ausgerichtet sein sollten,
sind daher sinnvoll. Für einen adäquaten Ausgleich
ist die Dokumentation von Mehrarbeit bzw. Über-
stunden wichtig. Laut Arbeitszeitgesetz muss bereits
jetzt die tägliche Arbeitszeit, die über 8 Stunden hin-
ausgeht aufgezeichnet werden. Es gibt jedoch Hin-
weise darauf, dass dieses häufig nicht eingehalten
wird. Eine stärkere Überprüfung in den Betrieben
wäre daher sinnvoll. Darüber hinaus zeigt die Empi-
rie, dass Überstunden von vielen Beschäftigten nicht
ausgeglichen werden und verfallen.

Ob bereits ab 40 Stunden wöchentlicher Arbeitszeit
eine deutliche Zunahme an Beeinträchtigungen zu
beobachten ist, lässt sich anhand bestehender Stu-
dien nicht eindeutig feststellen. Eine klare Schädi-
gungsgrenze ist daher schwer auszumachen. So sind
bei Tätigkeiten mit hoher Beanspruchung oder ho-
hem Risikopotenzial kürzere Wochenarbeitszeiten
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aus gesundheitlicher Sicht durchaus sinnvoll. Auch
über die kluge Gestaltung von Pausen und täglicher
Arbeitszeit lassen sich gute Arbeitszeitbedingungen
gestalten.

Eine vorübergehende Verkürzung des Umfangs der
Arbeitszeit von Beschäftigten sollte so vorausschau-
end gestaltet sein, dass sowohl auf Beschäftigten- als
auch auf betrieblicher Seite Planungssicherheit
herrscht. Dabei sind auch die möglichen Auswirkun-
gen der Veränderung des Umfangs der Arbeitszeit
einzelner Beschäftigter auf ihre Kollegen und Kolle-
ginnen sowie auf ihre eigenen Arbeitsaufgaben zu
beachten. Dabei sollte insbesondere sichergestellt
sein, dass die Arbeitsmenge weiterhin zu den perso-
nellen Kapazitäten passt, betriebliche Abläufe nicht
gefährdet werden, und dass entsprechende Maßnah-
men nicht eine Zunahme an prekärer Beschäftigung,
wie die Einstellung befristet Beschäftigter oder Leih-
arbeiter, fördern.

Lage der Arbeitszeit

Wissenschaftliche Befunde zeigen, dass die Lage der
Arbeitszeit Effekte auf die gesundheitliche Situation
von Beschäftigten haben kann. Arbeit zu „unübli-
chen Zeiten“ wie Nacht- und Schichtarbeit oder Wo-
chenendarbeit kann sich negativ auf die Sicherheit,
die Gesundheit und das Gleichgewicht zwischen Be-
rufs- und Privatleben auswirken. So wird bei Nacht-
und Schichtarbeit der normale Rhythmus der kör-
perlichen Funktionen gestört, und Arbeit zu sozial
wertvollen Zeiten, wie abends, nachts und am Wo-
chenende, erschwert die Teilhabe am sozialen und
am Familienleben.

Arbeit zu unüblichen Zeiten sollte daher soweit wie
möglich vermieden werden. Wenn Arbeit zu unübli-
chen Zeiten nicht zu vermeiden ist, sollten zumin-
dest die vorliegenden arbeitswissenschaftlichen Er-
kenntnisse zur menschengerechten Gestaltung von
Nacht- und Schichtarbeit befolgt werden, um die ne-
gativen physischen und psychischen gesundheitli-
chen Folgen möglichst gering zu halten.

Arbeitszeitflexibilität

Mit Zunahme der betriebsseitigen und auch von Er-
werbstätigen gewünschten Arbeitszeitflexibilität hat
die Frage an Bedeutung gewonnen, wie sich flexible
Arbeitszeiten und ihre Rahmenbedingungen auf die
psychische und körperliche Gesundheit auswirken.
Arbeitswissenschaftliche Studien zeigen, dass be-
triebsseitige Flexibilitätsanforderungen an Beschäf-
tigte, die mit einer schlechten Planbarkeit und Vor-
hersehbarkeit von Arbeitszeiten einhergehen oder
zur Unterbrechung oder Verkürzung von Ruhezeiten
führen, mit einer schlechteren Gesundheit und
Work-Life Balance der Beschäftigten einhergehen.
Erholung bzw. von der Arbeit Abschalten gelingt un-
ter diesen Flexibilitätsanforderungen seltener. Da die
arbeitsbezogene Inanspruchnahme während der
Freizeit eine effiziente Erholung verhindert, sollte
ständige Erreichbarkeit bzw. das Erledigen von Ar-
beitsbelangen in der Freizeit möglichst vermieden
werden. Ist das aufgrund betrieblicher Belange nicht
möglich, sollten auf betrieblicher Ebene konkrete
verbindliche Vereinbarungen für Erreichbarkeit au-
ßerhalb der Arbeitszeit getroffen werden. Darüber
hinaus liegt es in der Verantwortung der Betriebe,

ihre Arbeitsorganisation in Bezug auf zeitabhängige
Bedarfe so vorausschauend zu planen, dass Flexibili-
tätsanforderungen an die Beschäftigten möglichst re-
duziert sind.

Die Vorhersehbarkeit und Planbarkeit von Arbeits-
zeit sind wichtige Schlüsselfaktoren in Bezug auf die
Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben. Sie bilden
Ressourcen, die negative Effekte von Belastungen ab-
schwächen können und sich darüber auch auf die
Gesundheit von Beschäftigten auswirken können.
Bei Arbeit auf Abruf ist diese Vorhersehbarkeit aller-
dings meist nicht gegeben. In der BAuA-Arbeitszeit-
befragung 2015 gaben 7 % der abhängig Beschäftig-
ten an, auf Abruf zu arbeiten – zum Teil mit Ankün-
digungsfristen von weniger als einem Tag. Neben ei-
ner größeren Unzufriedenheit mit der Work-Life Ba-
lance berichten diese Beschäftigten häufiger von ge-
sundheitlichen Beschwerden als Beschäftigte, die
nicht auf Abruf arbeiten. Aus arbeitswissenschaftli-
cher Sicht sollte Arbeit auf Abruf daher, wenn mög-
lich, vermieden werden. Falls dies nicht möglich ist,
sollten Maßnahmen ergriffen werden, die die Vor-
hersehbarkeit und Planbarkeit fördern, wie z. B.
möglichst lange Ankündigungszeiträume.

Die von den Beschäftigten häufig gewünschten Fle-
xibilitätsmöglichkeiten, wie erhöhte Zeitsouveränität
in Bezug auf Arbeitsbeginn und -ende, hängen ver-
schiedenen Studien zufolge eher mit einer verbesser-
ten Work-Life Balance und auch besserer Gesundheit
zusammen. Beschäftigten sollte daher die Möglich-
keit eingeräumt werden, die Arbeitszeit an die indi-
viduellen Bedürfnisse anzupassen. Der Arbeitszeitre-
port der BAuA zeigt, dass 38 % der abhängig Be-
schäftigten angeben viel Einfluss auf die täglichen
Anfangs- und Endzeiten ihrer Arbeit zu haben. Fast
die Hälfte (45 %) gibt jedoch an, wenig Einfluss da-
rauf zu haben. Weiterhin zeigen die Analysen, dass
die tägliche Arbeitszeit von insgesamt 61 % der Be-
schäftigten auf einem Arbeitszeitkonto verbucht
wird. In 60 % der Fälle bestimmt der oder die Be-
schäftigte überwiegend selbst über die Entnahme des
Zeitguthabens, während bei 15 % der Beschäftigten
überwiegend betriebliche Gründe darüber entschei-
den. Diejenigen Beschäftigten mit hoher Zeitsouverä-
nität in Bezug auf ihre Anfangs- und Endzeiten und
mit Verfügungsmöglichkeiten über ihr Zeitguthaben
haben seltener gesundheitliche Beschwerden und
sind zufriedener mit ihrer Work-Life Balance. Be-
funde aus der Schichtarbeitsforschung zeigen, dass
Mitbestimmung der Beschäftigten in Bezug auf die
Schichtplangestaltung und die konkrete Schichtpla-
nung mit einer besseren Work-Life Balance einher-
geht. Eine hohe Zeitsouveränität in Bezug auf die
Lage der Arbeitszeit ist also erst einmal als positiv
zu bewerten.

Allerdings ist zu beachten, dass nicht alle Beschäf-
tigten gleich gut mit zeitlichen Handlungsspielräu-
men umgehen können und eine hohe Arbeitszeitsou-
veränität auch zu längeren (täglichen oder wöchent-
lichen) Arbeitszeiten und Entgrenzung führen kann.
Bestimmte Arbeitszeitwünsche können auch durch
falsche Anreize, wie Zulagen oder Karriereerwartun-
gen, entstehen. Andere Studien zeigen, dass Beschäf-
tigte für eine höhere Zufriedenheit mit der Work-
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Life-Balance lange tägliche Arbeitszeiten bevorzu-
gen, wenn sie dafür weniger Tage in der Woche ar-
beiten müssen. Dies ist jedoch in Bezug auf Sicher-
heit und langfristige Gesundheit von Beschäftigten
nicht zu befürworten. Beschäftigte müssen also qua-
lifiziert im Umgang mit hoher Zeitsouveränität sein,
z. B. indem sie für mögliche kurz- und langfristige
gesundheitliche Folgen sensibilisiert werden.
Gleichzeitig ist aus den genannten Gründen eine
vollständige Zeitsouveränität nicht zu befürworten,
sondern es sollte durchaus Grenzen geben, wie z. B.
vorgegebene Rahmenarbeitszeiten oder die Schicht-
plangestaltung nach arbeitswissenschaftlichen Er-
kenntnissen zu menschengerechter Gestaltung. Gute
Modelle hierzu sollten auf betrieblicher Ebene aus-
gehandelt werden, um an die betrieblichen Erforder-
nisse und beschäftigtenbezogenen Bedürfnisse ange-
passt zu sein.

Homeoffice/Telearbeit

Alternierende Telearbeit, also die Möglichkeit auch
von zu Hause aus zu arbeiten, ist in Deutschland we-
niger weit verbreitet als in vielen anderen Ländern.
Laut Analysen des sozioökonomischen Panels arbei-
ten gerade einmal 12 % der Beschäftigten von zu
Hause aus. Gleichzeitig zeigt diese Studie auch, dass
deutlich mehr Arbeitnehmer von zu Hause aus arbei-
ten würden, wenn ihr Arbeitgeber es zuließe. Aller-
dings können auch nicht alle Tätigkeiten außerhalb
des eigentlichen Arbeitsplatzes ausgeführt werden.
So spielen für die Nutzung von Telearbeit durchaus
die Art der Tätigkeit, das Bildungsniveau, die Bran-
che und die Betriebsgröße eine Rolle.

Wissenschaftliche Befunde zu den Auswirkungen
von Telearbeit bzw. Homeoffice auf die Gesundheit
von Beschäftigten sind heterogen. Insbesondere die
Ausgestaltung der Arbeitstätigkeit und der Rahmen-
bedingungen, wie z. B. die Häufigkeit von Telearbeit,
sind dabei von hoher Bedeutung. So zeigt eine syste-
matische Überblicksarbeit, dass sich alternierende
Telearbeit grundsätzlich positiv auf das Autonomie-
empfinden von Beschäftigten auswirkt und das Ri-
siko von Konflikten zwischen Arbeit und Privatle-
ben verringert. Gleichzeitig gibt es aber auch Be-
funde, die dafür sprechen, dass sich das Risiko von
Konflikten zwischen Arbeit und Privatleben insbe-
sondere bei häufiger Arbeit im Homeoffice auch ver-
stärken kann und mit stärkerer arbeitsbedingter Er-
schöpfung zusammenhängt. Die Befunde deuten da-
rauf hin, dass in Telearbeit häufig zusätzliche Arbeit
abends und am Wochenende verrichtet wird, was
das nötige Abschalten von der Arbeit, das normaler-
weise zu diesen Zeiten erfolgt, verhindert.

Darüber hinaus können die sozialen Beziehungen
am Arbeitsplatz durch intensive Telearbeit negativ
beeinträchtigt werden, was bei wenig intensiver al-
ternierender Telearbeit allerdings nicht der Fall ist.
Weiterhin unterscheiden sich Beschäftigte hinsicht-
lich ihrer Bedürfnisse und Kompetenzen in der
Grenzziehung zwischen Arbeit und Privatleben. Eine
Aufklärung der Beschäftigten über mögliche positive
und negative Konsequenzen von Telearbeit sowie
Strategien in Bezug auf Grenzziehung scheint daher
sinnvoll.

Mitbestimmungsrechte für Betriebs- und Personal-
räte

Im besten Fall ist Arbeitszeit sowohl tätigkeits- als
auch kontextbezogen gestaltet und an die betriebli-
chen Bedürfnisse angepasst. Bei der Festlegung von
Arbeitszeit auf betrieblicher Ebene sollten also auch
die Anforderungen der Tätigkeiten sowie Spezifika
der Belegschaften, wie die Alterszusammensetzung,
berücksichtigt werden. Hohe Belastungen, wie eine
hohe Arbeitsintensität, sollten sich in entsprechen-
den Maßnahmen zur Entlastung widerspiegeln, wie
z. B. spezifische Pausen- oder Ruhezeitregelungen.
Um Arbeitszeit menschengerecht und gesundheitser-
haltend zu gestalten und Überlastsituationen bei den
Beschäftigten zu vermeiden, muss eine Passung zwi-
schen personellen Kapazitäten und der Arbeits-
menge sichergestellt sein. Die Kultur einer guten be-
trieblichen Mitbestimmung scheint sehr gut dafür
geeignet zu sein, angemessene Modelle der Arbeits-
zeitgestaltung zu entwickeln.

Fazit

Zusammenfassend zeigt sich für die Arbeitszeitge-
staltung, dass neben der Begrenzung von Arbeitszeit-
länge und atypischer Arbeitszeitlage insbesondere
die Vorhersehbarkeit und Planbarkeit sowie die Ein-
flussnahme auf die Gestaltung positive Wirkungen
auf die Belastungsentstehung und -verarbeitung ha-
ben. Länge, Lage und Flexibilität der Arbeitszeit sind
im Arbeitszeitgesetz geregelt, das in erster Linie ein
Schutzgesetz für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen darstellt.

Vertiefende Literatur

Amlinger-Chatterjee, M. (2016). Psychische Gesund-
heit in der Arbeitswelt - Atypische Arbeitszeiten.
Dortmund: Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin.

BAuA (2016). Arbeitszeitreport Deutschland 2016.
Dortmund: Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin.

Ducki, A., & Nguyen, H.T. (2016). Psychische Ge-
sundheit in der Arbeitswelt - Mobilität. Dortmund:
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedi-
zin.

Folkard, S., & Lombardi, D.A. (2006). Modelling the
impact of the components of long working hours on
injuries and “accidents”. American Journal of Indus-
trial Medicine, 49, 953-63.

Gajendran, R. S., & Harrison D. A. (2007). The good,
the bad, and the unknown about telecommuting:
Meta-analysis of psychological mediators and indi-
vidual consequences. Journal of Applied Psycho-
logy, 92, 1524-1541.

Pangert, B., Pauls, N., & Schüpbach, H. (2016). Die
Auswirkungen arbeitsbezogener erweiterter Erreich-
barkeit auf Life-Domain-Balance und Gesundheit. 2.
Auflage. Dortmund: Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin.

STAMI-Report. (20014). Arbeidstid og helse Oppda-
tering av en systematisk litteraturstudie [Arbeitszei-
ten und Gesundheit Update einer systematischen Li-
teraturrecherche]. Norwegen, Oslo.



Ausschussdrucksache 18(11)947 Ausschuss für Arbeit und Soziales

47

Tucker, P., & Folkard, S. (2012). Working time,
health and safety: A research synthesis paper. Ge-
neva, Schweiz: International Labour Organization.

Wendsche, J., & Lohmann-Haislah, A. (2016). Psychi-
sche Gesundheit in der Arbeitswelt - Detach-
ment. Dortmund: Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin.

Wendsche, J., & Lohmann-Haislah, A. (2016). Psychi-
sche Gesundheit in der Arbeitswelt - Pausen. Dort-
mund: Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin.

Wöhrmann, A. (2016). Psychische Gesundheit in der
Arbeitswelt – Work-Life-Balance. Dortmund: Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin.



Ausschussdrucksache 18(11)947 Ausschuss für Arbeit und Soziales

48

DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)944
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 16. März 2017
18. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 20. März 2017 zum

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Klaus Ernst, Herbert Behrens, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE.
Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeitsstress reduzieren - BT-Drucksache
18/8724

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Brigitte Pothmer, Kerstin Andreae,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Zeitsouveränität - Damit Arbeit gut ins Leben passt - BT-Drucksache 18/8241

DIE FAMILIENUNTERNEHMER e.V.

Vorbemerkung

Das Thema „Arbeitszeit“ wurde zuletzt wieder stär-
ker diskutiert. Öffentlich wie im politischen Diskurs.
Ausschlaggebender Punkt sind dabei nicht zuletzt
die Veränderungen, welche die Digitalisierung der
Arbeitswelt mit sich bringen. Künftig wird es in vie-
len Tätigkeitsbereichen noch stärker möglich sein,
orts- und zeitungebunden zu arbeiten. Was sich für
die einen als Chance auf Selbstverwirklichung und
Selbstbestimmung ergibt, wird von anderen als zu-
nehmende Bedrohung angesehen.

Im politischen Diskurs wurde sich seitens der Bun-
desregierung Ende des letzten Jahres dem Thema
„Arbeitszeit“ mit der Vorstellung des Weißbuches
„Arbeiten 4.0“ angenähert. Die im Weißbuch vorge-
schlagenen „Experimentierlabore“, um im Einver-
nehmen der Tarifpartner Abweichungen von den
derzeitigen gesetzlichen Regelungen bei der Arbeits-
zeit vornehmen zu können, befürworten DIE FAMI-
LIENUNTERNEHMER ausdrücklich. Auch wenn die
Bundesregierung dabei noch ruhig etwas mutiger
hätte sein und auch tarifungebundenen Unterneh-
men die Möglichkeit auf Abweichungen von den
derzeitigen Arbeitszeitbestimmungen hätte einräu-
men können.

In diesem Jahr wurden zudem die ersten Eckpunkte
der Bundesregierung für die Weiterentwicklung des
Teilzeitrechts vorgelegt. Es soll neben dem Recht auf
Teilzeit auch ein Recht auf befristete Teilzeit einge-
führt werden. DIE FAMILIENUNTERNEHMER ha-
ben bereits in einer Kurzstellungnahme deutlich ge-
macht, wie unpraktikabel sie dieses gesetzliche Vor-
haben halten. Eine Einschätzung, die im Übrigen

auch von Betriebsräten in den Familienunternehmen
geteilt wird.

Die Opposition von BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN
und der LINKEN scheint nun in diesem Diskurs
nicht untergehen zu wollen und legt nun jeweils ei-
nen Antrag vor, der ein ganzes Maßnahmenpaket an
Vorschlägen enthält, wie man die Arbeitszeit in den
Betrieben noch stärker regeln und kontrollieren
kann. Beiden Fraktionen gemein ist, dass sie die
Umwälzungen, insbesondere der Digitalisierung der
Arbeitswelt, eher als Bedrohung für die Arbeitneh-
mer denn als Chance begreifen. Auch zeichnen beide
für die aktuelle Situation auf dem Arbeitsmarkt ein
düsteres Bild. Beide Stellungnahmen lesen sich so,
als hätten die Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeit-
geber gar keinen Einfluss auf die Arbeitszeiten und
würden sich die Arbeitgeber bei den Arbeitszeitwün-
schen der Arbeitnehmer auch nicht kompromissbe-
reit zeigen. Eine wahrlich abenteuerliche Ansicht,
die glücklicherweise nicht der Realität entspricht.
Fairerweise muss man dazu sagen, dass der Antrag
von DIE LINKE in der Hinsicht auf eine verzerrte
Darstellung der betrieblichen Praxis den Antrag von
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN noch bei Weitem über-
steigt. Traditionen muss man sich da wohl erhalten.

Jedenfalls hat auch vor nicht allzu langer Zeit das
Statistische Bundesamt festgestellt, dass lediglich je-
der zehnte Arbeitnehmer in Deutschland unzufrie-
den mit seiner Arbeitszeit ist. Das bedeutet im Um-
kehrschluss, dass 90 Prozent der Beschäftigten hier-
zulande nichts an ihrer Wochenarbeitszeit ändern
wollen. 7,3 Prozent der Arbeitnehmer sehen sich als
unterbeschäftigt an und würden gern mehr arbeiten.
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Lediglich 2,3 Prozent äußern den Wunsch, kürzer
treten zu wollen.1 Bei den Teilzeitbeschäftigten wie-
derum sind 85 Prozent mit ihrer Wochenarbeitszeit
zufrieden.2 Der Anteil der in Teilzeit beschäftigten
Frauen, die wieder in Vollzeit wechseln wollen, ist
von 22,4 Prozent im Jahr 2006 auf 12,9 Prozent im
Jahr 2015 abgesunken. Viele der Frauen, die in Teil-
zeit beschäftigt sind und eine Erhöhung der Wo-
chenarbeitszeit anstreben, wollen diese nur um we-
nige Stunden erhöhen, nicht aber bis zur Vollzeit
aufstocken.3

Die Gründe dafür, warum Arbeitnehmer statt einer
Vollzeittätigkeit lieber eine Teilzeittätigkeit anstre-
ben, sind dabei höchst unterschiedlich. Wie eine
Auswertung des sozioökonomischen Panels (SOEP)
allerdings zeigt, ist die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf die zentrale Ursache für die divergieren-
den Arbeitszeitwünsche zwischen Männern und
Frauen. Laut Daten des Mikrozensus 2015 geben le-
diglich 12 Prozent der Frauen an, in Teilzeit arbeiten
zu müssen, da sie keine Vollzeittätigkeit gefunden
haben bzw. ihnen diese vom Arbeitgeber nicht ange-
boten werden kann. Bei 26 Prozent der Frauen geht
die Teilzeitbeschäftigung auf die Notwendigkeit zu-
rück, die Kinder betreuen zu wollen bzw. zu müs-
sen. 21 Prozent der Frauen arbeiten in Teilzeit auf-
grund sonstiger familiärer oder persönlicher Ver-
pflichtungen (z.B. der Pflege von Angehörigen). Die
Mehrheit der Frauen (32 Prozent) gibt allerdings „an-
dere Gründe“ an, warum sie in Teilzeit beschäftigt
sind.4 Hierbei kann von einer Teilzeitbeschäftigung
aufgrund rein freiwilliger Motive ausgegangen wer-
den. Aus all diesen Daten ergibt sich ein Bild, wel-
ches dem in den Anträgen der Oppositionsfraktio-
nen durchaus entgegensteht.

Wesentlicher Inhalt der Anträge

Fraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN „Mehr Zeit-
souveränität - Damit Arbeit gut ins Leben passt“
(Drucksache 18/8241) - Auswahl5

 Einführung eines Vollzeitkorridors mit Wahlar-
beitszeiten (30 bis 40 Stunden /Woche) im Teil-
zeit- und Befristungsgesetz.

 Einführung von befristeter Teilzeit (gesetzliches
Rückkehrrecht auf den früheren Stundenum-
fang).

 Mitsprache des Arbeitnehmers über Lage, Ort,
Beginn, Ende und die Verteilung der Arbeit über
Tag, Woche oder Monat. Erleichterung der Nut-
zung von Home Office.

 Auf Verlangen von Betriebs- und Personalräten
soll eine Betriebsvereinbarung zu Vereinbarkeits-
fragen und für mehr Zeitsouveränität eingeführt
werden können.

1 http://www.spiegel.de/karriere/arbeitszeit-jeder-zehnte-ist-unzufrieden-a-1077404.html
2 http://www.handelsblatt.com/unternehmen/beruf-und-buero/buero-special/statistische-bundesamt-millionen-menschen-

wollen-in-deutschland-laenger-arbeiten/19275824.html
3 Statistisches Bundesamt 2015
4 Statistisches Bundesamt, Mikrozensus, Bevölkerung und Erwerbstätigkeit – Stand und Entwicklung der Erwerbstätigkeit

in Deutschland, 2015
5 „Mehr Zeitsouveränität - Damit Arbeit gut ins Leben passt“ (Drucksache 18/8241), Seite 3ff.
6 Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeitsstress reduzieren“ (Drucksache 18/8724), Seite 2ff.

 Betriebs- und Personalräte erhalten ein Mitbe-
stimmungsrecht über die Menge der Arbeit bzw.
über die Zielvorgaben.

 Für Beschäftigte soll Arbeit auf Abruf berechen-
barer werden (z.B. soll die Dauer und Eingren-
zung der Lage der wöchentlichen und täglichen
Arbeitszeit im Arbeitsvertrag verbindlich festge-
schrieben werden).

Fraktion DIE LINKE. „Wochenhöchstarbeitszeit be-
grenzen und Arbeitsstress reduzieren“ (Drucksache
18/8724)6

 Reduzierung der gesetzlichen Wochenhöchstar-
beitszeit von 48 auf 40 Stunden.

 Einführung eines Rechts auf Nichterreichbarkeit.

 Einführung einer Dokumentationspflicht für jede
Stunde Arbeit sowie verbindliche Ausgleichsre-
gelungen für Mehrarbeit.

 Erlass einer Anti-Stress-Verordnung, die als mög-
liche Gefährdungsfaktoren mindestens die Ar-
beitszeit, die Gestaltung der Arbeitsaufgabe, die
Arbeitsorganisation, die sozialen Bedingungen
sowie die Bedingungen des Arbeitsplatzes und
der Arbeitsumgebung berücksichtigen.

 Einführung eines Rückkehrrechts auf Vollzeit
(befristete Teilzeit).

 Einführung erzwingbarer Mitbestimmungsrechte
für Betriebs- und Personalräte bei Fragen der
Zeitsouveränität, der Vereinbarkeit von Arbeit
und privatem Leben sowie bei der Bestimmung
der Arbeitsmenge im Betriebsverfassungsgesetz.

Positionen zu den Anträgen

Die Inhalte beider Anträge dürften bei jeweiliger
Umsetzung die Personalplanung in den Betrieben
deutlich erschweren. Den Arbeitszeitwünschen der
Arbeitnehmer für den Unternehmer zu begegnen, ist
laut den Vorschlägen von GRÜNEN wie von LINKEN
lediglich mit der Angabe dringender betrieblicher
Gründe möglich, deren Definition nicht näher getrof-
fen wird und über die man sich schlussendlich zeit-
aufwendig vor den Arbeitsgerichten zu verständigen
hat. Gerade in kleineren und mittleren Betrieben
sind die Vorstellungen der GRÜNEN nach einem
Vollzeitkorridor mit Wahlarbeitszeiten genauso we-
nig umsetzbar wie das in beiden Anträgen befindli-
che Rückkehrrecht von Teilzeit in Vollzeit. Da anzu-
nehmen ist, dass gerade bei letzterem Vorhaben
beide Oppositionsparteien in ihren Vorstellungen
der Bundesregierung in nichts nachstehen wollen,
sei hier die Kritik von DIE FAMILIENUNTERNEH-
MER an der befristeten Teilzeit erneuert.

Bereits im Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Weiterentwicklung des Teilzeitrechts haben DIE FA-
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MILIENUNTERNEHMER deutlich gemacht, dass feh-
lende Vorgaben für eine Mindest- bzw. Höchstdauer
der befristeten Teilzeit die Personalplanung in den
Unternehmen vor unlösbare Aufgaben stellen. Insbe-
sondere lange Zeiträume sind problematisch (bei-
spielsweise mehrere Jahre), da sich moderne und
wettbewerbsfähige Unternehmen bis dahin in aller
Regel erheblich verändert haben können. Und den-
noch müssen sie dann wieder einen Vollzeitarbeits-
platz anbieten. Auch, dass der Arbeitnehmer schon
vor Fristende seine Arbeitszeit erhöhen bzw. die
Teilzeit verlängern kann, ist unzumutbar. Denn die
Arbeit des von der Vollzeit in Teilzeit wechselnden
Arbeitnehmers muss trotzdem gemacht werden. Ent-
weder wird die Arbeit dann innerhalb der Beleg-
schaft auf die anderen Mitarbeiter verteilt, oder aber
es wird zusätzliches Personal eingestellt. Die Arbeit
auf andere zu verlagern ist umso einfacher, je mehr
es sich bei der zu verlagernden Arbeit um Routinetä-
tigkeiten handelt. Bei Spezialtätigkeiten ist es so gut
wie unmöglich. Schon die aktuellen Regelungen
zum Teilzeit- und Befristungsgesetz haben negative
betriebswirtschaftliche Auswirkungen in Berufen, in
denen Arbeit nicht einfach aufgeteilt und verteilt
werden kann. Beispielsweise ist dies in Wissensbe-
rufen, bei der Softwareentwicklung, in der Projektar-
beit der Fall. Grundsätzlich benötigen die Unterneh-
men keine „gesetzgeberische Nachhilfe“ zur Fach-
kräfteaktivierung. Entweder haben sie die Jobs und
sind froh, dass sie guten Mitarbeitern auch wieder
die Wochenarbeitszeit erhöhen können, oder sie ha-
ben die Kapazitäten nicht.

Wenn allerdings zusätzliches Personal eingestellt
werden muss, dann wirkt der aktuell in einigen Re-
gionen und Branchen auftretende Fachkräftemangel
kontraproduktiv. Denn gutes Personal sucht natür-
lich in erster Linie nach unbefristeter Beschäftigung.
Dies wird dann personalpolitisch zum Bumerang.
Kehrt der mit befristeter Teilzeit versehene Arbeit-
nehmer in Vollzeit zurück (das ist quasi wie eine
Neueinstellung), dann ist ein Überangebot an Mitar-
beitern vorhanden, welches der Arbeitgeber nicht
benötigt. Deswegen wird das Rückkehrrecht von
Teilzeit in Vollzeit seitens von DIE FAMILIENUN-
TERNEHMER auch als „staatlich verordneter Be-
schäftigungsaufbau“ bezeichnet, den der Arbeitgeber
letztlich nur mit der Aussprache von Kündigungen
(inklusive Sozialauswahl etc.) lösen kann. Alternativ
kann der Arbeitgeber die Arbeit auf Zeitarbeiter oder
Freelancer verlagern oder er wählt den Weg hin zu
mehr Automatisierung. Jedenfalls dürfte der organi-
satorische Aufwand, den die Unternehmer künftig
betreiben müssen, enorm sein.

Neben dem hohen organisatorischen Aufwand im
Zuge der Personalplanung und Aufgaben-verteilung
entsteht dem Unternehmer auch ein hoher bürokrati-
scher Aufwand. Zum einen, weil er, unabhängig von
der Mitarbeiterzahl des Unternehmens, jeden
Wunsch nach Änderung der Arbeitszeit mit dem Ar-
beitnehmer zumindest zu erörtern hat. Zum anderen
ist der Unternehmer künftig viel stärker in der Be-
weispflicht. Das gilt vor allem für Arbeitnehmer, die
bereits heute in unbefristeter Teilzeit beschäftigt

7 Bundesagentur für Arbeit: Schwerpunktheft Fachkräfte für Deutschland – Zwischenbilanz und Fortschreibung, 2016
8 Pimpertz, Jochen: Kosten der Entgeltfortzahlung – beschränktes Präventionspotenzial, IW-Kurzberichte 13.2017

sind. Nach aktueller Rechtslage sollen diese zwar
heute schon bevorzugt behandelt werden, wenn es
darum geht, einen Vollzeitarbeitsplatz zu besetzen.
Den Beweis darüber, ob ein geeigneter Arbeitsplatz
zur Verfügung steht, und ob er für diesen auch geeig-
net ist, muss der Arbeitnehmer selbst erbringen. Das
soll künftig anders sein. Demzufolge wird die Be-
weislast umgekehrt, und der Arbeitgeber hat künftig
den vierfachen Beweis anzutreten: dass dem
Wunsch auf Erhöhung der Wochenarbeitszeit des
Arbeitnehmers erstens keine dringenden betriebli-
chen Gründe entgegenstehen, dass ihm zweitens
keine Arbeitszeitwünsche anderer Mitarbeiter entge-
genstehen, dass drittens ein entsprechender Arbeits-
platz vorhanden ist und viertens, dass der Arbeit-
nehmer dafür auch noch qualifiziert ist.

Im Antrag der LINKEN ist zudem die Forderung
nach Reduzierung der Wochenhöchst-arbeitszeit von
48 auf 40 Stunden enthalten. Auch das ist nichts
Neues im Themen-Portfolio der Fraktion. Eine For-
derung, die theoretisch zunächst vielleicht plausibel
klingt, da man die frei werdende Arbeitszeit einfach
jenen zur Verfügung stellt, die keine Arbeit oder we-
nig davon haben. Praktisch gesehen fällt dieser Vor-
schlag allerdings durch, denn er würde nur den
Fachkräftemangel in unserem Land verschärfen,
wenn Beschäftigte in aktuellen Mangelberufen, wie
bei den Ärzten oder in Ingenieurberufen, plötzlich
ihre Wochenarbeitszeit reduzieren. Wer sollte dann
an ihrer Stelle die Arbeit übernehmen? Langzeitar-
beitslose oder Geringqualifizierte? Schon die Bunde-
sagentur für Arbeit (BA) hat in einer Studie zur
Fachkräftesicherung eher für eine Erhöhung des Ar-
beitszeitvolumens plädiert, um die Fachkräftelücke
zu schließen. Die Bundesagentur beziffert das ent-
sprechende Potenzial auf 300.000-600.000 Vollzeit-
äquivalente.7

Ziel der Anträge beider Oppositionsfraktionen ist es
darüber hinaus, den Stress am Arbeitsplatz für die
Arbeitnehmer zu minimieren. Sei es mit Einführung
einer Anti-Stress Verordnung, mit gesetzlich festge-
legten Zeiten der Nichterreichbarkeit, oder mit der
strikten Dokumentation der Arbeitszeiten. In der Tat
sind die Ausfalltage von Arbeitnehmern mutmaßlich
infolge von womöglich stressbedingter Krankheit zu-
letzt gesamtwirtschaftlich jedenfalls angestiegen.
Auch wenn man den Anstieg teilweise mit den in
den letzten Jahren immer weiter steigenden Beschäf-
tigungszahlen und Kosten für die Entgeltfortzahlung,
zum Teil mit den steigenden Entgelten der Beschäf-
tigten erklären kann, so ist die Größenordnung von
knapp 54 Milliarden Euro hinsichtlich der Aufwen-
dungen der deutschen Wirtschaft für die Entgeltfort-
zahlung im Jahr 2015 ein neuer Spitzenwert und als
beträchtlich anzusehen.8 Auch wenn sicherlich nicht
alle Krankheitsfälle stressbedingt sind, die Unter-
nehmen sind jedenfalls ohnehin bestrebt, die Leis-
tungsfähigkeit der Mitarbeiter zu erhalten. In den
deutschen Familienunternehmen finden Maßnah-
men zur Gesundheitsprävention und damit zur
Stressvermeidung immer stärkere Verbreitung. Aus
Sicht von DIE FAMILIENUNTERNEHMER reichen
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darüber hinaus die aktuellen Bestimmungen im Ar-
beitsschutzgesetz aus. Eine wie in den Anträgen der
beiden Fraktionen vorgeschlagene Anti-Stress Ver-
ordnung würde lediglich zu mehr Bürokratie und zu
mehr Einschränkungen der unternehmerischen Frei-
heit führen. Für wenig geeignet halten DIE FAMILI-
ENUNTERHEMER außerdem den Vorschlag der
strikten Dokumentation der Arbeitszeiten. Mit Ein-
führung einer derartigen Regelung wäre das Modell
der „Vertrauensarbeitszeit“ praktisch nicht mehr an-
wendbar. Dabei ist es gerade der Vorteil dieses Mo-
dells, dass die Arbeitnehmer in großer Eigenverant-
wortung über den zeitlichen Rahmen ihrer Arbeit be-
stimmen und beispielsweise die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf besser realisieren können.

Im Antrag der GRÜNEN ist von Erleichterungen von
Home Offices die Rede. Die Frage stellt sich, wie
diese aussehen sollen? Ein Recht oder gar Rechtsan-
spruch auf Home Office lehnen DIE FAMILIENUN-
TERNEHMER ab. Denn dieser würde an der betrieb-
lichen Praxis in den Unternehmen vorbei gehen. Ei-
ner Umfrage unter den Mitgliedern des Verbandes
zufolge, bieten aktuell 43 Prozent der Familienunter-
nehmen ihren Beschäftigten Home Office an. Die Fa-
milienunternehmen, die ihren Mitarbeitern kein
Home Office anbieten, nannten dabei folgende
Gründe: Bei 64 Prozent der Familienunternehmen
lassen es die Betriebsabläufe nicht zu. 61 Prozent der
Familienunternehmer gaben an, dass Präsenz der
Mitarbeiter für sie aus Gründen der betrieblichen
Abläufe wichtig sei. Bei 28 Prozent der Familienun-
ternehmen besteht seitens der Belegschaft aktuell
kein Wunsch nach Home Office.9

Abschließend ist beiden Anträge gemein, dass sie
die betriebliche Mitbestimmung stärken wollen. Es
sollen zum Teil erzwingbare Mitbestimmungsrechte
für Betriebsräte und Personalräte hinsichtlich der
Arbeitsmenge und der Zielvorgaben eingeführt wer-
den. Das ist aus Sicht von DIE FAMILIENUNTER-
NEHMER Planwirtschaft! Die Frage nach dem Um-
fang der Arbeit, und der Zeit, wann diese zu erledi-
gen ist, kann immer weniger geplant werden und
wird aktuell in großen Teilen auch gar nicht einmal
mehr vom Arbeitgeber, sondern de facto vom Kun-
den vorgegeben.

Schlussbemerkung

Die enge Bindung zu den Mitarbeitern, das hohe per-
sönliche Verantwortungsbewusstsein der Belegschaft
gegenüber und die kurzen Kommunikationswege –
sind schon immer Stärken deutscher Familienunter-
nehmen gewesen. Die Familienunternehmer sind
sich bewusst, dass neben Erfindergeist und Innovati-
onskraft in erster Linie motivierte und leistungsfä-
hige Mitarbeiter den Erfolg des Unternehmens tra-
gen. Die Fähigkeit, Lösungen auch im Bereich der
Arbeitszeiten, auf individueller betrieblicher Ebene
zu finden, machen aus Sicht von DIE FAMILIENUN-
TERNEHMER gesetzliche Regelungen überflüssig. In
Zeiten von Fachkräftemangel und der ständigen Su-
che nach gut qualifizierten Mitarbeitern kann es sich
kein Unternehmer erlauben, die Wünsche der Ar-
beitnehmer zu ignorieren und diese mit überborden-
der Arbeit zu überlasten.

Die Kompromisse, welche Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer auf betrieblicher Ebene schließen und wel-
che die berechtigten Interessen der Arbeitnehmer ei-
nerseits aber auch die betrieblichen Notwendigkei-
ten und Erfordernisse andererseits abbilden, sind in
jedem Fall höher einzuschätzen als starre gesetzliche
Regelungen. Gerade die vorliegenden Anträge der
Fraktionen von BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN und
von DIE LINKE sind nicht dazu geeignet, die Situa-
tion für Arbeitnehmer und Arbeitgeber in der be-
trieblichen Praxis zu verbessern. Vor allem in klei-
nen und mittleren Betrieben hätte die Umsetzung
dieser Vorschläge personalpolitisches Chaos zur
Folge.

Eine Reform des Arbeitszeitgesetzes ist aus Sicht von
DIE FAMILIENUNTERNEHMER allerdings geboten,
auch um den Wandel in der Arbeitswelt im Zuge der
Digitalisierung besser bewältigen zu können. Mit di-
versen Betriebsräten in Familienunternehmen ist
man sich einig, dass im Bereich von Arbeit 4.0 ein
großes Potenzial liegt, um die Interessen von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern noch besser miteinander
verbinden zu können. Dazu müssen die Gesetze al-
lerdings angepasst werden. Etwa beim Thema „ge-
setzliche Ruhezeiten“ sollte es Flexibilisierungen ge-
ben. Es kann nicht sein, dass sich ein Unternehmer
strafbar macht, nur weil ein Mitarbeiter am Abend
von zu Hause noch eine kurze Email schreibt und
am nächsten Morgen wieder im Büro erscheint. Hier
gilt es, Rechtsunsicherheiten zu beseitigen. Eine
Aufgabe, der sich auch gern die Oppositionsfraktio-
nen widmen dürfen.

9 Quartalsumfrage DIE FAMILIENUNTERNEHMER 4. Quartal 2016 unter 576 Familienunternehmen



Ausschussdrucksache 18(11)947 Ausschuss für Arbeit und Soziales

52

DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)945
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 16. März 2017
18. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 20. März 2017 zum

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Klaus Ernst, Herbert Behrens, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE.
Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeitsstress reduzieren - BT-Drucksache
18/8724

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Brigitte Pothmer, Kerstin Andreae,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Zeitsouveränität - Damit Arbeit gut ins Leben passt - BT-Drucksache 18/8241

BDA - Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände

I. Antrag der Fraktion DIE LINKE „Wochenhöchst-
arbeitszeit begrenzen und Arbeitsstress reduzie-
ren“

1. Senkung der Wochenhöchstarbeitszeit von
48 auf 40 Stunden pro Woche

Die Antragsteller implizieren mit ihrem Antrag, dass
die Beschäftigten heute regelmäßig und in großem
Umfang die im Arbeitszeitgesetz (ArbZG) vorgese-
hene wöchentliche Höchstarbeitszeit von 48 Stun-
den ausschöpfen. Dies vermittelt ein verzerrtes Bild
der betrieblichen Wirklichkeit: Die durchschnittli-
che geleistete Wochenarbeitszeit der Beschäftigten
betrug im Jahr 2015 in Deutschland 35,2 Stunden
pro Woche und war im Vergleich zum Vorjahr sogar
leicht rückläufig (Quelle: Statistisches Bundesamt).

Es entspricht den Bedürfnissen der Unternehmen
und ihrer Mitarbeiter, dass die arbeits- oder tarifver-
traglich vereinbarte Wochenarbeitszeit in den Gren-
zen des ArbZG flexibel verteilt werden kann. Des-
halb muss es z. B. möglich sein, dass in einer Woche
über die vereinbarte Arbeitszeit hinausgegangen
wird. Unternehmen mit innovativen flexiblen Ar-
beitszeitmodellen zeigen, dass gerade auch Arbeit-
nehmer die Möglichkeit wahrnehmen, in Einzelfäl-
len und aus unterschiedlichen privaten Gründen die
mit dem Arbeitgeber vereinbarte Wochenarbeitszeit
zu überschreiten.

Vor diesem Hintergrund ist kein Bedarf ersichtlich,
den von der EU-Arbeitszeitrichtlinie eröffneten
Spielraum, der eine Wochenhöchstarbeitszeit von
48 Stunden vorsieht, weiter zu begrenzen. Vielmehr
sollte der deutsche Gesetzgeber diesen Spielraum

nutzen, um das Arbeitszeitrecht an die zunehmende
Digitalisierung der Arbeitswelt anzupassen.

Insbesondere sollte die gesetzliche Begrenzung der
Höchstarbeitszeit variabler gestaltet werden. Das ver-
ändert das Arbeitsvolumen selbst nicht, es wird nur
anders verteilt gearbeitet. Die gesetzlichen Ruhezei-
ten sollten durch weitere Öffnungsklauseln für Tarif-
verträge ergänzt werden. Ruhezeiten sind unver-
zichtbar; im Rahmen der durch die Arbeitszeitricht-
linie vorgesehenen Modifikationen können sie ange-
messen verkürzt werden. Ebenso sollte der vorhan-
dene Handlungsspielraum für die sehr bürokrati-
schen Aufzeichnungsregelungen genutzt werden.

2. Recht auf Nichterreichbarkeit überflüssig

Es besteht keine Notwendigkeit, ein Recht auf Nicht-
erreichbarkeit außerhalb der Arbeitszeit zu regeln.
Bereits nach geltender Rechtslage hat der Arbeitge-
ber für die Einhaltung des ArbZG zu sorgen. Die Ge-
währleistung eines „Rechts auf Nichterreichbarkeit“
kann allenfalls auf betrieblicher Ebene unterstrichen
werden.

Die Unternehmen bieten auf Wunsch der Beschäftig-
ten zahlreiche Arbeitszeitmodelle an. Für den Ar-
beitgeber wird es deshalb z. B. bei Arbeitsplätzen im
Home Office immer komplizierter, den Aufzeich-
nungspflichten aus § 16 Abs. 2 ArbZG zu genügen.
Daher sollte es für den Arbeitgeber zukünftig mög-
lich sein, die Verpflichtung zur Aufzeichnung der
Arbeitszeit auf die Beschäftigten zu delegieren und
dafür bei ordnungsgemäßer Unterweisung der Be-
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schäftigten nicht länger zu haften, wenn die Beschäf-
tigten ihren Verpflichtungen zur Einhaltung des Ar-
bZG nicht nachkommen.

3. Erlass einer Anti-Stress-Verordnung

Eine Anti-Stress-Verordnung schafft unnötige Büro-
kratie, befördert Rechtsunsicherheit und gefährdet
effektiven Arbeitsschutz. Die schon heute im Ar-
beitsschutzgesetz (ArbSchG) bestehenden Regelun-
gen zum Schutz vor Gefährdungen der Gesundheit
durch psychische Belastungen sind vollkommen
ausreichend. Eine sinnvolle Konkretisierung der
Vorgaben des ArbSchG in Verordnungen und staatli-
chen Regeln ist nach Stand der Forschung weder
möglich noch sinnvoll. Hinzu kommt, dass Verord-
nungen in der Regel ohne dazugehörige Interpretati-
onen und Konkretisierungen eines dazu erst noch
einzusetzenden staatlichen Ausschusses kaum in
den betrieblichen Alltag und in das Aufsichtshan-
deln umsetzbar sind. Dies würde bedeuten, dass eine
Anti-Stress-Verordnung über Jahre nicht umsetzbar
ist und für betriebliche Konflikte sorgt.

Vorrangiges Ziel muss es sein, die Betriebe durch
konkrete Hilfestellungen bei der Arbeitsgestaltung
hinsichtlich des richtigen Maßes für psychische Be-
lastungen (Tätigkeiten herausfordernd ohne Überfor-
derung gestalten) zu unterstützen. Die Aktivitäten im
Programm der Gemeinsamen Deutschen Arbeits-
schutzstrategie „Schutz und Stärkung der Gesund-
heit bei arbeitsbedingten psychischen Belastungen“
tragen bereits erste Früchte. Eine deutliche Verbesse-
rung der betrieblichen Gestaltungskompetenz in die-
sem Feld ist durch die in großer Zahl in Kürze er-
warteten DGUV-Branchenregeln sichergestellt, die
tätigkeitsspezifisch nachvollziehbare Gestaltungs-
empfehlungen enthalten.

4. Rückkehrrecht in Vollzeit

Insgesamt sind fast 90 % aller Beschäftigten zufrie-
den mit ihrer Arbeitszeit. Über 80 % der teilzeitbe-
schäftigten Frauen geben an, mit ihrer Arbeitszeit
zufrieden zu sein und wünschen sich keine Verlän-
gerung oder Verkürzung der Arbeitszeit (Quelle:
IAB, 2016). Knapp 90 % der teilzeitbeschäftigten
Frauen gehen aus privaten Gründen keiner Vollzeit-
tätigkeit nach, z. B. wegen familiärer Verpflichtun-
gen (Quelle: Eurostat, 2016). Für einen Großteil der
wenigen „unfreiwillig“ in Teilzeit Beschäftigten sind
Ursache v.a. fehlende Kinderbetreuungsmöglichkei-
ten. Ein Rückkehrrecht auf Vollzeit ist auch deswe-
gen unnötig, weil knapp 80 % der Betriebe, in denen
ein Mitarbeiter den Wunsch nach Verlängerung der
Arbeitszeit äußert, diesen Wunsch so schnell wie be-
trieblich möglich umsetzen (Quelle: BMFSFJ, 2013).

Gesetzliche Ansprüche auf Veränderung der Arbeits-
zeit belasten die Betriebe in erheblichem Maße in ih-
rer Wettbewerbsfähigkeit mit Organisationsaufwand,
Personal- und Sachkosten und Bürokratie. Das stellt
auch eine Gefahr für den Erhalt und die Schaffung
neuer Arbeitsplätze in einem Unternehmen dar. Vor
allem darf mit einem Anspruch auf Vollzeit oder die
frühere Arbeitszeit kein Eingriff in den Kernbereich
der Unternehmerentscheidung verbunden sein, die
u. a. die Bestimmung des betrieblichen Arbeitszeit-
volumens erfasst und Anzahl und Gestaltung der Ar-
beitsplätze, auf die dieses verteilt wird. Ein Mehr an

Zeitsouveränität für den Arbeitnehmer muss dort
seine Grenze haben, wo der betrieblichen Umset-
zung rationale und nachvollziehbare Gründe entge-
genstehen. Solche können sich auch nachteilig auf
die Beschäftigung anderer Mitarbeiter auswirken.

5. Befristete Teilzeit

Im Rahmen eines Anspruchs auf befristete Teilzeit
müssen die betrieblichen Interessen angemessen Be-
rücksichtigung finden. In jedem Einzelfall muss der
Arbeitgeber eine personelle Umorganisation vorneh-
men oder eine Ersatzeinstellung im Umfang des Ar-
beitsausfalls veranlassen. Eine geeignete, qualifi-
zierte Ersatzkraft zu finden und einzuarbeiten, be-
deutet weitere Belastungen – wenn denn am Arbeits-
markt überhaupt eine entsprechende Fachkraft zu
finden ist, die bereit ist, die befristete Stelle anzu-
nehmen.

6. Entgeltausgleich bei Arbeitszeitreduzierungen

Indiskutabel ist ein Entgeltausgleich für eine vom
Arbeitnehmer gewollte Reduzierung seiner Arbeits-
zeit durch die Betriebe. Das Entgelt ist unmittelbar
abhängig von dem zu leistenden Arbeitsumfang. So
führt eine Reduzierung der Arbeitszeit zu einer an-
teiligen Reduzierung des Entgelts. Es handelt sich
um die im Synallagma stehenden Hauptleistungs-
pflichten des Arbeitsvertrags. Davon kann nicht ab-
gewichen werden.

7. Reduzierung von atypischen Arbeitszeiten

Das ArbZG sieht für Arbeitszeiten wie Nachtarbeit
(§ 6 ArbZG) oder Sonntagsarbeit (§§ 9, 10 ArbZG)
sehr strenge Regelungen vor, die gesicherten arbeits-
wissenschaftlichen Erkenntnissen entsprechen.
Diese Regelungen sind z. B. im Hinblick auf Aus-
gleichszeiträume deutlich strenger als bei „typi-
schen“ Arbeitszeiten. Damit hat der Gesetzgeber in
ausreichender Weise die besonderen Belastungen
von „atypischen“ Arbeitszeiten berücksichtigt. Die
Notwendigkeit für weitergehende Einschränkungen
ist nicht ersichtlich und wird von den Antragstellern
nicht schlüssig dargelegt.

8. Erzwingbare Mitbestimmungsrechte für Betriebs-
räte bei Fragen der Zeitsouveränität und zu
„Vereinbarkeitsfragen“

Der Betriebsrat hat bereits heute zwingende Mitbe-
stimmungsrechte im BetrVG zur Zeitsouveränität
und zum Thema Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf, z. B. zum Beginn und Ende der täglichen Ar-
beitszeit (§ 87 Abs. 1 Nr. 2 BetrVG) oder bei der Aus-
gestaltung von betrieblichen Kindertagesstätten (§ 87
Abs. 1 Nr. 8 BetrVG). Die von den Antragstellern ge-
nannte Thematik „Vereinbarkeit von Arbeit und pri-
vatem Leben“ ist so unbestimmt, dass dies zu einer
uferlosen Ausweitung der Mitbestimmungs- und
Mitwirkungsrechte des Betriebsrats führen würde.
Dies ist aber vom BetrVG nicht intendiert und stellt
einen unzulässigen Eingriff in die Unternehmerfrei-
heit dar.

9. Mitbestimmung über Arbeitsvolumen

Nach dem Grundgedanken von § 87 Abs. 1 Nr. 2, 3
und 5 BetrVG sollen die Arbeitnehmer ihre Interes-
sen hinsichtlich der Lage der Arbeitszeit durch den
Betriebsrat zur Geltung bringen, während sich die
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geschuldete Dauer der Arbeitszeit aus einem Tarif-
vertrag oder dem Arbeitsvertrag ergibt. Der Betriebs-
rat soll also bei Fragen der Ordnung des Betriebs ein-
bezogen werden, die die Arbeitnehmer im täglichen
Arbeitsalltag betreffen.

Demgegenüber handelt es sich bei der Aufteilung der
Arbeitsmenge nicht um eine Frage der Ordnung des
Betriebs, sondern vielmehr um eine zentrale unter-
nehmerische Entscheidung, die der Unternehmer
verantworten muss. Die Entscheidung darüber kann
nicht der Disposition von Arbeitnehmern und Be-
triebsrat unterliegen. Mitbestimmungsrechte bei der
Arbeitsorganisation und Personalbemessung würden
tief in die unternehmerische Freiheit der Bemessung
des Arbeitsvolumens eingreifen und wären damit
verfassungsrechtlich höchst problematisch.

II. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
„Mehr Zeitsouveränität – Damit Arbeit gut ins
Leben passt“

1. Vollzeitkorridor mit Wahlarbeitszeiten

Dauerhaft und ohne Anbindung an eine besondere
familiäre Verantwortung eine wöchentliche Arbeits-
zeit von nur 30 Stunden zu ermöglichen, beweist vor
dem Hintergrund des Fachkräftemangels fehlendes
Problembewusstsein in einer Zeit, in der Menschen
in Beschäftigung gehalten werden müssen. Das Mo-
dell einer Wahlarbeitszeit ist schon im Ansatz ver-
fehlt. Die Vereinbarung der Arbeitszeit ist ein we-
sentliches Merkmal des beidseitig verhandelten Ar-
beitsvertrags, auf deren Grundlage der Arbeitgeber
den Betrieb organisiert und strukturiert. Im Einzel-
fall können die Parteien im Wege der Vertragsfrei-
heit gemeinsam abweichende Vereinbarungen tref-
fen. Ein Übermaß an ständig wechselnden Arbeits-
zeiten und Arbeitsausfällen könnte für kleine und
mittlere Betriebe unmittelbar existenzbedrohend
sein.

2. Rückkehrrecht zur früheren Arbeitszeit

Vgl. dazu die Ausführungen unter I. 4.

3. Mitgestaltung von Umfang, Lage und Ort der Ar-
beitszeit

Die Bestimmung des betrieblichen Arbeitszeitvolu-
mens, der Lage der Arbeitszeit und des Ortes der Ar-
beitsleistung gehören zum Kernbereich der unter-
nehmerischen Entscheidung. Der Arbeitgeber muss
selbständig in der Lage sein, unter Berücksichtigung
aller Umstände, wie Kundenwünschen und Auf-
tragszyklen, ein sinnvolles und tragfähiges Organisa-
tionskonzept zu bestimmen, das vor dem Hinter-
grund wachsender Digitalisierung wettbewerbsfähig
ist.

Auf freiwilliger Basis und aus eigenem Interesse füh-
ren Arbeitgeber ohnehin Gespräche mit ihren Mitar-
beitern, die Lage und Ort der Arbeitszeit betreffen,
um praxisgerechte und für beide Seiten sinnvolle
Lösungen zu finden. Darüber hinaus besteht bereits
nach § 82 Abs. 1 Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)
ein Anspruch der Arbeitnehmer – auch in Betrieben

ohne Betriebsrat – auf Erörterung der Gestaltung von
Arbeitsplatz und Arbeitsablauf.

4. Recht auf Betriebsvereinbarung zu „Vereinbar-
keitsfragen“

Vgl. die Ausführungen unter I. 8.

5. Mitbestimmung über Arbeitsvolumen

Vgl. die Ausführungen unter I. 9.

6. Geltung von Urlaubstagen als Arbeitstage, sofern
der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber „gestört“
wird

Der Schutzgedanke des Urlaubs als Erholungsphase
von der Arbeit wird im Bundesurlaubsgesetz (BurlG)
sowie durch das Bundesarbeitsgericht gewährleistet.
Eine Inanspruchnahme des Arbeitnehmers während
des Urlaubs führt bereits heute zum Nichtverbrauch
des betroffenen Urlaubs. Daher sind keine Ergänzun-
gen im BUrlG notwendig.

7. Konkretisierung des ArbSchG mit einer Verord-
nung gegen Stress durch ständige Erreichbarkeit
und Arbeitsverdichtung

Vgl. die Ausführungen unter I. 3.

8. Einschränkung der Regelungen zu Abrufarbeit

Eine schnelle Reaktionsfähigkeit ist im Zeitalter der
Digitalisierung der Wirtschaft von unerlässlicher Be-
deutung für die Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men. Es ist daher kontraproduktiv, an Flexibilitätsin-
strumente wie Abrufarbeit so hohe Hürden zu stel-
len, dass sie in der betrieblichen Praxis unbrauchbar
werden.

Vielmehr sollten die in § 12 Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz (TzBfG) enthaltenen Regelungen an die
zunehmende Digitalisierung der Arbeitswelt ange-
passt werden. Dies betrifft insbesondere die in § 12
TzBfG enthaltene Ankündigungsfrist. § 12 Abs. 2
TzBfG legt insoweit fest, dass der Arbeitnehmer zur
Arbeitsleitung nur verpflichtet ist, wenn der Arbeit-
geber ihm die Lage seiner Arbeitszeit jeweils min-
destens vier Tage im Voraus mittelt. Diese Frist
sollte verkürzt werden; zumindest für diejenigen
Fälle, in denen die Arbeit der Beschäftigten weitge-
hend flexibel, z. B. im Home Office, erbracht wird,
ist diese Ankündigungsfrist zu eng bemessen. In die-
sem Fall erscheint es zumutbar, dass die Arbeit auch
in einer kürzeren Frist abgerufen werden kann, da
der Beschäftigte keinerlei Anreisewege in Kauf neh-
men muss.

9. Freiwilliger Schichttausch

Die fortschreitende Digitalisierung der Arbeitswelt
birgt gerade auch bei der flexiblen Gestaltung von
Dienst- und Schichtplänen große Chancen. Dies be-
weisen bereits zahlreiche Unternehmen in der Pra-
xis. So erhalten Arbeitnehmer die Möglichkeit, mit-
hilfe von Apps selbstbestimmt, flexibel und unkom-
pliziert Schichten untereinander zu tauschen. Die
Antragsteller legen nicht schlüssig dar, welche zu-
sätzlichen Schritte der Gesetzgeber ergreifen sollte.
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18. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 20. März 2017 zum

a) Antrag der Abgeordneten Jutta Krellmann, Klaus Ernst, Herbert Behrens, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE.
Wochenhöchstarbeitszeit begrenzen und Arbeitsstress reduzieren - BT-Drucksache
18/8724

b) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Brigitte Pothmer, Kerstin Andreae,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Zeitsouveränität - Damit Arbeit gut ins Leben passt - BT-Drucksache 18/8241

Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)

Allgemeine Bemerkungen:

Die Bundestagsfraktionen der LINKEN und der Grü-
nen beschreiben in ihren Anträgen die bekannten
Probleme und Herausforderungen der heutigen Ar-
beitswelt für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
die in vielen Punkten auch auf Beamtinnen und Be-
amte bezüglich der Arbeitszeitfragen zutreffen. Die
Reformvorschläge, die sie zur Lösung dieser Prob-
leme formulieren, gehen in einzelnen Aspekten in
die richtige Richtung und müssten auch für Beam-
tinnen und Beamte gelten.

Generell kritisch anzumerken bleibt, dass beide An-
träge sich nicht ausreichend mit der durch Artikel 9
Absatz 3 Grundgesetz garantierten Funktion von Ta-
rifvertragsparteien und insbesondere von Gewerk-
schaften auseinandersetzen. Denn sie rufen in vielen
Bereichen der Arbeitszeitgestaltung, die klassische
Felder gelebter Tarifautonomie betreffen, nach einer
individualrechtlichen Regelung, ohne die Bedingun-
gen ihrer Durchsetzung im Betrieb zu berücksichti-
gen. Dem kann aber vor allem durch eine Stärkung
der Tarifbindung begegnet werden. Der DGB hat da-
für bereits Vorschläge für gesetzliche Änderungen
vorgelegt.

Für die Einlösung des Anspruchs auf eine generelle
Trendwende in der Arbeitszeitfrage wären im Übri-
gen mindestens die folgenden Aspekte mit einzube-
ziehen.

Die Anträge benennen problematische Entwicklun-
gen, die auch in zahlreichen Studien und ver-
schiedensten Beschäftigtenbefragungen zu Tage ge-

fördert worden sind: die Zunahme von längeren Ar-
beitszeiten und atypische Arbeitszeiten. Längere als
die vertraglich vereinbarten Arbeitszeiten haben
59 Prozent der Beschäftigten (DGB Index Gute Arbeit
2014). 16 Prozent leisten sogar mehr als zehn Über-
stunden pro Woche (INQA 2015). Immer häufiger
haben Beschäftigte atypische Arbeitszeiten: Die Ar-
beit an Wochenenden, Sonn- und Feiertagen ist ge-
stiegen: 27 Prozent der Beschäftigten arbeiten oft o-
der sehr häufig am Abend oder am Wochenende
(DGB-Index Gute Arbeit 2015., StBA 2016), sonntags
13,8 Prozent (BAuA 2015). 43 Prozent der Beschäf-
tigten arbeiten regelmäßig, mindestens einmal mo-
natlich, auch am Wochenende.

Aus der aktuellen, breit angelegten Beschäftigtenbe-
fragung der IG Metall sind in Kürze weitere detail-
lierte Ergebnisse zu den Themen Arbeitszeitwirk-
lichkeit und Arbeitszeitwünsche zu erwarten.

Zeitgleich mit diesen Entwicklungen verzeichnen
wir ein hohes Maß an Arbeitsverdichtung. Die psy-
chischen Beanspruchungen der Beschäftigten bewe-
gen sich auf einem hohen Niveau. In der Arbeitszeit-
debatte müssen deshalb die Leistungsanforderungen
an die Beschäftigten sowie die Fragen der Arbeitsor-
ganisation immer mitgedacht werden.

Als besonders problematisch erachtet der DGB die
zunehmende Auflösung der Grenze zwischen Ar-
beitszeit und Freizeit. Regelungen zum sog. Home-
office (Heimarbeit), zur mobilen Arbeit, zur Vertrau-
ensarbeitszeit und zur Arbeit auf Abruf müssen den
Schutz der Beschäftigten stärker berücksichtigen.
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Nach einer Untersuchung des Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaftlichen Instituts der HBS (WSI) von
November 2016 ist das Flexibilitätspotenzial der ta-
riflichen Arbeitszeitbestimmungen aus betrieblicher
Sicht durchaus gegeben. Dies wird durch neue Ver-
einbarungen, wie z. B. der Abschluss der EVG und
der DB zur Wahl zwischen Arbeitszeitverkürzung,
mehr Urlaub oder mehr Geld weiterentwickelt. Dies
gilt auch für den Tarifvertrag bei der Telekom, der
kürzere Ausgleichszeiten bei bestimmten Formen be-
lastender Arbeitszeiten vorsieht.

Das WSI stellt in seiner Untersuchung fest: Eine flä-
chendeckende und wirksame tarifliche Regulierung
von Arbeitszeitoptionen, die den Interessen der Be-
schäftigten Rechnung trägt, bleibt eine Herausforde-
rung. Es ist den Gewerkschaften aber an einigen Stel-
len gelungen, Arbeitnehmerrechte tariflich stärker zu
verankern. Pauschale Forderungen nach noch mehr
Flexibilisierung und einer Aufweichung des Arbeits-
zeitgesetzes seien nicht nur unnötig, sie würden die
Probleme von Beschäftigten, die Arbeit und Fami-
lienleben unter einen Hut bringen müssen, weiter
verschärfen. Die gesetzlichen Regelungen zur Ar-
beitszeit haben eine wichtige Ankerfunktion, die
auch die Tarifpolitik beeinflusst.

II. Zu den Forderungen im Einzelnen:

Die gesetzliche Wochenarbeitszeit von 48 auf
40 Stunden absenken, jede Stunde Arbeit dokumen-
tieren und verbindliche Ausgleichsregelungen für
Mehrarbeit schaffen.

Die Regelungen des Arbeitszeitgesetzes sind ein äu-
ßerster Rahmen, der aus Arbeitsschutzgründen vom
Gesetzgeber gesetzt wurde und erhalten bleiben
muss. Betriebliche Realität ist, dass Unternehmen
und ihre Verbände vehement eine Aufweichung des
gesetzlichen Rahmens hin zu mehr Flexibilität for-
dern. Gegenleistungen für Flexibilität, z.B. die Zu-
sage, Freizeit nehmen zu können, wenn sie kurzfris-
tig gebraucht wird oder verbindliche Vereinbarun-
gen zur Beschäftigungssicherung oder Ausgleich
durch Entgeltzuschläge oder ausreichend lange An-
kündigungsfristen werden meist nicht angeboten.

Den DGB-Gewerkschaften ist es gleichwohl gelun-
gen, die Arbeitszeit innerhalb des jetzigen gesetzli-
chen Rahmens tariflich zu gestalten und dabei so-
wohl unternehmerischen Flexibilitätsanforderungen
Rechnung zu tragen als auch Arbeitsschutzgesichts-
punkte zu berücksichtigen.

Der DGB verteidigt die Errungenschaft des Acht-
Stunden-Tages als Regelarbeitszeit; er hält auch an
der Fünf-Tage-Woche als Regelarbeitszeit fest. Die
Beschränkung der gesetzlichen Regelung auf eine
Wochenarbeitszeit, wie es die BDA fordert, bringt
dem einzelnen Beschäftigten nicht mehr Schutz,
sondern weniger: er kann dann täglich länger als
acht Stunden beschäftigt werden, wenn nur inner-
halb der Woche ausgeglichen wird. Eine tägliche Ar-
beitszeit von 13 Stunden wäre danach möglich. Bei
der gleichzeitigen Beseitigung des Acht-Stunden-Ta-
ges und einer Einschränkung der Elf-stündigen Ru-
hezeit könnten täglich arbeitsgebundene Zeiten (Ar-
beitszeiten inklusive gesetzlicher Ruhepausen) von
sogar 15 Stunden möglich werden, wenn nur inner-

halb der Woche ein entsprechender Ausgleich erfol-
gen würde. Die Öffnung des Arbeitszeitgesetzes zum
Zweck seiner Verschlechterung, wie es die BDA for-
dert, lehnt der DGB daher strikt ab. Der Anstieg phy-
sischer und psychischer Belastungen nach der ach-
ten Arbeitsstunde am Tag ist durch zahlreiche Stu-
dien belegt. Eine längere tägliche Arbeitszeit erhöht
die Gefahr von Unfällen und steigert mittelfristig das
Krankheitsrisiko. Zudem sinkt die Produktivität
nach der achten Arbeitsstunde am Tag. Tarifverträge
und Betriebsvereinbarungen bieten hinreichend Fle-
xibilitätsmöglichkeiten im Rahmen des geltenden
Arbeitszeitgesetzes.

Mit der Reduzierung der gesetzlich zulässigen Wo-
chenarbeitszeit wird ein ganz klassisches Thema an-
gesprochen. Die DGB-Mitgliedsgewerkschaften spre-
chen in diesem Zusammenhang eher über Arbeits-
zeitverkürzungen mit Lohnausgleichselementen -
kollektiv ausgehandelt, aber selbstbestimmt gestalt-
bar und mit einem klaren Anspruch für alle.

Die gesetzliche Regelung einer eindeutigen Doku-
mentationspflicht des Arbeitgebers für alle geleiste-
ten Arbeitsstunden ist im Zuge von weit verbreiteter
Vertrauensarbeitszeit, mobiler Tätigkeit und Arbeit
von zu Hause oder auf Abruf als präventive Maß-
nahme des Arbeitsschutzes und auch zur Durchset-
zung individualrechtlicher Ansprüche von Arbeit-
nehmern sinnvoll.

Die Ausgleichsregelungen von Mehrarbeit in Tarif-
verträgen sind sehr differenziert; der zeitliche Aus-
gleich von Mehrarbeit nach dem Arbeitszeitgesetz ist
geregelt; unklar bleibt im Antrag, welche verbindli-
chen Ausgleichsregelungen gemeint sind.

Vollzeitkorridor zwischen 30 und 40 Stunden mit
Wahlarbeitszeiten mit Ablehnungsmöglichkeiten
des Arbeitgebers nur bei dringenden betrieblichen
Gründen

Bisher fällt die Frage von Arbeitszeitkorridoren und
Wahlarbeitszeiten vorrangig in die Zuständigkeit der
Tarifvertragsparteien. Regelungen zur Arbeitszeit-
dauer bilden neben dem Arbeitsentgelt das wesentli-
che Betätigungsfeld von Gewerkschaften bei der
Ausübung ihrer verfassungsrechtlich garantierten
Tarifautonomie. Allein individualrechtlich ausge-
staltete Ansätze sind ohne entsprechende Durchset-
zungsinstrumente wie insbesondere Tarifverträge
aufgrund des Verhandlungsübergewichts auf Arbeit-
geberseite in der Praxis ebenso wenig umsetzbar wie
generalisierende gesetzliche Regelungen zur Wo-
chenarbeitszeit, die anders als Tarifverträge weder
branchenspezifischen Besonderheiten noch betriebs-
spezifischen Bedarfen Rechnung tragen können.

Zudem greift der unklare Vorschlag eines „Arbeits-
zeitkorridors“ eine durch Arbeitgeberverbände wie
die BDA favorisierte Variante einer tariflichen Öff-
nungsklausel auf, die auf eine allgemeine Verlänge-
rung der wöchentlichen Arbeitszeit zielt.

Lage und Ort der Arbeit können Beschäftigte nach
Abstimmung mit ihrem Arbeitgeber mitgestalten, so-
fern keine betrieblichen Gründe entgegenstehen

Mit dieser Forderung ist ein aus Sicht des DGB we-
sentliches Feld der Arbeitszeitgestaltung angespro-
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chen, ihre Durchsetzung ist gleichzeitig zu gewähr-
leisten, und dazu bedarf es auch betrieblicher und
tariflicher Gestaltungsoptionen.

Wesentliche Akteure sind hier zunächst die Be-
triebsparteien, die mit ihren Vereinbarungen den
Wünschen der Beschäftigten Rechnung tragen kön-
nen. Gerade in jüngerer Zeit wurden bei großen Au-
tomobilunternehmen wie VW, BMW und Daimler,
aber auch bei Bosch beispielgebende Regelwerke für
mobiles Arbeiten geschaffen.

Um die Rahmenbedingungen für die Inanspruch-
nahme von mobilem Arbeiten auch betriebsübergrei-
fend abzusichern, bedarf es einer Regelung durch die
Tarifvertragsparteien. Dieser Herausforderung wer-
den sich die DGB-Gewerkschaften im Rahmen ihrer
tarifpolitischen Möglichkeiten aktiv stellen bzw. ha-
ben auch schon erste Tarifverträge abgeschlossen
(z.B. Telekom).

Rückkehrrecht auf Vollzeit/vorherige Arbeitszeit
durch Recht auf zeitlich befristete Arbeitszeitredu-
zierung

Die Forderung entspricht im Grundsatz der Position
des DGB. Ein großer Teil der Beschäftigten, 40 Pro-
zent, wünscht sich die Möglichkeit, die Arbeitszeit
zu verkürzen. Ein anderer Teil der Beschäftigten
würde indes gerne länger arbeiten: 12 Prozent – un-
ter ihnen 84 Prozent teilzeitbeschäftigte Frauen. Ins-
gesamt möchte die Hälfte der teilzeitbeschäftigten
Frauen die vereinbarte Arbeitszeit gerne ausweiten.
Für 60 Prozent läge die gewünschte Wochenarbeits-
zeit bei 30 Stunden und mehr.

Die Zeitautonomie der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beit ist trotz der bestehenden Flexibilisierungsmög-
lichkeiten nur eingeschränkt gegeben. Nach dem Ar-
beitszeitreport der BAuA (2016) haben nur 38 Pro-
zent der Beschäftigten großen Einfluss darauf, wann
sie mit ihrer Arbeitszeit beginnen und sie beenden.
Nach dem DGB-Index Gute Arbeit (2015) geben 52
Prozent der Beschäftigten an, gar keinen oder nur ge-
ringen Einfluss auf die Arbeitszeitgestaltung zu ha-
ben. Bei der Arbeitsmenge sind es sogar 65 Prozent.
Die eingeschränkte Selbstbestimmung der Beschäf-
tigten wird durch die Sonderbefragung des DGB-In-
dex Gute Arbeit (2014) zur Arbeitszeitgestaltung be-
legt: Während fast zwei Drittel der Beschäftigten
kurzfristig einen Tag freinehmen können, haben 41
Prozent kaum Spielräume, über Lage und Dauer der
Arbeitszeit mitzuentscheiden. Auch nach der (drit-
ten) Unternehmensbefragung von Eurofound (2015)
bieten nur knapp 32 Prozent der Unternehmen dem
Großteil ihrer Mitarbeiter an, Arbeitsbeginn und
Ende ihren Bedürfnissen anzupassen. Kurzfristig
von zu Hause arbeiten können 14 Prozent der Be-
schäftigten. Kurzfristige Änderungen der Arbeitszei-
ten durch den Arbeitgeber sind dagegen keine Sel-
tenheit: Jede/r sechste Beschäftigte gibt an, dass ihre
Arbeitszeiten sehr häufig oder oft kurzfristig durch
den Arbeitgeber verändert werden – mehr als zwei
Drittel der Änderungen erfolgen dabei kurzfristig, in
68 Prozent der Fälle am Vortag oder erst am selben
Tag (DGB-Index Gute Arbeit 2014).

Erhebungen der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitssicherheit (BAuA-Arbeitszeitreport 2016) zu
Folge:

• Würden 55 Prozent der Vollzeitbeschäftig-
ten gerne ihre Arbeitszeit reduzieren wollen,

• 18 Prozent der Teilzeitbeschäftigten würden
ebenfalls ihre Arbeitszeit gerne reduzieren wollen

• Über ein Drittel der Teilzeitbeschäftigten
(35 Prozent) würde gerne länger arbeiten

• 24 Prozent der Teilzeitbeschäftigten arbei-
ten nur deshalb in Teilzeit, weil sie keine Beschäfti-
gung in Vollzeit gefunden haben (sog. unfreiwillige
Teilzeit).

Diese Bedürfnisse sind in Betrieben Größen stark
ausgeprägt. Besonders stark unter den Beschäftigten
der kleinen und kleinsten Betriebe (bis 49 Arbeit-
nehmer/innen):

• 32 Prozent der vollzeitbeschäftigten Männer
und 37 Prozent der vollzeitbeschäftigten Frauen mit
Verkürzungswunsch arbeiten in kleinen und kleins-
ten Betrieben

• 55 Prozent von teilzeitbeschäftigten Frauen,
die ihre Arbeitszeit gerne weiter reduzieren würden
arbeitet in kleinen und kleinsten Betrieben

• Unter den Teilzeitbeschäftigten, die ihre Ar-
beitszeit gerne aufstocken würden, arbeitet die
Mehrheit – Frauen: 62 Prozent, Männer: 53 Prozent –
in kleinen und kleinsten Betrieben.

Daher fordert der DGB dringend das Recht auf befris-
tete Teilzeit mit Rückkehrrecht zur alten oder einer
höheren Stundenzahl. Generell gehört auch eine bes-
sere Durchsetzung dieses und des bereits bestehen-
den Verringerungsanspruchs in der Praxis dazu, da-
mit der Beginn der Teilzeitbeschäftigung nicht vom
Arbeitgeber mit fadenscheinigen Gründen verzögert
oder verunmöglicht werden kann. Daneben ist ein
verbesserter Aufstockungsanspruch mit Gestaltungs-
elementen und eine Beweislastumkehr für freie Ar-
beitszeitvolumina - zu realisieren durch den Arbeit-
geber – erforderlich, weil ansonsten seine Realisie-
rung an mangelnden Informationen scheitert. Ein
Recht auf Änderung der Lage der Arbeitszeit gehört
auch dazu.

Um solche Individualansprüche in der betrieblichen
Praxis ausreichend zur Geltung zu bringen und da-
mit für die Beschäftigten echte Arbeitszeitsouveräni-
tät zu generieren, bedarf es auch einer Ausgestaltung
von Mitbestimmungsrechten und entsprechender ta-
riflicher Rahmenregelungen. Insofern ist auch hier
eine Stärkung der Tarifbindung erforderlich.

Erlass einer Verordnung zum Schutz der Beschäftig-
ten gegen Stress bedingt durch ständige Erreichbar-
keit und Überforderung, psychische Belastung und
unbezahlte Mehrarbeit.

Die Grenzen zwischen Arbeitszeit und Freizeit ha-
ben sich für viele Beschäftigte aufgelöst. Fast ein
Viertel der Beschäftigten (23 Prozent; DGB Index
Gute Arbeit – 22 Prozent BAuA-Arbeitszeitreport)
geben an, auch in der Freizeit oft für den Arbeitgeber
verfügbar sein zu müssen, 75 Prozent von ihnen füh-
len sich bei der Arbeit gehetzt. Dieser Trend wird
durch die Digitalisierung, vor allem durch die beruf-
liche wie private Nutzung mobiler Endgeräte ver-
stärkt. Auf der einen Seite bietet der digitale Wandel
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eine Chance auf eine bessere Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie; zugleich beinhaltet er aber auch das
Risiko, dass die bestehenden Probleme noch ver-
stärkt werden. Mit den Erreichbarkeitserwartungen
nehmen auch die psychischen Belastungen zu. Das
Abschalten von der Arbeit nach Feierabend (sog. De-
tachment) gelingt den Beschäftigten umso weniger.

Die Digitalisierung erleichtert also nicht automatisch
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, sie er-
schwert aber eine klare Abgrenzung von Arbeits-
und Freizeit. Auch der aktuelle DGB-Index Gute Ar-
beit 2016 zeigt, dass der Leistungsdruck mit der Di-
gitalisierung bereits zugenommen hat.

Hier sind gesetzliche Regelungen zur Prävention er-
forderlich. Der Arbeitgeber muss verpflichtet wer-
den, Vereinbarungen zur Arbeitszeit zu treffen und
die tatsächliche Leistung der Arbeitszeiten zu doku-
mentieren; auch die betriebliche Interessenvertre-
tung muss deren Einhaltung kontrollieren können.
Denkbar ist zudem das Recht auf Nichterreichbarkeit
bzw. Log off stärker ins Bewusstsein der Beschäftig-
ten zu rufen, neue Kommunikationspraktiken im Be-
trieb hierfür zu nutzen (Abschalten des Kontaktes
zum Server ab einer bestimmten Uhrzeit; kein Email-
Versand nach Arbeitsschluss; Mitbestimmung bei
Zielvorgaben) und entgegenstehende Praktiken ein-
zudämmen.

Mehr erzwingbare Mitbestimmung bei Fragen der
Zeitsouveränität, der Vereinbarkeit von Arbeit und
privatem Leben sowie der Bestimmung der Arbeits-
menge bzw. Zielvorgaben sowie bezüglich der Lage
der Arbeitszeit und dem Arbeitsort.

Die Erweiterung der Mitbestimmungsrechte bezogen
auf Arbeitsmenge und Leistungsvorgaben ist richtig.
Gerade die Verdichtung von Arbeit, d. h. die Erhö-
hung der Arbeitsmenge bei gleich bleibender Ar-
beitszeit, führt zu hohem Termin- und Leistungs-
druck. Zwei Drittel der Beschäftigten beklagen eine
solche Arbeitsverdichtung. Hintergrund ist eine zu-
nehmende ergebnisorientierte Unternehmenssteue-
rung, die sich nur am Markt und am Kunden orien-
tiert. Dabei halten 36 Prozent der Beschäftigten die
Zielvorgaben für unerreichbar (Bertelsmann Stif-
tung/Barmer GEK 2015). Insbesondere werden stän-
dig steigende Leistungsziele („Zielspirale“) von 42
Prozent der Beschäftigten problematisiert.

So werden die eigentlich unternehmerischen Risiken
auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verla-
gert. Ergebnisorientierte Arbeit über Zielvereinba-
rungen führt vermehrt zu überlangen Arbeitszeiten,
überdurchschnittlichem Zeitdruck und einem hohen
Arbeitsvolumen. Lange und überlange Arbeitszeiten,
Schichtarbeit und atypische Arbeitszeiten oder ar-
beitsbezogene Erreichbarkeit außerhalb der verein-
barten Arbeitszeit (eingeschränktes Detachment) er-
höhen das Risiko gesundheitlicher, insbesondere
psychischer Belastungen und Fehlbeanspruchungen
(BAuA 2016).

Angesichts der gesundheitlichen Risiken kann die
stärkere Einbindung der Betriebsräte die Beschäftig-
ten vor Überlastung schützen. Nachhaltig wirkt die-
ser Schutz aber erst dann, wenn den Betriebsräten
auch ein Mitbestimmungsrecht bei der Personalbe-
messung zugestanden wird. Auch im Hinblick auf

die Einführung einer technischen Arbeitszeiterfas-
sung muss die Mitbestimmung ausgebaut werden.
Dazu gehört dann auch ein Initiativrecht mit er-
zwingbarer Mitbestimmung für den Datenschutz.
Das fehlt bisher in dieser konkreten Ausprägung und
einer entsprechenden Reichweite des Arbeitnehmer-
schutzes.

Arbeit auf Abruf berechenbarer machen durch eine
Festlegung der Dauer und eine Eingrenzung der
Lage der täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit
und die Zeit darf das Anderthalbfache der verein-
barten Wochenarbeitszeit nicht übersteigen.
Darüberhinausgehende Regelungen sind nur durch
Betriebsvereinbarung oder Tarifvertrag möglich.
Die Entgeltfortzahlung bei Krankheit und Feiertagen
soll sich am durchschnittlichen Entgelt der letzten
drei Monate orientieren. (Forderung 3a des Antrags
der Grüne)

Der DGB lehnt die Fortführung der Zulässigkeit der
Arbeit auf Abruf – auch kapazitätsorientierte variab-
len Arbeitszeit genannt - ab. Studien sowie Erfahrun-
gen aus dem gewerkschaftlichen Rechtsschutz zu-
folge werden die gesetzlichen Regelungen wie An-
kündigungsfristen nicht eingehalten und sie können
auch nur sehr schlecht kontrolliert werden. Zudem
sind Beschäftigte in dieser Arbeitsform oft mit einer
Verweigerung von Arbeitnehmerrechten konfrontiert

Der Vorschlag, einer „Festlegung der Dauer und eine
Eingrenzung der Lage der täglichen und wöchentli-
chen Arbeitszeit und die Zeit darf das anderthalbfa-
che der vereinbarten Wochenarbeitszeit nicht über-
steigen“ bleibt hinter der BAG-Rechtsprechung zu
Bandbreitenregelungen bei Arbeit auf Abruf zurück
(BAG 7.12.2005 - 5 AZR 535/04).

Um Arbeit auf Abruf seine gesetzliche Grundlage zu
entziehen, wäre eine Streichung des § 12 TzBfG not-
wendig. Zudem braucht es eine Regelung, dass soge-
nannte Null-Stunden-Verträge unzulässig sind. So-
lange die Regelung der Arbeit auf Abruf in § 12
TzBfG bestehen bleibt, wäre zumindest eine gesetzli-
che Klarstellung sinnvoll, dass die tatsächlich geleis-
tete Durchschnittsstundenanzahl als fest vereinbart
gilt. Es sind aber auch Fälle denkbar, in denen bspw.
aufgrund von stark variierendem Arbeitsvolumen
diese Durchschnittsstundenanzahl nicht ermittelt
werden kann. Für diese Fälle sollte zum Schutz der
Arbeitnehmer/innen branchenübliche Vollzeit gel-
ten.

L Erfahrungen des gewerkschaftlichen Rechtsschut-
zes zeigen, dass in der betrieblichen Praxis Arbeit
auf Abruf in rechtlich unzulässigen Formen existiert.
So sind zum Beispiel rechtlich unzulässige Flexibili-
sierungsanteile oder Bandbreitenregelungen hin-
sichtlich des Umfangs der Arbeitszeit (Festlegung
von Mindest- und/oder Höchstarbeitszeiten) immer
wieder zu beobachten.

Weiter sieht die gesetzliche Regelung zum Schutz
von Beschäftigten in Arbeit auf Abruf vor, dass Be-
schäftigte mit kapazitätsorientierten variablen Ar-
beitszeiten nur dann zur Arbeitsleistung verpflichtet
sind, wenn sie mindestens vier Tage im Voraus über
ihre Einsätze informiert werden. Auch hier sieht die
betriebliche Praxis oft anders aus. Der Arbeitszeitre-
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port 2016 der BAuA weist bei Beschäftigten in Ar-
beit auf Abruf ein erhöhtes Risiko für verschiedene
gesundheitliche Beschwerden nach.

Hinzu kommt, dass bei Arbeit auf Abruf Arbeitneh-
merrechte wie Entgeltfortzahlung bei Krankheit oder
an Feiertagen und bezahlter Urlaub schnell unterlau-
fen werden können. Arbeitgeber können diese Zah-
lungsverpflichtungen relativ leicht umgehen, indem
sie die Arbeit an diesen Tagen einfach ‚nicht abru-
fen‘. Der Vorschlag, dass die Entgeltfortzahlung bei
Krankheit und Feiertagen sich am durchschnittli-
chen Entgelt der letzten drei Monate orientieren soll,

hilft nur bedingt weiter, diese individuell zu-
stehende Rechte auch tatsächlich durchzusetzen.

Bei Schichtarbeit soll ein freiwilliger Schichttausch
möglich sein, wenn keine betrieblichen Gründe ent-
gegenstehen. Bei der Aufstellung der Schichtpläne
sollen die Wünsche der Betroffenen berücksichtigt
werden.

Der DGB unterstützt diese Forderungen grundsätz-
lich, macht jedoch darauf aufmerksam, dass es sich
hier originär um Regelungstatbestände für Tarifver-
träge oder Betriebsvereinbarungen handelt und be-
reits eine Reihe von Praxisbeispielen für die Mög-
lichkeit eines freiwilligen Schichtwechsels vorliegt.


